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11. Sitzung

Berlin, Freitag, den 6. Juni 2025

Beginn: 09:00 Uhr

Präsidentin Julia Klöckner:
Guten Morgen zusammen! Die Sitzung ist hiermit er-

öffnet.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 22 sowie den 
Zusatzpunkt 9: 

22 Erste Beratung des von den Fraktionen der CDU/ 
CSU und SPD eingebrachten Entwurfs eines Ge-
setzes zur Aussetzung des Familiennachzugs 
zu subsidiär Schutzberechtigten 

Drucksache 21/321
Überweisungsvorschlag:  
Innenausschuss (f) 
Auswärtiger Ausschuss 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe 
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
Haushaltsausschuss gemäß § 96 der GO

ZP 9 Beratung des Antrags der Abgeordneten Clara 
Bünger, Anne-Mieke Bremer, Katrin Fey, weite-
rer Abgeordneter und der Fraktion Die Linke 

Familiennachzug zu Schutzbedürftigen er-
leichtern statt aussetzen

Drucksache 21/349
Überweisungsvorschlag:  
Innenausschuss (f) 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Ausschuss für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 60 Minuten 
vereinbart.

Ich eröffne hiermit die Aussprache. Das Wort hat für 
die Bundesregierung der Bundesminister Alexander 
Dobrindt.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Alexander Dobrindt, Bundesminister des Innern:
Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Sehr geehrte Frau Präsidentin! Die illegale 
Migration ist nicht nur in Deutschland ein bestimmendes 
Thema, sondern auch in unseren Nachbarländern. Egal 
ob in Frankreich, in Österreich, in Tschechien, in Polen – 
eigentlich überall in der Europäischen Union ist die ille-
gale Migration eine der großen Herausforderungen. Des-
wegen muss man deutlich sagen: Die Lösung des Pro-
blems der illegalen Migration ist kein nationales 
Thema. Es ist ein europäisches Thema, und es ist von 
uns aus mit zu begleiten.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Deswegen kann man auch sagen, dass die Frage der ille-
galen Migration nicht allein national zu beantworten ist.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Sie machen sie doch illegal, indem Sie den 
Familiennachzug aussetzen!)

Man muss sie gleichermaßen national und europäisch 
beantworten, und genau das tut diese Bundesregierung.

Da ich heute früh schon wieder den Vorwurf gelesen 
habe, es ginge hier um nationale Alleingänge: Nein, ein 
nationaler Alleingang ist doch nicht, dass wir die illegale 
Migration angehen.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Zur Sache, Herr Dobrindt! Zur Sache!)

Ein nationaler Alleingang wäre doch, wenn wir uns einer 
Lösung verweigern, wie Sie es tun, meine Damen und 
Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wir arbeiten mit einer Zwei-Säulen-Strategie zur Be-
kämpfung der illegalen Migration, eben mit einer euro-
päischen und einer nationalen Säule. Die europäische 
Säule umfasst die Umsetzung und das Nachschärfen des 
Gemeinsamen Europäischen Asylsystems, die Abschaf-
fung des sogenannten Verbindungselements von Dritt-
staaten, eine gemeinsame europäische Rückführungs- 
verordnung und, ja, die Einrichtung von europäischen 
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Asylzentren an den Außengrenzen der Europäischen Uni-
on. Daneben gibt es auch eine nationale Säule. Sie um-
fasst die Abschaffung der Turbo-Einbürgerung, die Fest-
legung sicherer Herkunftsstaaten, die Abschaffung des 
Pflichtbeistands in der Abschiebehaft, einen Arrest für 
Straftäter und Gefährder. Ja, Grenzkontrollen zur Zurück-
weisung gehören auch dazu und, was heute auf der Tages-
ordnung steht: die Aussetzung des Familiennachzugs und 
die Wiederaufnahme des Wortes „Begrenzung“ ins Auf-
enthaltsgesetz.

(Zuruf von der AfD: AfD wirkt, würde ich 
sagen!)

Das sind notwendige nationale Maßnahmen, meine Da-
men und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Es gibt, um auch das klar zu sagen, keinen Hebel, nicht 
einen einzigen Schalter, den man umlegen kann, und 
dann ist das Problem der illegalen Migration gelöst. Die 
Lösung beim Zurückdrängen der illegalen Migration ist 
vielmehr die Summe vieler Einzelmaßnahmen – viele 
Einzelmaßnahmen, einzelne Schritte, die wir auch Zug 
um Zug gehen wollen. Der Grund, warum wir das ge-
meinsam tun wollen, ist: Die Integrationsfähigkeit eines 
Landes, auch unseres Landes, hat schlichtweg eine Gren-
ze. Wenn Sie mit Bürgermeistern und Landräten reden, 
bekommen Sie immer wieder die gleiche Antwort: Un-
sere Städte, unsere Gemeinden, unsere Landkreise sind 
schlicht am Limit.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Schulen, Kitas, Wohnungsmarkt, der Sozialstaat, das Ge-
sundheitswesen – die Überforderung ist an vielen Stellen 
sehr konkret. Deutschland ist ein weltoffenes Land und 
bleibt ein weltoffenes Land. Ja, legale Migration in den 
Arbeitsmarkt, wir wollen sie, wir fördern sie. Aber klar 
muss auch sein: Die illegale Migration hat eine Grenze, 
und die Integrationsfähigkeit unseres Landes ist erreicht. 
Deswegen müssen wir die illegale Migration zurückdrän-
gen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Filiz Polat 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Wie oft 
kommt das Wort denn noch vor?)

Entscheidend dabei ist, dass wir die Pullfaktoren ab-
bauen. Die Magnetwirkung Deutschlands für illegale Mi-
gration ist schlichtweg zu hoch.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Also, Herr Dobrindt!)

Dazu gehört auch das Aussetzen des Familiennachzugs. 
Diese Maßnahme wirkt übrigens in zwei Richtungen. 
Zum einen wirkt sie direkt, weil 12 000 Menschen weni-
ger jedes Jahr nach Deutschland nachziehen werden. 
Zum anderen wirkt sie, weil die Logik der Schleuserban-
den, die da lautet: „Einer muss es nach Deutschland 
schaffen; dann kann die Familie nachziehen“, schlicht-
weg durchbrochen wird.

(Clara Bünger [Die Linke]: Aber das ist doch 
ein legaler Weg, der Familiennachzug!)

Es muss doch in unserem Interesse liegen, die kriminel-
len Schleuserbanden, die die Migranten auf die Reise 
schicken gegen Bezahlung von vielen Tausend Euro, zu 
zerstören, damit wir die illegale Migration in den Griff 
kriegen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Irene Mihalic 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Je weniger le-
gale Wege, desto mehr verdienen sich die 
Schleuser eine goldene Nase!)

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf bringen wir auch 
den Begriff der Begrenzung von Migration wieder ins 
Aufenthaltsgesetz. Das ist ein wichtiges Signal, weil es 
deutlich macht, dass Steuerung und Begrenzung von Mi-
gration an dieser Stelle unsere gemeinsamen Aufgaben 
sind. Und die aktuellen Zahlen, meine Damen und Her-
ren, beweisen doch, dass wir mit unseren Maßnahmen – 
mit denen der Gegenwart, aber auch mit denen der letzten 
Monate – Erfolg haben. Die Maßnahmen zeigen Wir-
kung. Das kann man an den Zahlen sehen. Seit Beginn 
der Grenzkontrollen

(Katrin Fey [Die Linke]: Familiennachzug!)
erleben wir einen Rückgang der Asylzahlen – in diesem 
Monat noch einmal deutlicher. Wir haben eine Steigerung 
der Zahl der Zurückweisungen an den Grenzen von über 
40 Prozent. Und um auch diese Zahlen zu erwähnen: Wir 
haben seit September, seit Einführung der Grenzkontrol-
len in der letzten Wahlperiode, über 1 000 Schleuser fest-
gestellt, über 6 000 Haftbefehle vollstreckt, und wir hat-
ten über 24 000 Zurückweisungen.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Herr Minister, können Sie mal zur Sache re-
den? Wir reden hier über Familiennachzug!)

Das zeigt doch: Die Grenzkontrollen wirken, und deswe-
gen setzen wir sie weiter fort.

(Beifall bei der CDU/CSU – Christian Görke 
[Die Linke]: Aber ihr seid noch eine Koalition, 
ja?)

Ich möchte an dieser Stelle auch ausdrücklich Danke 
sagen an all diejenigen, die jeden Tag ihren Dienst ver-
richten, an die Polizistinnen und Polizisten,

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Was hat das mit Familiennachzug zu tun?)

die jeden Tag einen wesentlichen Beitrag für unsere Si-
cherheit leisten.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das hat doch mit Familiennachzug nichts zu 
tun! – Zuruf von der Linken: Thema verfehlt!)

Deswegen, meine Damen und Herren: Es braucht größten 
Respekt und Anerkennung für das, was jeden Tag von 
unseren Polizistinnen und Polizisten auch an der Grenze 
geleistet wird.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Um auch das zu sagen: Die Binnengrenzkontrollen 
müssen eine zeitlich befristete Maßnahme sein, ganz 
selbstverständlich. Wir haben ein Ziel in Europa: Der 
Außengrenzschutz muss funktionieren.
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(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Da ist ja sogar die Unionsfraktion irritiert!)

Das haben wir in Europa vereinbart. Und wenn dieser 
Außengrenzschutz funktioniert, dann braucht man auch 
keine Binnengrenzkontrollen mehr. Aber solange das 
nicht der Fall ist, müssen Binnengrenzkontrollen eine 
Aufgabe übernehmen, die an den Außengrenzen nicht 
stattfindet.

(Clara Bünger [Die Linke]: Was hat das mit 
Familiennachzug zu tun, Herr Dobrindt?)

Und für mich gilt: Grenzkontrollen und grenzüberschrei-
tende Kooperation, das gehört zusammen. Zurückwei-
sungen und Zusammenarbeit mit den Partnern, das ist 
unser Motto.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Bernd 
Baumann [AfD]: Warum klatscht die SPD 
denn nicht? – Katrin Fey [Die Linke]: Familien 
gehören zusammen!)

Lassen Sie mich abschließend noch ein Thema anspre-
chen.

(Katharina Dröge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ist Ihnen das Gesetz, das Sie einbrin-
gen, so peinlich, dass Sie nicht drüber reden 
wollen?)

Ich habe in den vergangenen Tagen sehr viel und sehr oft 
über einen Beschluss des Verwaltungsgerichts Berlin ge-
sprochen. Aber, meine Damen und Herren, was an dieser 
Stelle schlichtweg nicht geht, auch wenn man an Ent-
scheidungen von Gerichten durchaus Kritik äußern darf: 
Was definitiv nicht geht, ist, dass Kritik in Form von 
Gewaltandrohungen, von Drohungen gegenüber Richte-
rinnen und Richtern, von Einschüchterungen stattfindet. 
Es gehört nicht zu unserem demokratischen Prinzip, 
Richtern gegenüber Drohungen auszusprechen. Dagegen 
wehren wir uns, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken)

Präsidentin Julia Klöckner:
Das Wort für die AfD-Fraktion hat nun Herr Abgeord-

neter Dr. Bernd Baumann.
(Beifall bei der AfD)

Dr. Bernd Baumann (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Bei der 

Bundestagswahl kannten die meisten Wähler nur ein 
Thema: endlich, endlich die strikte Begrenzung der Mi-
gration.

(Clara Bünger [Die Linke]: Sie kennen ja auch 
nur ein Thema!)

All die vielen Morde, Messerattentate, Vergewaltigun-
gen, Clans, der islamistische Terror, die explodierende 
Gewaltkriminalität, Parallelgesellschaften und millionen-
fache Einwanderung in unseren Sozialstaat! Die Bürger 
wollten endlich Abhilfe – zu Recht, meine Damen und 
Herren!

(Beifall bei der AfD)
Damit Millionen Wähler ihr Kreuz bei CDU und CSU 

machen, versprach Friedrich Merz genau diese Migrati-
onswende um 180 Grad. Er übernahm dafür alle unsere 
Programmpunkte, von der Zurückweisung aller Asyl-
migranten an der Grenze bis hin zur Beendigung des 
Familiennachzugs. Er versprach das nicht nur; er gab 
eine Garantie. Er sagte wörtlich: „Ich gebe“ Ihnen „die 
Garantie […]“, also sein Ehrenwort.

Heute legt die Koalition ihren ersten Gesetzentwurf 
vor. Das Gesetz soll die Beendigung des Familiennach-
zugs umsetzen; Herr Dobrindt hat das gerade noch mal 
genauso bezeichnet. Aber schon das erste Gesetz ist 
durch und durch eine Mogelpackung, meine Damen und 
Herren.

(Beifall bei der AfD)
Dabei geht es um riesige Zahlen. Zusätzlich zu den Asy-
lanten, die jedes Jahr ins Land kommen – 240 000 –, 
kommen noch mal 120 000 weitere Migranten über den 
Familiennachzug hinzu, jedes Jahr. Dieser Familiennach-
zug verschärft zusätzlich die Integrationsprobleme. Da-
her war und ist er auch ein Konjunkturprogramm für 
Clans und Großfamilien. Führende Integrationsforscher 
hierzulande wie Necla Kelek, die selbst aus dem Orient 
stammt, warnen – ich zitiere –:

„Familie heißt in orientalisch-muslimischen Gesell-
schaften die Großfamilie […]. Mit dem Familien-
nachzug importieren wir ein islamisches Familien-
system, das […] zu Parallelgesellschaften […] 
führt.“

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
„Ein islamisches Familiensystem“! Was ist 
das denn?)

Und diese können wir halt nicht mehr integrieren.
Tatsächlich ist die Zahl der syrischen Clans in 

Deutschland explodiert
(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Wissen Sie eigentlich, wie viele syrischstäm-
mige Kollegen hier im Bundestag sitzen?)

und mit ihnen Gewaltkriminalität und Angst in unseren 
Städten, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)
Diese Großfamilien hat vor allem die CDU nach 
Deutschland geholt, die Merkel-Regierung. Diesen gan-
zen Nachzugswahnsinn hat die CDU zu verantworten, 
und die links-grüne Ampel hat ihn weitergemacht. Die 
einzige Partei in der Opposition, die von vornherein da-
gegen war und die Wahrheit ausgesprochen hat, das war 
die AfD, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)
Schauen wir uns den heute vorliegenden Gesetzent-

wurf noch mal etwas genauer an. Er wurde ja pompös 
angekündigt. Herr Minister Dobrindt hat es heute Morgen 
noch mal klargemacht: „Beendigung des Familiennach-
zugs“, so hat er es genannt. Auch im Wahlprogramm der 
CDU, millionenfach verteilt, steht fett gedruckt: „Kein 
Nachzug mehr.“ Und was macht dieser Gesetzentwurf? 
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Von den 120 000 Migranten, die jedes Jahr über Famili-
ennachzug nach Deutschland strömen, nimmt er über-
haupt nur 10 Prozent in den Blick. Nur 10 Prozent! Nur 
12 000 Personen fallen darunter, die sogenannten Sub-
sidiären. Selbst für diese 12 000 wird der Familiennach-
zug nicht beendet oder aufgehoben, sondern nur auf-
geschoben um zwei Jahre. Das ist alles. Und das Ganze 
verkauft die Union, verkauft Minister Dobrindt jetzt als 
„Aussetzung des Familiennachzugs“ – so vorgestern ge-
genüber der Presse vor dem Innenausschuss; ich stand 
daneben. Soeben haben Sie es hier am Pult noch mal 
gemacht. Kaum je ist versucht worden, die Wähler so 
zu täuschen und hinters Licht zu führen, meine Damen 
und Herren.

(Beifall bei der AfD)

Was die Sache noch schlimmer macht: Das identische 
Gesetz, also zwei Jahre Aussetzung des Familiennach-
zugs für Subsidiäre, hatte die Merkel-Regierung schon 
mal gemacht für die Jahre 2016 und 2018. Das damalige 
Gesetz hatte praktisch identischen Wortlaut. Es hatte null 
Effekt, war absolut wirkungslos. Hier schon hatte die 
Union die Migrationswende nur vorgetäuscht, meine Da-
men und Herren.

(Beifall bei der AfD – Alexander Hoffmann 
[CDU/CSU]: Sie erzählen eine Geschichte, 
Herr Baumann! Ein Geschichtenerzähler sind 
Sie!)

Herr Dobrindt, Sie waren damals Minister unter 
Merkel. Sie waren Teil der Merkel-Regierung. Sie haben 
dieses Gesetz schon mal verabschiedet. Deshalb wissen 
Sie genau, wie wirkungslos es war. Und so etwas setzen 
Sie uns heute noch mal vor?

(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Märchen-
stunde!)

Was für eine Frechheit!

(Beifall bei der AfD)

Und noch etwas:

(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Baumanns 
Erzählungen sind das!)

Jedes Gesetz, das den Familiennachzug begrenzen will, 
kann nur Wirkung entfalten, wenn an der Grenze wirklich 
zurückgewiesen wird, wenn alle Asylmigranten zurück-
gewiesen werden, und nicht Leute über die Grenze kom-
men nur mit dem Wort „Asyl“. Denn solange das weiter 
möglich ist, können ja auch alle Familienmitglieder über 
die offene Grenze kommen. Was nutzt es, den Familien-
nachzug gesetzlich zu begrenzen, wenn jeder über die 
Grenze kommen kann?

(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Ge-
schichten! Geschichten, die Sie hier erzählen!)

Also: Ohne echte Zurückweisung aller Asylmigranten ist 
jedes Gesetz zur Begrenzung des Familiennachzugs Ma-
kulatur, Augenwischerei

(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Baumanns 
Erzählungen!)

und üble Wählertäuschung.

(Beifall bei der AfD – Alexander Hoffmann 
[CDU/CSU]: Baumanns Erzählungen!)

Die entscheidende Frage ist also, auch für den Famili-
ennachzug: Wie sieht es heute an unseren Grenzen aus? 
Auch da hören wir dröhnende Paukenschläge verbaler 
Art von CDU und CSU. Die neue Regierung habe eine 
„180-Grad-Wende“ hingelegt, so Markus Söder.

(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Aller-
dings!)

Söder fabuliert von einem „Schutzwall“, den die Regie-
rung jetzt errichtet habe,

(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Das passt 
Ihnen natürlich nicht!)

einem Schutzwall in zwei Verteidigungslinien.
(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Ihr Thema 

fällt in sich zusammen!)
Da soll man wohl an die Maginot-Linie denken oder den 
Westwall. Was für ein Unsinn, meine Damen und Herren!

(Beifall bei der AfD)
Wenn man sich die Situation an der Grenze genauer 

anschaut, dann sieht man: Dieser CDU-Schutzwall ist 
nicht viel wirkungsvoller als ein Gartenzaun. Das zeigen 
alle Zahlen.

(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Wieder er-
zählen Sie Geschichten! Geschichten, Herr 
Baumann!)

Schauen wir doch mal rein! Die Statistiken des BAMF 
sind eindeutig. Im gerade abgelaufenen ersten Monat 
Ihrer großen Grenzkontrollen und angeblich kompletten 
Zurückweisungen wurden insgesamt 8 000 neue Asyl-
anträge in Deutschland gestellt. Und wie viele Asylbe-
werber wurden im gleichen Zeitraum von Ihnen an der 
Grenze zurückgewiesen? Wie viele Asylbewerber? 
8 000 Migranten – und Sie haben zurückgewiesen 141.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Es 
ist rechtswidrig!)

8 000 Asylmigranten, 141 Zurückweisungen! Das sind 
nicht mal 2 Prozent. Menschen, die Asyl wollen, können 
praktisch weiter rein, zu über 98 Prozent.

(Zuruf der Abg. Violetta Bock [Die Linke])
Unsere Grenzen sind weiter offen wie Scheunentore. Das 
ist die Wahrheit in Deutschland, meine Damen und Her-
ren.

(Beifall bei der AfD)
Auch die übrigen Versprechen von Friedrich Merz und 

Alexander Dobrindt sind nichts wert. Abschaffung der 
doppelten Staatsbürgerschaft: Versprochen in allen Wahl-
flyern, in allen Reden – nichts davon jetzt! Beendigung 
aller freiwilligen Aufnahmeprogramme für Migranten: 
nichts davon! Gerade eben lassen CDU-Minister, lassen 
Sie, Herr Dobrindt, 2 500 Afghanen einfliegen. Was für 
ein Wortbruch! Das ganze Gerede von der 180-Grad- 
Wende ist Schall und Rauch.

(Beifall bei der AfD – Alexander Hoffmann 
[CDU/CSU]: Wieder eine Geschichte, Herr 
Baumann!)
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Was ist die Situation in Deutschland? Deutschland

(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Wieder 
eine Geschichte, Herr Baumann! Sie erzählen 
Käse hier, nichts anderes, weil Ihnen nichts 
anderes mehr einfällt!)

– ich weiß ja, dass Sie das schmerzt; einer muss ja hier die 
Wahrheit sagen,

(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Ja, genau! 
Baumanns Erzählungen! Märchenonkel!)

das machen wir seit acht Jahren – hat zwei große Proble-
me: Das eine heißt CDU,

(Zuruf der Abg. Katrin Fey [Die Linke])
und das andere heißt SPD. Die SPD will nicht, und die 
CDU kann nicht. Das ist das Problem.

(Beifall bei der AfD – Stefan Schwartze 
[SPD]: Sie dürfen bald nicht mehr!)

Die CDU will immer nur eines: Die CDU will an die 
Macht, wie auch immer. Sie will Kanzlerschaft, Minis-
tersessel, Staatssekretäre und unzählige Chef- und Direk-
torenpöstchen. Dafür nimmt Friedrich Merz, dafür neh-
men Sie praktisch alles in Kauf.

(Katrin Fey [Die Linke]: Sie doch auch!)
Dass man eine echte Migrationswende mit der SPD gar 

nicht machen kann, das nehmen Sie in Kauf. SPD-Chef 
Klingbeil hatte doch vor der Wahl und nach der Wahl 
eindrücklich gesagt: Mit der SPD gibt es keine echten 
Zurückweisungen an der Grenze. – Er hat das als rote 
Linie definiert. Die Signale der SPD hätten von vorn-
herein gar nicht deutlicher sein können.

Es kann mit diesen links-grünen Ideologen keine wirk-
liche Migrationswende geben, meine Damen und Her-
ren – das muss jeder in Deutschland wissen –,

(Beifall bei der AfD)

und es wird sie auch nicht geben. Das hat die neue stell-
vertretende Vorsitzende der SPD-Bundestagsfraktion, 
Sonja Eichwede, eine Richterin, im Vorstand der SPD 
zuständig für dieses Thema,

(Dr. Wiebke Esdar [SPD]: Gute Frau!)
gerade bestätigt. Im Parteiorgan „Vorwärts“ hat sie noch 
mal gegenüber allen Parteimitgliedern am Wochenende 
unmissverständlich klargestellt – ich zitiere –: Es gibt 
keine Wende in der deutschen Migrationspolitik. – So 
definiert es der Vizekanzler, und so definiert es die 
SPD: keine wirkliche Migrationswende in Deutschland. 
Das ist die Wahrheit in Deutschland, das ist die Wahrheit 
an den Grenzen, und das müssen die Bürger wissen.

(Beifall bei der AfD)
Meine Damen und Herren, man kann es so ausdrücken: 

Die SPD will nicht, die CDU kann nicht. Eine echte 
Migrationswende, die das Volk so ersehnt,

(Christian Görke [Die Linke]: Schon wieder! – 
Clara Bünger [Die Linke]: Immer die gleiche 
Leier, Herr Baumann! Ist ja langweilig!)

kann es nur mit der AfD geben.

(Beifall bei der AfD – Jens Spahn [CDU/ 
CSU]: Ja, ja!)

Dafür haben die Wähler uns hier bereits verdoppelt. – 
Liebe Wähler, verdoppelt uns noch mal!

(Beifall bei der AfD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Die Zeit verdopple ich Ihnen nicht.

Dr. Bernd Baumann (AfD):
Dann werden die Probleme in Deutschland gelöst wer-

den.

Präsidentin Julia Klöckner:
Bitte kommen Sie zum Ende.

Dr. Bernd Baumann (AfD):
Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die SPD-Fraktion hat nun die Abgeordnete Frau 

Rasha Nasr das Wort. Bitte sehr.

(Beifall bei der SPD)

Rasha Nasr (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten 

Damen und Herren! Werte Kolleginnen und Kollegen! 
Herr Baumann, nachdem Sie jetzt Ihre Rassismus-Bingo-
karte vollgemacht haben, vielleicht einen Hinweis: 
Deutschland hat genau ein riesiges Problem, und das ist 
die AfD. Deswegen werden wir weiter dafür kämpfen, 
dass Sie hier bald nichts mehr zu sagen haben.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU – Martin Hess [AfD]: 
Wenn das so ist, wird das Problem immer grö-
ßer werden, solange Sie so agieren!)

Wir sprechen heute über die Aussetzung des Familien-
nachzugs für subsidiär Schutzberechtigte, eine Regelung, 
die als Teil eines größeren Kompromisses getroffen wur-
de. Ich weiß aus eigener Erfahrung, wie schwierig solche 
Verhandlungen sein können, wie viel Abwägung, Geduld 
und Verantwortung darin steckt, in einer Koalition trag-
fähige Lösungen zu finden.

Ich möchte vorweg sagen: Ich habe Respekt vor dem 
Ergebnis dieses Prozesses. Es ist Ausdruck dessen, was 
politisch möglich war – unter schwierigen Rahmenbedin-
gungen, in einem herausfordernden politischen Klima. 
Und doch bleibt es mir wichtig, auch zur Sprache zu 
bringen, welche Folgen ein solcher Kompromiss für die 
betroffenen Menschen hat. Denn es geht hier nicht um 
abstrakte Regelungen. Es geht um Familien, die auf lange 
Zeit voneinander getrennt bleiben, um Kinder, die ohne 
ihre Eltern in einem fremden Land zurechtkommen müs-
sen, um Ehepartner, die sich nicht sicher sein können, 
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wann sie wieder vereint sein werden. Solche Situationen 
hinterlassen Spuren – bei den Menschen selbst, aber auch 
in unserer Gesellschaft.

Bei meiner Arbeit als Integrationsbeauftragte habe ich 
immer wieder erlebt, wie herausfordernd es ist, sich in 
einem neuen Land zurechtzufinden – besonders dann, 
wenn die Familie fehlt –, wie schwer es ist, sich ein-
zuleben, wenn das Herz bei den Zurückgelassenen ist. 
Und ich habe gesehen, wie Integration gelingt, wenn 
Familien wieder zusammenkommen, wie Menschen auf-
blühen, zur Ruhe kommen und anfangen, sich einzubrin-
gen. Das hat mich in meiner Überzeugung bestärkt: Der 
Familiennachzug ist kein Randthema; er ist wesentlicher 
Baustein für gelingende Integration. Gleichzeitig weiß 
ich, dass nicht alle Fragen einfach zu lösen sind, dass 
Steuerbarkeit, Kapazitäten und gesellschaftliche Akzep-
tanz mitbedacht werden müssen. Aber ich glaube auch: 
Gerade weil wir Verantwortung für das Ganze tragen. 
sollten und müssen wir bereit sein, über Härten offen zu 
sprechen und zu prüfen, wo wir nachsteuern können.

Die vorgesehene Härtefallregelung ist in diesem Zu-
sammenhang ein wichtiger Baustein. Sie schafft die 
Möglichkeit, in besonders belastenden Situationen flexi-
bel und menschlich zu handeln. Entscheidend wird sein, 
dass diese Möglichkeit auch tatsächlich genutzt werden 
kann und nicht an zu hohen Hürden scheitert. Dafür 
braucht es pragmatische Verfahren, klare Zuständigkeiten 
und eine sensible Anwendung im Einzelfall.

(Zuruf der Abg. Beatrix von Storch [AfD])

Ich weiß, dass es bei migrationspolitischen Fragen 
auch immer um Abwägung geht, zwischen Humanität, 
Ordnung und Integrationsfähigkeit. Und ich bin über-
zeugt: Diese Prinzipien schließen einander nicht aus. Im 
Gegenteil: Sie können und sollten miteinander verbunden 
werden. Denn wir brauchen beides: klare Regeln und 
verlässliche Strukturen und die Bereitschaft, individuelle 
Lebenslagen wahrzunehmen und angemessen darauf zu 
reagieren.

Ich wünsche mir, dass wir diesen Kompromiss nicht 
als Endpunkt sehen, sondern als Teil eines Weges, den 
wir weiter gemeinsam gestalten – mit dem Ziel, Integra-
tion zu ermöglichen, Familien zu stärken und Menschen 
in unserem Land eine Perspektive zu geben. Denn am 
Ende geht es darum, wie wir unser Land sehen: als eines, 
das Schutz gewährt und gleichzeitig das familiäre Zu-
sammenleben als Teil dieses Schutzes begreift? Ich werde 
immer dafür kämpfen, dass unsere Antwort darauf Ja ist, 
mit Verantwortungsbewusstsein, mit Dialogbereitschaft 
und mit dem nötigen Blick fürs Ganze.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat nun 

Schahina Gambir das Wort. Bitte sehr.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Schahina Gambir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Der Gesetzentwurf, den die Bundesregierung 
heute vorlegt, hat dramatische Folgen für das Leben vie-
ler Familien. Familien, die vor Krieg und Verfolgung ge- 
flohen sind.

(Beatrix von Storch [AfD]: Das ist klar!)

All diese Familien leben in Ihren Wahlkreisen, auch in 
meinem.

Dort habe ich zum Beispiel einen Vater und seine zwei 
Kinder kennengelernt. Sie sind vor Jahren aus Syrien 
geflohen. Auf der Flucht wurden sie von der Mutter 
und dem jüngsten Kind getrennt. Seitdem ist die Familie 
zerrissen. Die Eltern müssen ihre Kinder jeweils alleine 
großziehen, ohne zu wissen, für wie lange. Mutter und 
Kind sitzen immer noch in einem Flüchtlingslager im 
Libanon fest, oft in akuter Lebensgefahr durch Bombar-
dierungen. Seit Jahren warten sie auf einen Termin für 
das Visum. In Deutschland hat der Vater inzwischen Ar-
beit gefunden, die Kinder gehen in die Schule, und alle 
drei sprechen deutsch. Und trotzdem, trotzdem hört die 
Sorge nicht auf, die Sorge um ihre Familienmitglieder. 
Sie haben keine Chance, richtig anzukommen. – All das 
hat mir die Familie unter Tränen erzählt, und ich habe 
mich gefragt: Wie viel Leid kann ein Mensch ertragen, 
wie viel Leid kann eine Familie ertragen, und wann kann 
diese Familie endlich wieder zusammen sein und in Si-
cherheit leben?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Nach Jahren zwischen Hoffnungslosigkeit und Hilflosig-
keit ist ihr Verfahren endlich in der letzten Phase ange-
kommen. Und nun? Nun legen Sie einen Gesetzentwurf 
vor, der die Zusammenführung dieser Familie verhindern 
würde.

(Dr. Christian Wirth [AfD]: Ja, der kann doch 
in den Libanon ziehen!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir führen hier keine 
abstrakte Debatte. Wir reden über die Zukunft dieser 
Familie aus meinem Wahlkreis,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

über die Zukunft zahlreicher Familien in Ihren Wahlrei-
sen und ganz konkret über den Schutz dieser Familien.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Die Aussetzung des Familiennachzugs subsidiär Schutz-
berechtigter bedeutet menschliches Leid und die Verhin-
derung von Integration. Wer dauerhaft von seiner Familie 
getrennt ist, lebt in Perspektivlosigkeit. Familiennachzug 
ist kein Gnadenakt; er ist Voraussetzung,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

er ist Voraussetzung für Teilhabe. Wie sollen Menschen 
Anschluss finden, wenn sie täglich um das Leben ihrer 
Liebsten bangen? Der Schutz von Ehe und Familie gilt 
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für alle. Ich erwarte von einer Partei, die sich christlich 
nennt, ein klares Bekenntnis zur Familie, zu jeder Fami-
lie.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der Linken – Alexander Hoffmann 
[CDU/CSU]: Das ist platt!)

Auch die Behauptung, Sie würden mit der Aussetzung 
Behörden und Gerichte entlasten, ist schlicht falsch. Sie 
erzeugen mehr Bürokratie und mehr Kosten; denn tat-
sächlich wird Ihre Maßnahme zu einer Flut von Eilver-
fahren und Härtefallanträgen führen. Und Ihre Politik ist 
ein Konjunkturprogramm für Schleuser. Wer legale Wege 
abschneidet, zwingt Menschen auf gefährliche Fluchtrou-
ten.

(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Was ist 
denn das für eine naive Betrachtung?)

Dass Sie das ernsthaft Steuerung nennen, ist unver-
schämt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Sie sehen nicht mal eine Regelung für Menschen vor, 
die sich schon seit Jahren in Verfahren befinden. Sorgen 
Sie zumindest dafür, dass diese Verfahren zu Ende ge-
führt werden!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken – 
Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Kindisch!)

Und ermöglichen Sie den Menschen wenigstens, dass sie 
schon vor Ablauf der zwei Jahre wieder Termine buchen 
können! Ansonsten wird die Aussetzung faktisch viel 
länger dauern als zwei Jahre.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Wieso wollen Sie von der SPD einer Regelung zustim-
men, die Sie vor wenigen Wochen noch abgelehnt haben? 
Diese Regelung war auch Inhalt im geplanten Zustrom-
begrenzungsgesetz,

(Zuruf der Abg. Desiree Becker [Die Linke])

für das die Union nur eine Mehrheit mit einer rechts-
extremen Partei finden konnte. Und nun wollen Sie 
dem zustimmen.

Was dieses Gesetz wirklich bedeutet: Spaltung statt 
Schutz, Isolation statt Integration. Dieser Gesetzentwurf 
ist Symbolpolitik auf dem Rücken der Schwächsten und 
entbehrt jeder Menschlichkeit; denn alle Familien gehö-
ren zusammen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Christian Görke [Die Linke])

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die Fraktion Die Linke hat nun Frau Abgeordnete 

Clara Bünger das Wort.

(Beifall bei der Linken)

Clara Bünger (Die Linke):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Wenn wir heute über die Aussetzung des Fa-
miliennachzugs zu subsidiär Schutzberechtigten spre-
chen, geht es nicht um eine abstrakte Verwaltungsvor-
schrift, sondern um Menschen.

(Beifall bei der Linken)

Es geht um Eltern, um Partner, die seit Jahren von ihren 
Angehörigen getrennt sind, weil Fluchtwege zu gefähr-
lich sind. Es geht um Kinder, die in Kriegsgebieten aus-
harren, weil der deutsche Staat ihnen den legalen Weg zu 
ihrer Familie versperrt. Das ist die Realität. Wenn Sie von 
„Aussetzung“ sprechen, Herr Dobrindt, dann sagen Sie 
bitte auch, was das bedeutet: Kinder wachsen ohne Eltern 
auf;

(Dr. Christian Wirth [AfD]: Wer lässt denn 
seine Kinder im Stich?)

Menschen sterben, weil ihnen der legale Weg versperrt 
wurde; Familien leben in Angst und Hoffnungslosigkeit. 
Ihr Gesetzentwurf, Herr Dobrindt, ist daher antichristlich 
und auch familienfeindlich.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Deshalb gehören die Kirchen auch zu den schärfsten 
Kritikerinnen dieses Gesetzentwurfes. Aber das scheint 
Ihnen ja in Ihrem Abschottungswahn komplett egal zu 
sein, Herr Dobrindt.

Dieses Gesetz zielt ganz bewusst auf eine bestimmte 
Gruppe ab: Rund 90 Prozent aller Menschen mit sub-
sidiärem Schutzstatus kommen aus Syrien.

(Alexander Throm [CDU/CSU]: Genau!)

Das sind Menschen, die aus einem Land voller Krieg, 
Folter und Gewalt geflohen sind. Die Lage in Syrien ist 
weiterhin höchst gefährlich; die Menschen trifft das jetzt 
mit voller Härte. Sie machen Politik gegen Kinder und 
ihre Eltern.

(Beifall bei der Linken – Alexander Hoffmann 
[CDU/CSU]: Sie haben das Prinzip nicht ver-
standen! Das ist offenkundig!)

Ein Fall, den ich hier ansprechen möchte, zeigt beson-
ders deutlich, worum es geht: 2017 machte sich eine 
junge Syrerin mit ihren beiden kleinen Kindern auf den 
Weg über das Mittelmeer. Ihr Mann lebte bereits in 
Deutschland. Sie hätten zusammen sein können, wenn 
man sie hätte nachkommen lassen. Aber Deutschland 
hatte den Familiennachzug zu subsidiär Schutzberechti-
gen schon damals ausgesetzt. Also blieb nur der gefähr-
liche Weg. Am 17. März 2017 ertrank die Familie im 
Mittelmeer, eine Mutter, zwei Kinder.

Präsidentin Julia Klöckner:
Lassen Sie eine Zwischenfrage zu?

Clara Bünger (Die Linke):
Ich möchte an dieser Stelle keine Zwischenfrage zu-

lassen, weil ich das für pietätlos halte.
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(Zuruf des Abg. Alexander Hoffmann [CDU/ 
CSU])

Das, liebe Kolleginnen und Kollegen, war kein Un-
glück. Das war politisch gewollt. Das war das Ergebnis 
Ihrer Politik der letzten Großen Koalition. Genau da 
knüpfen Sie jetzt wieder an.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Es werden auch jetzt Menschen sterben.
(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Falsche 
Anreize führen dazu, dass Menschen sich auf 
den Weg machen und sterben! Das sollten Sie 
hinzufügen!)

Ihr Gesetzentwurf versperrt einen der letzten legalen 
Wege, den Familiennachzug. Herr Dobrindt, wenn Sie 
hier die ganze Zeit von „illegaler Migration“ sprechen, 
muss ich sagen: Das kenne ich von der AfD; die hat damit 
angefangen.

(Raimond Scheirich [AfD]: Sie hat auch 
recht!)

Sie haben das jetzt übernommen.
(Martin Hess [AfD]: Stimmt! Wir haben zuerst 

die Wahrheit gesagt!)
Offensichtlich ist das Regierungshandeln. Das ist ein 
Skandal; das muss man doch mal aussprechen. Wenn 
Sie von „illegaler Migration“ sprechen und dann die letz-
ten legalen Wege abschaffen, dann ist das doch total 
widersprüchlich. Sie schaffen damit selbst die Illegalität 
der Flucht; denn Sie treiben Menschen in die Illegalität, 
statt legale Wege zu schaffen.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Was für 
eine naive Betrachtung!)

Das ist nicht nur zynisch. Wir sagen, das ist auch juris-
tisch nicht haltbar. Der subsidiäre Schutz ist nämlich kein 
Schutz zweiter Klasse. Er schützt Menschen vor Folter, 
Krieg und unmenschlicher Behandlung, auch wenn diese 
nicht individuell verfolgt werden.

(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Jeder 
zweite Satz falsch!)

Auch der Europäische Gerichtshof für Menschen-
rechte – und jetzt hören Sie mir gut zu, Herr Hoffmann! – 
hat bereits geurteilt: Eine pauschale Aussetzung des Fa-
miliennachzugs ist menschenrechtswidrig, selbst bei Här-
tefallregelungen.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Sie biegen 
sich das alles zurecht! – Steffen Bilger [CDU/ 
CSU]: Alles falsch, was Sie da erzählen! – Zu-
ruf des Abg. Dr. Christian Wirth [AfD)

Und was machen Sie? Eine angebliche Härtefallregelung 
nach § 22 Aufenthaltsgesetz. Aber in der Praxis ist das, 
was Sie vorschlagen, ein Feigenblatt; denn genau diese 
Regelung gab es auch 2016 und 2018. Frau Nasr, ich 

finde es ja schön, dass Sie sich hier für Familien einsetzen 
wollen. Aber dann – das sage ich ganz klar an die Adresse 
der SPD – stimmen Sie diesem Gesetzentwurf nicht zu!

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Denn diese 280 Menschen sind nur ein Tropfen auf den 
heißen Stein und keine wirkliche Härtefallregelung.

Aus unserer Sicht ist die bestehende Kontingentierung 
auch ohne Ihren Gesetzentwurf, den Sie heute vorlegen, 
verfassungsrechtlich bedenklich.

(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Ja, aus 
Ihrer Sicht! Das ist aber ein anderer Maßstab!)

Er verletzt aus unserer Sicht ganz klar Artikel 6 des 
Grundgesetzes und Artikel 8 der Europäischen Men-
schenrechtskonvention. Was Sie jetzt hier planen, ver-
schärft dies noch. Ich sage Ihnen ganz deutlich: Wenn 
Sie dieses Gesetz beschließen, werden weitere Familien 
auseinandergerissen. Es werden weitere Menschen auf 
eine tödliche Fluchtroute getrieben. Das liegt dann in 
Ihrer Verantwortung, in der Verantwortung von SPD 
und Union. Wir als Linke sagen an der Stelle ganz klar: 
Familien gehören zusammen. Punkt!

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Christian Görke [Die Linke]: Punkt! Ganz 
meine Meinung!)

Wir fordern, dass Sie den Familiennachzug nicht aus-
setzen, sondern dass Sie ihn beschleunigen, dass die Ver-
fahren menschenwürdig gestaltet werden und dass Sie die 
Botschaften so ausstatten, dass die Antragstellung mög-
lich ist. Und hören Sie bitte auf, Familien für Ihre Sym-
bolpolitik zu instrumentalisieren! Das ist wirklich wider-
lich

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

und aus unserer Sicht unter völkerrechtlichen, verfas-
sungsrechtlichen und praktischen Gesichtspunkten sehr 
bedenklich. Das haben wir alles in unserem Antrag deut-
lich gemacht. Ich denke, dass all die Expertinnen und 
Experten, die sich schon an Sie gewandt haben, dies in 
der Anhörung deutlich machen. Ich bitte Sie, dass Sie 
ihnen zuhören und diesem Gesetzentwurf nicht zustim-
men.

Danke. 

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Julia Klöckner:
Das Wort für eine Kurzintervention hat Herr Adam 

Balten. – Bitte sehr.

Adam Balten (AfD):
Zunächst vielen Dank für die ganzen Ausführungen. 

Sie waren sehr emotional und haben sicherlich viele 
Leute mitgenommen; so kennen wir das von der linken 
Seite.
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(Katharina Dröge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das war sachlich und fachlich korrekt 
und nicht emotional!)

Allerdings ist es so: Wir haben eine Luftlinie von un-
gefähr 3 500 Kilometern zwischen Fluchtort und Zielort. 
Sechs sichere Staaten müssen dafür durchquert werden. 
Es gibt sichere Länder, wie zum Beispiel die Türkei, die 
2024 ein Wirtschaftswachstum von 3,2 Prozent aufzu-
weisen hatte, die kulturell und geografisch näher liegt 
und auch wesentlich mehr Platz hat.

(Lachen bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der Linken)

Wir haben angesichts der wirtschaftlichen Situation im 
Grunde gar keine Verpflichtung, diese Leute hier bei 
uns aufzunehmen.

(Cansin Köktürk [Die Linke]: Asylrecht!)
Wie stehen Sie dazu? Und die Antwort kann nicht sein: 
Wenn die anderen es nicht machen, dann müssen wir das 
machen. – In dieser Verantwortung sind wir nicht.

Vielen Dank.
(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Also, die Antwort wird nicht vom Fragesteller gege-

ben, sondern von der Befragten. – Bitte sehr.

Clara Bünger (Die Linke):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Vielen Dank auch, 

dass ich meine Antwort selbst geben kann. Dass die 
AfD den Menschen gern die Antwort in den Mund legt 
und dabei populistische Hass- und rassistische Thesen 
vorlegt, kennen wir schon von Ihnen.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/ 
DIE GRÜNEN – Widerspruch bei der AfD)

Das brauchen wir nicht. Wir als Linke wissen das besser.
(Martin Hess [AfD]: 5 Euro ins Phrasen-

schwein!)
Weil Sie die Fluchtrouten ansprechen: Sie kennen die 

Realität ja nicht; das wissen wir alle. Sie sitzen in Ihrem 
rassistischen Elfenbeinturm und packen da Ihre Thesen 
aus.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/ 
DIE GRÜNEN – Lachen bei der AfD – Zuruf 
von der AfD: Setzen Sie sich lieber wieder hin 
mit Ihrer linksrassistischen Einstellung!)

Zur Wahrheit gehört, dass viele Länder schon viele ge-
flüchtete Menschen aufgenommen haben: der Libanon, 
die Türkei. Wenn Deutschland so viele Menschen auf-
nehmen würde, dann wären viel, viel mehr Menschen in 
diesem Land. Diese Realität müssen Sie sich mal auf der 
Zunge zergehen lassen.

Man muss auch sagen: Weltweit herrscht so viel Krieg 
wie noch nie. Weltweit sind so viele Menschen auf der 
Flucht wie noch nie.

(Martin Hess [AfD]: Und die wollen Sie jetzt 
alle nach Deutschland lassen, oder was?)

Über 100 Millionen Menschen sind auf der Flucht. 
Deutschland exportiert Waffen, Deutschland ist beteiligt 
an Kriegen. Und Sie wollen einfach die Tür verschließen 
und sagen: Das hat mit uns nichts zu tun!

(Martin Hess [AfD]: Korrekt!)
Da verweigern Sie als AfD sich der Realität. Das müssen 
Sie den Menschen in Ihrem Wahlkreis auch mal verkau-
fen.

(Beifall bei der Linken – Martin Hess [AfD]: 
Das machen wir! Deswegen wachsen unsere 
Stimmanteile auch!)

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke sehr. – Bevor die Debatte weitergeht, darf ich 

Sie über Folgendes informieren: Der Abgeordnete 
Stephan Brandner hat fristgerecht Einspruch gegen den 
ihm in der 10. Sitzung erteilten Ordnungsruf eingelegt. 
Dem Einspruch wurde nicht abgeholfen. Der Einspruch 
wird als Unterrichtung verteilt.

Gemäß § 39 unserer Geschäftsordnung ist der Ein-
spruch auf die heutige Tagesordnung zu setzen. 

Der Bundestag hat über den Einspruch ohne Ausspra-
che zu entscheiden. Die Entscheidung über den Ein-
spruch wird als Zusatzpunkt 17 nach Zusatzpunkt 10 – 
das ist nach jetzigem Stand etwa gegen 11:20 Uhr – auf-
gerufen.

Wir fahren fort in der Debatte zu TOP 22. Jetzt hat für 
die CDU/CSU-Fraktion der Abgeordnete Alexander 
Throm das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Alexander Throm (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und 

Kollegen! Diese Regierungskoalition ist sich einig, dass 
es Ziel deutscher Politik sein muss, den Zuzug nicht zur 
zu steuern, sondern auch zu begrenzen. Deswegen brin-
gen wir heute erneut einen entsprechenden Gesetzent-
wurf – „Begrenzung“ soll als Gesetzesziel ins Aufent-
haltsgesetz aufgenommen werden – ein. Denn leider 
gibt es nicht nur gesteuerte und gewollte Migration, 
etwa Fachkräfte, sondern auch die ungesteuerte Migrati-
on, und diese überfordert unser Land momentan.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf von der 
Linken)

Die Zielbestimmung dient Behörden und Gerichten zur 
Auslegung. Da wir das Ziel der Begrenzung jetzt wieder 
explizit ins Gesetz aufnehmen, nachdem die Ampel es 
entfernt hat, bekommt es sogar eine noch größere Bedeu-
tung. Denn es zeigt den aktuellen Willen des Gesetz-
gebers, und es zeigt auch, dass der aktuelle Gesetzgeber 
die Migrationswende will. Hätten Sie es drin gelassen, 
wäre es wahrscheinlich nicht so bedeutungsvoll. Jetzt 
haben wir eine klare Auslegungsregel für Behörden und 
Gerichte.
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(Beifall bei der CDU/CSU)

Wir setzen den Familiennachzug zu subsidiär Schutz-
berechtigten aus. Ja, wir müssen alle Stellschrauben be-
dienen, die zu einer Reduzierung des Zuzugs mit Flucht-
hintergrund führen. Anders als etwa beim Schutz nach 
Grundgesetz oder Genfer Flüchtlingskonvention ist der 
nationale Gesetzgeber hier – mit Ausnahme von Härte-
fällen – frei. Es ist bei subsidiär Schutzberechtigten ein 
nachrangiger Schutzgrund, weil sie eben gerade nicht in 
ihrer Person bedroht oder verfolgt sind. Sie können will-
kürlich Leidtragende einer Auseinandersetzung sein. 
Diesen Schutzgrund gibt es weltweit nur in der Euro-
päischen Union.

(Katrin Fey [Die Linke]: Schön!)

Er geht über die Anforderung der Genfer Flüchtlingskon-
vention hinaus, und deswegen können wir dies auch so 
machen, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Trotz dieser Nachrangigkeit hat sich die Situation beim 
Familiennachzug zu Schutzberechtigten in den letzten 
Jahren gewandelt. Die Zahlen des Familiennachzugs zu 
subsidiär Schutzberechtigten übersteigen inzwischen die 
Zahlen des Nachzugs zu GFK-Flüchtlingen. 2024 mach-
ten sie mehr als die Hälfte aller Familiennachzüge zu 
Schutzberechtigten aus.

Und ja, dieser Familiennachzug, dieser privilegierte 
Nachzug, stellt einen erheblichen Pullfaktor dar.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das ist einfach falsch!)

Gerade auch deshalb ist Deutschland Hauptzielland von 
syrischen Flüchtlingen in Europa. Zusammen mit Öster-
reich hat Deutschland über 50 Prozent aller syrischen 
Flüchtlinge in Europa in den vergangenen Jahren auf-
genommen.

Wir vollziehen nur das nach, was nahezu alle anderen 
EU-Länder schon gemacht haben.

(Clara Bünger [Die Linke]: Deshalb gab es ja 
auch die EGMR-Entscheidung dazu! Däne-
mark wurde schon verurteilt!)

Sie haben diesen Familiennachzug entweder komplett 
ausgesetzt oder zumindest erheblich beschränkt.

Wir wollen das System, das es bisher gibt, dass in der 
Regel junge fitte Männer auf den gefährlichen Weg nach 
Europa, vor allem Deutschland, geschickt werden, um 
dann ihre Familien nachzuholen, durchbrechen. Diese 
Systematik muss ein Ende haben, liebe Kolleginnen und 
Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Der Nachzug ist darüber hinaus privilegiert. Es ist 
keine Lebensunterhaltssicherung, keine Wohnraumver-
sorgung nachzuweisen. Damit ist der Nachzug in der 
Regel auch ein Nachzug in unsere Sozialsysteme, und 
auch das überfordert unser Land und muss eingegrenzt 
werden.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Schon heute – das sage ich allen, die sich für die be-
stehende Regel einsetzen – gibt es in der aktuellen Ge-
setzeslage keinen Anspruch auf den Familiennachzug zu 
subsidiär Schutzberechtigten. Es ist eine freiwillige hu-
manitäre Aufnahme dieses Landes,

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sind Sie dagegen, oder was?)

auch mit der jetzigen Kontingentlösung, von 12 000 Men-
schen pro Jahr. Das ist eine Kleinstadt. Ja, Frau Kollegin 
Bünger, diese Kleinstadt kommt zu 90 Prozent aus Sy-
rien. Das ist in der aktuellen Lage sogar das beste Argu-
ment, das Sie hier bringen können, weil sich die Lage in 
Syrien verändert hat. Dort ist etwas in Bewegung.

(Zuruf der Abg. Clara Bünger [Die Linke])

Glücklicherweise ist das schreckliche Assad-Regime ge-
stürzt worden. Die EU hat erst vor wenigen Tagen die 
Wirtschaftssanktionen aufgehoben, sodass der Wieder-
aufbau gelingen kann. Ja, und dort werden auch die 
Landsleute zum Wiederaufbau gebraucht, liebe Kollegin-
nen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Clara Bünger [Die 
Linke]: Wollen Sie Kinderarbeit fördern?)

Deshalb: Flüchtlingsschutz insbesondere von subsidiär 
Schutzberechtigen ist Aufenthalt auf Zeit. Anders als in 
der Zeit des Assad-Regimes kann Familienzusammen-
führung auch wieder in der Heimat stattfinden.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Deshalb müssen wir über dieses Gesetz hinaus unsere 
Haltung, unsere Vorgehensweise in den nächsten Wochen 
schnell klären. Wir müssen klären, wie wir mit Asylanträ-
gen syrischer Flüchtlinge, die neu kommen, aber auch mit 
denjenigen, die schon da sind, umgehen. Der ursprüng-
liche Fluchtgrund „Assad“ ist weggefallen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Bernd 
Baumann [AfD]: Die SPD klatscht überhaupt 
nicht!)

Ich will nur eines deutlich machen, damit kein falscher 
Eindruck entsteht: Diejenigen, die gut integriert sind, die 
Ärzte, aber auch alle anderen, die arbeiten und ihren 
Lebensunterhalt sichern,

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Die dürfen bleiben!)

können, weil sie anerkannt Schutzberechtigte sind, in 
einen Arbeitsaufenthaltstitel wechseln. Wenn sie das tun 
und in diesem Arbeitsaufenthaltstitel den Lebensunter-
halt für ihre Familie und die Wohnraumversorgung si-
chern können, dann steht für diese gut integrierten ehe-
mals syrischen Flüchtlinge auch der Familiennachzug 
offen.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist keine Großherzigkeit von 
Throm!)

Es ist richtig und in keiner Weise unchristlich, dass 
dieser Familiennachzug gerade jetzt, in dieser neuen Si-
tuation, die wir in Syrien haben, eingeschränkt wird.
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Präsidentin Julia Klöckner:
Ich bitte, zum Ende zu kommen.

Alexander Throm (CDU/CSU):
Wir beraten das gerne in den Ausschüssen.
Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die AfD-Fraktion hat nun Herr Abgeordneter 

Dr. Gottfried Curio das Wort.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Gottfried Curio (AfD):
Sehr geehrte Präsidentin! Meine Damen und Herren! 

Die Republik hat gerade erst gesehen, wie Friedrich Merz 
sein Hauptversprechen bei Zurückweisungen, am ersten 
Tag ausnahmslos alle zurückzuweisen, auch wenn sie ein 
Schutzersuchen stellen, kurzerhand selbst auf X wieder 
kassiert hat. „Das Schutzversprechen gilt“, schreibt er da, 
und de facto kommen 98 Prozent weiterhin durch. Ein 
Merz kreißte, und eine Maus ward geboren. Versprechen 
für illegale Migranten gelten, die für deutsche Wähler 
nicht. Das ist Glaubwürdigkeit à la Union. Na danke, 
meine Damen und Herren!

(Beifall bei der AfD)

Nun werden weitere Mogelpakete in Stellung ge-
bracht, so auch bei der Aussetzung des Familiennachzugs 
für subsidiär Schutzberechtigte. Wenn denn die Union 
hierin schon eine richtige Maßnahme erkennt, so ließ 
sie sich die von der SPD gleich wieder abhandeln. Die 
Regelung gilt nur noch für die erste Hälfte der Wahl-
periode, und das bei 400 000 subsidiär Geschützten. 
Das heißt, die Union ist nur auf anfängliche Medienmel-
dungen zum Wählerfang aus. Danach kann die Maß-
nahme getrost wieder eingestampft werden. Na toll, 
meine Damen und Herren!

So, und nun? Was wäre eigentlich wichtig? Den fort-
dauernden Aufenthalt der hiesigen Ankerpersonen sol-
chen Nachzugs zu beenden. Bei der größten Gruppe, 
den Syrern, ist längst jeder Aufenthaltsgrund entfallen. 
Das Assad-Regime ist weg, der Bürgerkrieg aus, so schon 
vor einem Jahr vom OVG Münster festgestellt. Höchste 
Zeit mithin für eine Familienzusammenführung in umge-
kehrter Richtung. Die Schutz- und Aufenthaltstitel sind 
zu revidieren, die Ausreise nach Syrien voranzutreiben.

(Beifall bei der AfD)

Aber es fehlt im Koalitionsvertrag – vom Gericht 
längst entschieden – die notwendige Klarstellung. Die 
Situation in Syrien rechtfertigt keinen subsidiären Schutz 
mehr. Laut Aufenthaltsgesetz ist der Nachzug zu einem 
subsidiär Geschützten ausgeschlossen, wenn die Verlän-
gerung von dessen Aufenthaltserlaubnis nicht zu erwar-
ten ist. Aber da will man nicht ran. Die sollen offenbar 
dableiben, die Millionen. Das ist das Gegenteil von einer 
Migrationswende, meine Damen und Herren.

Was steht im Koa-Vertrag? Auch nach Syrien und Af-
ghanistan werde man abschieben. Das heißt nur, dass man 
überhaupt auch mal nach dort abschiebt, irgendwann. Das 
hätte sogar die eine Abschiebung der Ampel erfüllt, eben-
falls zwecks Wählertäuschung kurz vor Landtagswahlen. 
In Wahrheit steht da überhaupt keine Zielvorgabe, wieder 
kein Bekenntnis zur vollständigen Abschiebung aller, die 
nicht aufenthaltsberechtigt sind. Das und nur das wäre 
eine Rückkehr zu Recht und Gesetz in der Migrations-
politik. Deshalb kommt da auch nichts von dieser Koali-
tion, außer jetzt Tausende neue Afghanen dank Herrn 
Wadephul.

(Beifall bei der AfD)

Was ist denn das? Syrien ist gut genug, um Hunderte 
Millionen deutschen Steuergeldes einzusacken, aber eine 
Rückführung dahin ist nicht zumutbar? Wir sagen: Wer 
kein Bleiberecht hat, muss raus, muss wieder zurück. 
Diese sagenhaften Fachkräfte dürfen jetzt gerne mal Sy-
rien wieder aufbauen.

(Beifall bei der AfD – Dr. Ralf Stegner [SPD]: 
Es fehlt nur noch die schwarze Uniform!)

Was ist das denn überhaupt für ein Familiennachzug? 
Die jungen Männer mussten angeblich raus aus Syrien, 
gaben an, man sei dort bedroht; aber die Regel für die 
Besatzung auf dem gefährdeten Schiff heißt bei denen: 
Frauen und Kinder zuletzt. Das muss ja wirklich eine 
schöne Bedrohung sein!

Meine Damen und Herren, eine Migrationswende mit 
angezogener Handbremse ist zum Scheitern verurteilt. 
Bei der grotesk schwachen Verhandlungsführung der 
Union beim Koalitionsvertrag reicht es jetzt nur noch 
zu einer reinen Ankündigungspolitik einer Wende. Maß-
nahmen in homöopathischen Dosen wie die 150 Asyl-
zurückweisungen im Monat sind keine Wende, sondern 
dienen ausschließlich dazu, den Bürger dummzumachen.

(Beifall bei der AfD)

Aber die Union wollte nicht die hier vorhandene Mehr-
heit für eine Wende zum Besseren für unser Land nutzen. 
Der Kanzler macht sowieso nur noch gelegentlich Zwi-
schenstopp am Berliner Flughafen, und die Union hat 
sich wieder, wie unter Merkel, in babylonische Gefan-
genschaft bei der SPD begeben – freiwillig. Die Bürger 
durchschauen das. Sie wollen nicht immer wieder an der 
Nase herumgeführt werden.

So bleibt es dabei: Eine tatsächliche Wende in der 
Migrationspolitik, meine Damen und Herren, die wird 
es nur mit der AfD geben.

(Beifall bei der AfD – Alexander Hoffmann 
[CDU/CSU]: Was für eine Geschichte! – Zu-
rufe von der Linken)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die SPD-Fraktion hat nun der Abgeordnete Hakan 

Demir das Wort. Bitte.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)
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Hakan Demir (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-

ren! Herr Curio, ich muss feststellen, aber es ist auch 
keine neue Feststellung, dass Sie ein Herz aus Stein ha-
ben. Das brauchen wir hier in diesem Parlament nicht.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Ja, wir brauchen Ordnung, aber auch Humanität. Das, 

was wir heute besprechen, ist für viele Menschen keine 
abstrakte Debatte. Es ist ein Einschnitt in ihr Leben. Sie 
sind vor Krieg und Verfolgung geflohen, und sie hoffen – 
teils seit Jahren –, ihre Liebsten wiederzusehen, ihre Ehe-
partnerinnen, ihre Ehepartner, ihre Kinder.

(Zuruf des Abg. Marcel Queckemeyer [AfD])
Ich glaube, alle von uns können sich ausmalen, wie wir 
uns fühlen würden, wenn ein Krieg unsere Familien aus-
einanderreißen würde, oder wie wir uns als Kinder ge-
fühlt hätten, wenn wir jahrelang von Vater oder Mutter 
getrennt gewesen wären.

Auch für uns als Sozialdemokraten ist die heutige De-
batte nicht einfach. Es geht um ein Herzensanliegen der 
Sozialdemokratie. Das kann ich hier sagen: Es müsste 
eigentlich unser Ziel sein, Familien leichter und schneller 
wieder zu vereinen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Desiree 
Becker [Die Linke]: Dann macht es doch!)

Dennoch muss ich hier feststellen, dass in den Koali-
tionsverhandlungen Kompromisse geschlossen worden 
sind. Die Aussetzung des Familiennachzugs für subsidiär 
Schutzberechtigte ist so ein Kompromiss.

(Cansin Köktürk [Die Linke]: Das ist kein 
Kompromiss!)

Und ich kann das hier auch noch einmal offen sagen: An 
diesem Punkt ist es ein Kompromiss, der mir und meiner 
Fraktion schwerfällt. Es fällt uns schwer, weil es um 
Familien geht, um Frauen und Kinder, um Menschen, 
die nichts weiter machen wollen, als mit ihren Familien 
zusammenzuleben.

(Zuruf von der Linken: Für die Familien ist das 
schwer!)

Das ist auch in unserem Grundgesetz und in der Euro-
päischen Menschenrechtskonvention verankert. Dieser 
Gedanke macht uns als Europa aus.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Gerade in der Asyldebatte verliert man sich oft in abs-

trakten Begriffen: Ordnung, Aufnahmekapazitäten, Zu-
zug begrenzen, subsidiärer Schutz, Kontingente, Härte-
fallregelung, Vertrauensschutz.

(Desiree Becker [Die Linke]: Dank der AfD!)
All das werden wir im Blick behalten, wenn wir die 
Reform des Familiennachzugs in den anstehenden Bera-
tungen verhandeln.

Aber es hilft manchmal auch, sich klarzumachen, dass 
es bei all dem, was wir beraten, um Menschen geht. Es 
geht um Menschen, die hier in Deutschland nach sorg-
fältiger Prüfung durch das Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge einen Schutzstatus erhalten haben. Es geht 
um Menschen wie die syrische Mutter, die seit 18 Mona-

ten auf einen Botschaftstermin wartet, um zu ihrem unbe-
gleiteten minderjährigen Sohn nachreisen zu können. Es 
geht um den Vater, der seine Ehefrau, seine Tochter wie-
dersehen möchte, um die Mutter, deren im Kriegsgebiet 
zurückgebliebener Sohn bereits im Teenageralter meh-
rere Suizidversuche überlebt hat. Sie alle setzen Hoff-
nungen in uns. Die Reform wird sich daran messen las-
sen, dass wir solchen Schicksalen gerecht werden.

(Beifall bei der SPD)
Bei den Reformen müssen wir schauen, wer schon im 

Verfahren ist und in gewisser Weise einen Vertrauens-
schutz genießt. Und wir müssen schauen, wie wir die 
Härtefälle besser definieren können, um die vulnerablen 
Gruppen zu erfassen. Das ist der Weg. Ordnung ja, aber 
wir brauchen auch Humanität.

Weil die Linkspartei hier die ganze Zeit reinruft, wa-
rum wir dieses Gesetz dann nicht einfach ablehnen,

(Dr. Christian Wirth [AfD]: Ja, warum?)
will ich hier einmal sagen: So einfach ist es nicht. Ich 
habe gesagt, dass es ein Kompromiss ist.

(Zuruf der Abg. Desiree Becker [Die Linke])
Ich will auch in Richtung Clara Bünger sagen: Wohin 
würde es führen, wenn wir all die Gesetze, die ihr kriti-
siert, jetzt ablehnen würden? Wozu würde dieser Koali-
tionsbruch führen?

(Zuruf der Abg. Desiree Becker [Die Linke])
Welche Alternativen sehen Sie jetzt gerade in diesem 
Haus?

(Beifall bei der SPD)
Bitte bedenken Sie das, wenn Sie diese Kritik immer 
wieder äußern. Nennen Sie uns eine Alternative hier in 
diesem Haus, die jetzt besser wäre.

(Beifall bei der SPD – Lachen bei Abgeord-
neten der AfD – Christian Görke [Die Linke]: 
Neuwahlen! – Zurufe von der AfD: Hier! 
Hier!)

Präsidentin Julia Klöckner:
Ich bitte darum, dass jetzt der Redner das Wort hat und 

nicht Sie von rechts und links. – Sie haben Ihre Rede 
beendet?

Hakan Demir (SPD):
Danke schön.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat Frau Ab-

geordnete Filiz Polat das Wort.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Filiz Polat (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-

ren! Ich habe lange überlegt, wie ich meine Rede zu 
diesem Gesetzentwurf beginne. In dieser Debatte hat 
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mich die Rede von Herrn Dobrindt, aber auch die Rede 
von Herrn Throm an den verstorbenen Papst Franziskus 
erinnert. Ich möchte Ihnen ein Zitat mitgeben, das mich 
doch sehr beeindruckt hat. Das Zitat lautet wie folgt:

„Das Gegenteil der Liebe ist die Gleichgültigkeit. 
Nicht der Hass, sondern die Gleichgültigkeit ist 
das Gegenteil der Liebe.“

Seien Sie nicht gleichgültig gegenüber denjenigen, die 
Ehepartner/-in, Kinder oder Geschwister im Herkunfts-
land oder in Nachbarstaaten zurücklassen mussten, weil 
der Fluchtweg zu gefährlich und zu teuer ist. Es sind 
Fälle, in denen Familien auseinandergerissen werden 
und nur mit großer Mühe, manchmal nach Jahren, wieder 
zusammenfinden. Für viele von uns ist eine jahrelange 
Trennung von den Liebsten unvorstellbar.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Meine Fraktion teilt den Schmerz, kann die Verzweiflung 
nachvollziehen. Meine Damen und Herren: Familien ge-
hören zusammen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
Linken)

Die Zivilgesellschaft hat sich deutlich und geschlossen 
gegen eine Aussetzung des Familiennachzugs positio-
niert.

(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: 75 Prozent 
der Menschen wollen eine andere Migrations-
politik!)

Anlässlich des Internationalen Tags der Familie im Mai – 
Frau Staatssekretärin Wulf, auch das Familienministe-
rium muss sich dazu positionieren –

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: 75 Prozent 
der Menschen wollen eine andere Migrations-
politik!)

haben zahlreiche Organisationen, darunter das Interna-
tional Rescue Committee, Save the Children, Terre des 
Hommes, in ihrer Petition unmissverständlich klarge-
stellt: Die Aussetzung des Familiennachzugs wäre eine 
migrations- und integrationspolitische Katastrophe mit 
Ansage.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Steffen Bilger [CDU/CSU]: Unsinn!)

Auch der Paritätische Gesamtverband lehnt die Pläne zu 
Recht ab; denn das Recht auf Familienleben ist grund- 
und menschenrechtlich garantiert, auch in unserer Ver-
fassung, in unserem Grundgesetz, Herr Throm. Es darf 
nicht zur Disposition gestellt werden, liebe SPD.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Alexander Throm [CDU/CSU]: Härtefälle!)

Pro Asyl bringt es auf den Punkt.
(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Ja, Pro 

Asyl!)

Herr Dobrindt, das war ja schon fast toxisch mit Ihrem 
Narrativ der illegalen Migration. Warum? Gerade der 
Familiennachzug ist doch der Weg, legal einzureisen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Alexander Throm [CDU/CSU]: Zu illegal Ein-
gewanderten!)

Welches Narrativ wollen Sie eigentlich setzen? Dieselben 
Parteien, die stets fordern, dass nur legale Einwan-
derungsmöglichkeiten genutzt werden sollen, schaffen 
genau diese Möglichkeit jetzt ab.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Meine Damen und Herren, es ist ein Angriff auf das 

Grundrecht auf Familie:
(Jens Spahn [CDU/CSU]: Nein! Das stimmt 

nicht!)
kalt, bürokratisch, aber mit verheerender Wirkung für die 
Integration. Es schafft Frustration; es schadet der psy-
chischen Gesundheit der Betroffenen.

Wir werden diesen Gesetzentwurf ablehnen, weil wir 
immer die Aussetzung des Familiennachzugs abgelehnt 
haben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die CDU/CSU-Fraktion hat nun Herr Abgeord-

neter Detlef Seif das Wort.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Detlef Seif (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Lassen 

Sie mich kurz noch auf die gestrige Debatte zu den Zu-
rückweisungen an den Grenzen eingehen.

(Clara Bünger [Die Linke]: Hä?)
Hier haben die Linken und Grünen alarmistisch behaup-
tet – mit Bezug auf eine Einzelfallentscheidung des Ver-
waltungsgerichts Berlin –,

(Katharina Dröge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: So viel zum Umgang mit Gerichten! 
Herr Dobrindt stellt sich hier vor den Richter, 
Sie stellen das schon wieder infrage! – Zuruf 
des Abg. Marcel Emmerich [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

dass die Zurückweisungen rechtswidrig seien. Man hat 
vorgeworfen, der Rechtsstaat werde gebrochen.

(Marcel Emmerich [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wo ist denn Ihre Rechtsgrundlage? – 
Gegenruf des Abg. Alexander Hoffmann 
[CDU/CSU]: Hören Sie doch mal zu! Sie kön-
nen noch was lernen!)

Ich will Sie nur darauf hinweisen: Diese Woche ist eine 
Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts Berlin-Bran- 
denburg bezüglich Familiennachzug gefällt worden. In 
Bausch und Bogen hat man hier eine erstinstanzliche Ent-
scheidung eingedampft. Mein Hinweis: Das ist Rechts-
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staat – unterschiedliche Rechtsansichten –, und damit 
muss man umgehen. Dampfen Sie Ihre Argumentation 
etwas ein, werden Sie sachlich!

(Stefan Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Keine Einzelfallentscheidung! – 
Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie machen ein Gesetz, das unmensch-
lich ist!)

Die Bundesregierung macht an dieser Stelle in Wahrneh-
mung ihrer Pflichten aus dem Amt das, was ihrer recht-
lichen Überzeugung entspricht, und das ist gut so.

(Beifall bei der CDU/CSU – Marcel Emmerich 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie haben 
Probleme mit dem Rechtsstaat! – Gegenruf 
des Abg. Marc Henrichmann [CDU/CSU]: 
Sie haben nicht richtig zugehört! – Gegenruf 
des Abg. Marcel Emmerich [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Sie bereiten den Rechten 
den Boden! – Gegenruf des Abg. Steffen 
Bilger [CDU/CSU]: Den bereitet ihr! Unver-
schämtheit!)

Heute geht es um zwei weitere Maßnahmen. Man muss 
betonen: Wir machen zunächst einen großen Fehler der 
Ampel, der auf die Tätigkeit der Grünen zurückzuführen 
ist, rückgängig, damit das Aufenthaltsgesetz wieder der 
Begrenzung des Zuzugs dient.

Eines zur Klarstellung: Das bedeutet nicht, dass wir die 
Menschen fernhalten wollen, die unserem Land nutzen, 
insbesondere Fachkräfte, die wir benötigen. Im Gegen-
teil! Im Koalitionsvertrag haben wir uns auf die Einrich-
tung einer Work-and-Stay-Agentur geeinigt.

(Zuruf der Abg. Clara Bünger [Die Linke])

Unter Mitwirkung der Bundesagentur für Arbeit wollen 
wir eine digitale Agentur für Fachkräfteeinwanderung 
schaffen,

(Clara Bünger [Die Linke]: Was hat das mit 
Familiennachzug zu tun?)

mit einer zentralen IT-Plattform als einheitlicher An-
sprechpartnerin für ausländische Fachkräfte. Hierdurch 
sollen die aktuellen Flaschenhälse, die wir in den Aus-
landsvertretungen und den Ausländerbehörden haben, 
beseitigt werden. Die Agentur bündelt und beschleunigt 
die Erwerbsmigration und erleichtert die Anerkennung 
von Berufs- und Studienabschlüssen.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das hilft den Familien aber wenig!)

Ich gehe davon aus, dass die zuständige Bundesministe-
rin für Arbeit und Soziales, Bärbel Bas, an dieser Stelle 
kurzfristig liefern wird.

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf wird der Famili-
ennachzug zu subsidiär Schutzberechtigten zunächst für 
zwei Jahre ausgesetzt, und dann soll eine Evaluierung 
folgen. Die Aussetzung – Sie fragten: Was hat das mit 
Familiennachzug zu tun? – gehört zu einem Bündel von 
Maßnahmen, die die Bundesregierung auf den Weg ge-
bracht hat und im Moment auf den Weg bringt; das hat 

Bundesminister Dobrindt auch betont. Es gibt nicht die 
eine Maßnahme, sondern wir müssen das als Gesamt-
maßnahmenbündel sehen.

(Katharina Dröge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Kinder von ihren Eltern fernhalten! Zy-
nisch und kaltherzig!)

Sonst wird die Wirkung auch nicht positiv sein.
Es ist eine Vielzahl von Maßnahmen. Dazu gehört 

auch, dass wir den Bundesrat nicht mehr mit der Einstu-
fung als sichere Herkunftsstaaten belasten, sondern dass 
die Bundesregierung das per Rechtsverordnung machen 
kann. Eine entsprechende Einstufung von Algerien, Ma-
rokko, Tunesien und Indien steht zurzeit auf der Agenda; 
aber es gibt weitere Staaten, die die Voraussetzungen 
erfüllen. Das werden wir zügig auf den Weg bringen.

Die Vorschriften zum GEAS werden national umge-
setzt. Das reicht uns aber nicht. Wenn man sich die GE-
AS-Vorschriften anschaut, dann erkennt man: Sie sind in 
Teilbereichen viel zu kompliziert. Verfahren werden auf-
gebläht. Hier muss deutlich nachgebessert werden.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Zur Sache! – Clara Bünger [Die Linke]: Mehr 
Nachzug, mehr legale Wege! So einfach ist 
das!)

Am Ende des Tages kann nur durch die Streichung des 
Verbindungselements erreicht werden,

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Zur Sache!)

dass Rückführungen und Verbringungen in sichere Dritt-
staaten erfolgen können.

(Clara Bünger [Die Linke]: Für Familien haben 
Sie nichts übrig, Herr Seif, oder?)

Und am Ende des Tages ist das eine ganz wichtige Maß-
nahme im Gesamtpaket.

(Beifall bei der CDU/CSU – Filiz Polat 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Zur Sache!)

Wir müssen durch Verbesserungen in den Verfahren 
und Kapazitätsaufbau – wir haben so oft darüber gespro-
chen – tatsächlich eine Rückführungsoffensive schaffen, 
die diesen Namen verdient. Der Grundsatz muss sein: 
Asylbewerber, die abgelehnt wurden,

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Zur Sache!)

müssen unser Land grundsätzlich wieder verlassen, und 
zwar möglichst zügig und schnell.

(Beifall bei der CDU/CSU – Katrin Fey [Die 
Linke]: Sie sind unchristlich!)

Die Bundespolizei soll eine zusätzliche Kompetenz 
erhalten, nämlich für ausreisepflichtige Ausländer vorü-
bergehende Haft und Ausreisegewahrsam zu beantragen. 
Warum ist das so wichtig? Bei dem Terroristen Anis 
Amri, dem Attentäter vom Breitscheidplatz,

(Zuruf der Abg. Katrin Fey [Die Linke])
hätte diese Kompetenz möglicherweise den Anschlag 
verhindern können, aber sie fehlte. Das werden wir im 
Gesetz korrigieren.
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Wir schaffen einen dauerhaften Ausreisearrest für aus-
reisepflichtige Gefährder

(Katrin Fey [Die Linke]: Schande!)
und Täter schwerer Straftaten. – Nicht „Schande“! Die 
haben in der Freiheit in Deutschland nichts zu suchen. 
Die müssen unser Land verlassen, und deshalb müssen 
wir die in Gewahrsam nehmen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf der Abg. 
Clara Bünger [Die Linke])

Der letzte Punkt, der besonders wichtig ist: Wir lassen 
uns von mitwirkungspflichtigen Drittländern bei den 
Rückführungen nicht mehr länger auf der Nase rumtan-
zen. Deshalb haben wir im Koalitionsvertrag einen ko-
härenten Ansatz vereinbart. Wir werden zukünftig alle 
Politikfelder nutzen, um eine höhere Kooperationsbereit-
schaft der Herkunftsländer, die rücknahmepflichtig sind, 
zu erreichen: Visavergabe, Entwicklungszusammen-
arbeit, Wirtschafts- und Handelsbeziehungen.

(Schahina Gambir [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Zur Sache!)

Das tut weh, und das wird auch dazu führen, dass dort die 
Bereitschaft deutlich steigen wird.

(Christian Görke [Die Linke]: Das ist Nöti-
gung, was Sie da machen! Nötigung! – Lachen 
bei Abgeordneten der AfD)

Das waren einige wichtige Punkte eines Bündels von 
Maßnahmen, die die Koalition auf den Weg bringen wird. 
Sie sind total wichtig.

(Katharina Dröge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ihnen ist das so peinlich!)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Sie müssen zum Ende kommen, Herr Kollege.

Detlef Seif (CDU/CSU):
Was Sie hier teilweise gemacht haben, rechts wie links: 

Fakten werden verdreht, falsch dargestellt.
(Christian Görke [Die Linke]: Da sind Sie aber 
Nummer eins hier! – Clara Bünger [Die 
Linke]: Sie verdrehen!)

Sie von der AfD reden beispielsweise von nur 150 Per-
sonen, die zurückgeführt wurden.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Asylzurückwei-
sungen! – Martin Hess [AfD]: Asylzurückwei-
sungen! Hören Sie doch mal zu!)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herr Abgeordneter Seif, Sie müssen zum Ende kom-

men.

Detlef Seif (CDU/CSU):
Sie sehen nicht die vielen, die gar nicht mehr kommen. 

Sie sehen nicht die Signalwirkung.
(Katharina Dröge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ihr Gesetzentwurf ist Ihnen so pein-
lich!)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Sie müssen jetzt zum Ende kommen, Herr Abgeord-

neter.

Detlef Seif (CDU/CSU):
Asylpolitik hat eine Signalwirkung, und auch da arbei-

tet die Bundesregierung hervorragend.
Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herzlichen Dank. – Das war die letzte Rede in dieser 

Debatte. Ich schließe die Aussprache.
Interfraktionell wird Überweisung der Vorlagen auf 

den Drucksachen 21/321 und 21/349 an die in der Tages-
ordnung aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es 
weitere Überweisungsvorschläge? – Das ist nicht der 
Fall. Dann verfahren wir wie vorgeschlagen.

Bevor ich den nächsten Tagesordnungspunkt aufrufe, 
möchte ich darauf hinweisen, dass ich mir gestern in der 
Debatte um die Abgeordnetenentschädigung vorbehal- 
ten habe, Ordnungsmaßnahmen zu ergreifen. Nachdem 
die Durchsicht des Protokolls geschehen ist, möchte ich 
dem Abgeordneten Brandner von der AfD einen Ord-
nungsruf erteilen. Er hat auch in dieser Debatte das 
Wort „Syndikatparteien“ für die Parteien der politischen 
Mitbewerber benutzt. Das gehört sich hier nicht. Deshalb 
erteile ich ihm einen Ordnungsruf.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der Linken)

Es gab in derselben Angelegenheit einen weiteren Ord-
nungsruf. Gegen den gibt es einen Einspruch. Darüber 
werden wir nachher abstimmen.

Jetzt sind die Umsetzungen erfolgt.

Ich rufe den Zusatzpunkt 10 auf: 

Beratung des Antrags der Fraktion Die Linke 

Gaza – Völkerrecht verteidigen, Waffenliefe-
rungen stoppen, humanitäre Hilfe ermögli-
chen

Drucksache 21/350
Überweisungsvorschlag:  
Auswärtiger Ausschuss (f) 
Verteidigungsausschuss 
Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 60 Minuten 
vereinbart.

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat für die Frak-
tion Die Linke Jan van Aken.

(Beifall bei der Linken)

Jan van Aken (Die Linke):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich habe 

zwei Jahre in Israel gelebt, in Jaffa. Auch am 7. Oktober 
2023 waren wir dort. Meine Liebsten und ich wurden 
morgens um 6:33 Uhr von den Sirenen geweckt, und 

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 11. Sitzung. Berlin, Freitag, den 6. Juni 2025                                                                                                                                                                                                        909 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Detlef Seif 

https://dserver.bundestag.de/btd/21/003/2100350.pdf


wir dachten: Wieder ein Raketenangriff! – Das wäre 
schlimm genug gewesen; aber gar nichts hat uns auf das 
vorbereitet, von dem wir dann im Laufe des Tages hörten: 
dieser unfassbar brutale Angriff der Hamas, die Geisel-
nahmen, aber auch das tiefe Trauma, das dieser furcht-
bare Angriff in Israel, aber auch weltweit in der jüdischen 
Gemeinde ausgelöst hat. Denn die Grundidee des Staates 
Israel, Sicherheit für Jüdinnen und Juden in aller Welt zu 
garantieren, die Grundidee, die auch mir so am Herzen 
liegt, ist an dem Tag zerstört worden. Denn an dem Tag 
gab es in Israel keine Sicherheit.

(Beifall bei der Linken sowie der Abg. Isabel 
Cademartori [SPD])

Dieses Trauma müssen wir immer mitdenken und mit-
fühlen, wenn wir über den 7. Oktober reden und wenn 
wir über Gaza reden.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Nichts davon rechtfertigt aber die brutalen Angriffe auf 
unbewaffnete Zivilisten, auf Krankenhäuser, auf flüch-
tende Menschen. Nichts davon rechtfertigt die Ermor-
dung von Zehntausenden Palästinenserinnen, die Zerstö-
rung der Lebensgrundlage von 2 Millionen Menschen, 
erst recht nicht die widerlichen Auslöschungsfantasien 
von Mitgliedern der rechtsextremen Regierung Netanja-
hus.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Christian Görke [Die Linke]: 
Sehr richtig!)

Nichts davon ist gerechtfertigt oder entschuldigt durch 
die Verbrechen der Hamas am 7. Oktober. Kriegsverbre-
chen der israelischen Armee sind keine legitime Selbst-
verteidigung des Staates Israel.

(Beifall bei der Linken sowie der Abg. 
Dr. Nina Scheer [SPD])

Wir als Linke haben da einen ganz klaren Grundsatz: 
Niemals nie darf ein Menschenrechtsverbrechen ein an-
deres Menschenrechtsverbrechen begründen oder recht-
fertigen – niemals!

(Beifall bei der Linken sowie der Abg. Dr. Nina 
Scheer [SPD] – Christian Görke [Die Linke]: 
Sehr richtig!)

Ich werde jetzt, ein Jahr nach meiner Ausreise, wieder 
dorthin fahren, um zu schauen, wie die Situation vor Ort 
ist, vor allem, um zuzuhören, um mitzufühlen, aber auch, 
um nach Lösungen zu horchen. Denn das Sterben in Gaza 
muss endlich beendet werden, jetzt und sofort.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Und da hat auch die Bundesregierung eine Verantwor-
tung. Ja, diese Bundesregierung muss die Waffenexporte 
nach Israel sofort stoppen. Sie muss endlich Palästina als 
Staat anerkennen. Denn wenn wir sagen: „Wir brauchen 
eine Zweistaatenlösung“, dann braucht es dafür zwei 
Staaten, Israel und Palästina. Sie müssen endlich beide 
anerkannt werden, auch von Ihnen.

(Beifall bei der Linken sowie der Abg. 
Dr. Nina Scheer [SPD])

Zum Schluss noch ein Gedanke, der mich dieser Tage 
ständig umtreibt: Sie von der Bundesregierung schauen 
zu. Sie tun nichts. Und wenn dann irgendwann die Zahl 
der Toten in Gaza in Hunderttausenden gezählt wird, 
wenn irgendwann vielleicht keine einzige Palästinenserin 
und kein einziger Palästinenser mehr in Gaza lebt, dann 
werden Sie sagen: Ich war schon immer dagegen. – Aber 
dann ist es zu spät.

(Beifall bei der Linken sowie der Abg. 
Dr. Nina Scheer [SPD])

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Die nächste Rede hält Jürgen Hardt für 

die Unionsfraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Jürgen Hardt (CDU/CSU):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir 

hatten ja bereits gestern Gelegenheit, das Thema hier im 
Rahmen einer Aktuellen Stunde zu besprechen. Und viele 
Kolleginnen und Kollegen aus der Außenpolitik, aus dem 
Menschenrechtsausschuss sowie aus dem Ausschuss für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung hatten 
Gelegenheit, gestern und vorgestern mit dem Außen-
minister des Staates Israel, Gideon Sa’ar, zu sprechen, 
sich mit ihm direkt auszutauschen und zu hören, was 
die Sicht der israelischen Regierung auf die aktuelle Ent-
wicklung ist.

Was wir bei diesen Gesprächen immer wieder betont 
haben: Wenn die Hamas ihren völkerrechtswidrigen 
Kampf, ihren Terrorkampf gegen Israel, ihr Ziel der Zer-
störung Israels aufgeben und die verbleibenden Geiseln 
und die Leichname der verstorbenen Geiseln an Israel 
übergeben würde, würde sich natürlich die humanitäre 
Lage im Gazastreifen komplett anders darstellen.

Viele fragen sich ja, warum Israel nicht im Stil der 
amerikanischen Truppen nach dem Zweiten Weltkrieg 
in Deutschland versucht, die Herzen der Menschen zu 
gewinnen – Stichwort „Kaugummi verteilen“. Ich be-
haupte, die Amerikaner hätten das in Berlin auch nicht 
getan, wenn aus jedem Keller irgendeine Waffen-SS- 
Truppe sie befeuert hätte. Erst wenn die Waffen nieder-
gelegt sind, kann auch ein Neuanfang der Beziehungen 
und des Verhältnisses stattfinden. Wenn Waffen genutzt 
werden, ist immer die Gefahr groß – und das passiert 
leider auch im Gazastreifen allzu oft –, dass unschuldige 
Zivilisten mit in die Kämpfe einbezogen und getötet wer-
den.

(Sören Pellmann [Die Linke]: Was folgt da-
raus?)

Das Erste, was wir tun können: Wir bleiben bei unserer 
klaren Mahnung an Israel, die humanitäre Hilfe deutlich 
zu erhöhen. Israel hatte ja anfänglich den Plan, das mit 
einer neuen privaten Organisation zu tun. Das funktio-
niert nicht so, wie wir das erwarten. Das funktioniert 
offensichtlich auch nicht so, wie die israelische Regie-
rung das erwartet. Deswegen ist jetzt wohl vorgesehen, 
dass auch auf einem zweiten Weg – wiederum über die 
UN, das World Food Programme – tatsächlich wieder 
Hilfsgüter in den Gazastreifen kommen. Das werden 
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wir uns in den nächsten Tagen genau anschauen. Und 
dass es geht, dass man deutlich mehr Hilfsgüter in den 
Gazastreifen einführen und auch verteilen kann, zeigt ja 
die Situation zwischen Januar und März; denn in diesem 
Zeitraum sind ja bis zu 700 Lkws am Tag tatsächlich in 
den Gazastreifen gelangt.

Das Zweite, was wir als Freunde Israels in den Blick 
nehmen sollten, sind natürlich der große Hintergrund die-
ses Konfliktes und der große Akteur, der für diesen Kon-
flikt maßgeblich verantwortlich ist, nämlich derjenige, 
der den Terror in der Region finanziert, der die Raketen 
finanziert, mit denen Israel sogar aus weit entfernten 
Ländern wie Jemen beschossen wird, der Staat, der eine 
Atombombe und Atomraketen mit dem Ziel baut, Israel 
zu zerstören; das hat der Iran als Staatsziel ausgegeben.

Ich glaube, dass die neue Bundesregierung entspre-
chend den Beschlüssen des Deutschen Bundestages 
bzw. der Anträge der damaligen Oppositionsfraktion 
CDU/CSU ihre Iranpolitik anpassen und verschärfen 
muss. Denn wir müssen alle gemeinsam unbedingt ver-
hindern, dass der Iran in den Besitz einer Atombombe 
gelangt, die dann möglicherweise als Allererstes auf Is-
rael abgefeuert werden könnte. Und das wäre natürlich 
das Allerschlimmste.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Wir brauchen also auch bei der deutschen Iranpolitik 
eine Weiterentwicklung und ein Umsteuern. Nicht alles, 
was Deutschland gemacht hat, war falsch; aber es war zu 
wenig, wenn ich zum Beispiel an die Terrorlistung der 
Revolutionsgarden denke. Das ist ein Thema, an dem wir 
arbeiten müssen.

Das Dritte, was ich an dieser Stelle sagen möchte: Wir 
sind natürlich sehr daran interessiert, was sich Israel für 
die Zukunft des Gazastreifens vorstellt. Wir sagen klipp 
und klar: Der Gazastreifen ist nicht Teil des Staatsgebie-
tes von Israel und muss auch so von Israel behandelt 
werden. Deswegen wünsche ich mir eine Vision des Staa-
tes Israel, der israelischen Regierung, wie sie sich denn 
die Zukunft des Gazastreifens vorstellt,

(Cansin Köktürk [Die Linke]: Das haben sie 
doch schon geäußert! Sie wollen Gaza aus-
löschen!)

wenn es denn tatsächlich eines Tages so weit ist, dass die 
Waffen schweigen und die Hamas nicht mehr die Macht 
ausübt. Die Hamas darf die Macht über den Gazastreifen 
nicht mehr ausüben. Aber es bedarf letztlich einer Orga-
nisation unter maßgeblicher Führung der Palästinenser 
selbst, die die zivile Verwaltung übernimmt, und es be-
darf vermutlich einer internationalen Unterstützung, da-
mit die Sicherheit Israels insoweit gewährleistet wird, 
dass sicher ist, dass aus dem Gazastreifen heraus niemals 
mehr der Staat Israel in der Art und Weise angegriffen 
werden kann, wie das am 7. Oktober 2023 der Fall war.

Wenn wir gemeinsam mit Israel eine solche Diskussion 
über die Zukunft des Gazastreifens führen, dann wird es 
vielleicht auch leichter sein für die Menschen überall auf 
der Welt, zu verstehen, was dort geschieht und mit wel-

chem Ziel es geschieht. Das ist etwas, was wir bei Gideon 
Sa’ar angemahnt haben: dass wir darüber mehr Klarheit 
wollen.

Wir als Deutschland – und da sollte der Deutsche Bun-
destag insgesamt dabei sein – sind gerne bereit: Wenn wir 
gebraucht werden, wenn unsere Hilfe beim zivilen Auf-
bau, beim Wiederaufbau gebraucht wird,

(Cansin Köktürk [Die Linke]: Die wird nicht 
gebraucht, wenn Sie keine Waffen liefern!)

wenn unsere Hilfe bei der Bereitstellung humanitärer 
Hilfe gebraucht wird, dann darf es weder an deutschem 
Geld noch an deutschem Willen scheitern; dann müssen 
Deutschland und die Europäische Union massiv daran 
mitwirken.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Als Nächstes erteile ich das Wort 

Dr. Alexander Gauland für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Alexander Gauland (AfD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Helmut 

Schmidt, ein deutscher Staatsmann, an dessen Format 
man mit einer gewissen Wehmut zurückdenkt,

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Er kann sich leider 
nicht mehr wehren gegen Sie!)

hat eine Entscheidung als die schwerste seines politi-
schen Lebens bezeichnet. Am 5. September 1977 entführ-
ten RAF-Terroristen den Arbeitgeberpräsidenten Hanns 
Martin Schleyer und forderten von der Bundesregierung 
die Freilassung von elf inhaftierten Terroristen, sonst 
müsse Schleyer sterben. Helmut Schmidt entschied sich, 
nicht auf die Forderungen einzugehen. Dabei blieb er 
auch nach der Entführung der „Landshut“ durch palästi-
nensische Terroristen. Die Geiseln in der „Landshut“ 
konnten befreit werden, Hanns Martin Schleyer nicht.

Helmut Schmidt handelte als Akteur einer Tragödie. Er 
wusste, was immer er tat, er würde schuldig werden. Aber 
seine Botschaft war eindeutig: Mit Terroristen verhandelt 
man nicht. Terroristen bekämpft man – mit allen Mitteln, 
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)

Bereits damals haben deutsche Linksextremisten und 
palästinensische Terroristen bestens harmoniert. Ihr ge-
meinsamer Feind war und ist das westliche System. Für 
sie ist Israel ein Kolonialstaat, der von der Landkarte 
verschwinden soll. In den Medien der DDR tauchte Israel 
selten ohne das Beiwort „Aggressor“ auf. Dass ausge-
rechnet Die Linke jetzt diesen Antrag einbringt, lässt 
auf Krokodilstränen schließen. Nie konnte man mit bes-
serem Gewissen Antisemit sein als derzeit. Nie verstan-
den sich islamische und linke Radikale besser als heute.
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(Beifall bei der AfD – Dr. Ralf Stegner [SPD]: 
Das sagt ausgerechnet ein AfD-Vertreter! – Zu-
rufe von der Linken)

Ich will damit keineswegs sagen, dass alle, die Israels 
Vorgehen in Gaza kritisieren, Antisemiten sind – um 
Gottes willen! Ich will damit nur sagen, dass es nie bes-
sere Zeiten für Judenfeinde gab, Israel zu verurteilen.

Im Deutschen Bundestag ist womöglich keine Formu-
lierung häufiger gebraucht worden als die von der deut-
schen Verantwortung gegenüber den Juden und dem jü-
dischen Staat, die sich aus der Tatsache ergibt, dass im 
deutschen Namen versucht wurde, das jüdische Volk aus-
zulöschen.

Die Nationalsozialisten sind erschreckend weit ge-
kommen mit diesem Vorsatz.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: „Vogelschiss“, den 
Sie damals angesprochen haben!)

Heute gibt es Organisationen in der arabischen Welt, die 
den Judenstaat auslöschen, also das Werk Hitlers fortset-
zen wollen. An der Spitze steht die Hamas. Aus ihren 
Absichten machen deren Mitglieder keinen Hehl. Sie ver-
öffentlichen sogar die Bilder ihrer Mordtaten. Die Hamas 
missbraucht Zivilisten als Schutzschilde. Die Hamas 
nimmt das palästinensische Volk als Geisel. Die Hamas 
hat nur ein Ziel: die Vernichtung Israels.

Israel ist ein Staat im Belagerungszustand. Darf ich Sie 
daran erinnern, dass in Israel dennoch 2 Millionen ara-
bische Israelis leben, ungefähr 20 Prozent der Gesamt-
bevölkerung? Gaza aber war judenfrei, und von Gaza aus 
haben diejenigen angegriffen, die ganz Israel gern juden-
frei hätten.

Ich kann hier nur wiederholen, was ich an dieser Stelle 
bereits öfters gesagt habe: Es steht uns nach meiner Mei-
nung als Deutschen nicht zu, Israel zu verurteilen, wenn 
es sich gegen einen Angreifer wehrt, der Juden ermordet 
und von der Auslöschung des Judenstaates träumt.

Deutschland hat den Palästinensern allein in den Jah-
ren 2023 und 2024 fast 1 Milliarde Euro überwiesen, wie 
eine Anfrage der FDP an die Bundesregierung ergab. Aus 
der EU fließen ebenfalls Millionen. Von 2014 bis 2020 
gaben UN-Organisationen fast 4,5 Milliarden Dollar im 
Gazastreifen aus. Nach Angaben der Organisation für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung belief 
sich die Hilfe für die Palästinenser zwischen 1994 und 
2020 auf über 40 Milliarden Dollar.

Gaza hätte eine blühende Landschaft werden können. 
Statt Schulen und Fabriken zu bauen oder Unternehmen 
zu gründen, hat die Hamas Tunnel gegraben und Raketen 
gebaut – und am 7. Oktober 2023 Israel angegriffen, weit 
über 1 000 Zivilisten auf bestialische Weise massakriert 
und die Bilder davon ins Netz gestellt. Mir kann niemand 
einreden, dass die Hamas nicht mit einer massiven Ver-
geltung gerechnet hat. Ich wüsste gern, wie die Israel- 
Verurteiler hier im Saal und vor allem auch draußen rea-
gieren würden, hätte man das ihren Kindern und Famili-
enangehörigen angetan.

Und ich wüsste auch gern, meine Damen und Herren, 
wie sich Israel verteidigen soll, ohne dass es auch Un-
schuldige und Zivilisten trifft. Die traf es auch bei den 

Bombenangriffen der Alliierten auf Hamburg, Dresden, 
Köln oder Chemnitz. Und doch sprechen wir heute zu 
Recht – und besonders am Jahrestag der Landung in der 
Normandie – von Befreiung, und das besonders lautstark 
diejenigen, die diesen Antrag eingebracht haben. Zu 
Recht hat Henryk Broder die Frage nach der Verhältnis-
mäßigkeit in einem solchen Krieg gestellt.

Es gibt im Antrag der Linken natürlich auch vernünf-
tige Passagen,

(Daniel Baldy [SPD]: Im Gegensatz zu Ihrer 
Rede!)

vor allem, was die humanitäre Hilfe betrifft. Humanitäre 
Hilfe unterstützen wir natürlich. Eine Zweistaatenlösung 
mit Beteiligung der Hamas aber kann Israel nicht zulas-
sen. Israel kann streng genommen die Existenz der Ha-
mas nicht länger zulassen. Das ist die Lektion aus der 
Geschichte des judenfreien Gazastreifens. Wie lange 
würde es dauern, bis aus dem Palästinenserstaat wieder 
Raketen auf Israel abgeschossen würden?

Meine Damen und Herren, wir haben im Westen in 
80 Jahren Frieden vergessen, was eine Tragödie ist. Wir 
bezeichnen inzwischen jeden Unfall als Tragödie. Aber 
das Wesen des Tragischen liegt darin, dass der Mensch, 
indem er handelt, schuldig wird. Der Konflikt in einer 
Tragödie ist unauflösbar. In Israel geschieht eine Tragö-
die. Wir sollten Gott danken, dass wir bloß Zuschauer 
sind und nicht unser leichtfertiges Versprechen einlösen 
müssen, dass die Sicherheit Israels Teil unserer Staats-
räson ist.

(Beifall bei der AfD)

Aber wenigstens wohlfeiler Verurteilungen sollten wir 
uns in dieser Situation enthalten.

Ich bedanke mich.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Ich erteile das Wort für die nächste 

Rede Isabel Cademartori für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Isabel Cademartori (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten 

Damen und Herren! Es ist höchste Zeit, dass wir diese 
Debatte in diesem Haus führen. Wir haben zu lange zu 
diesem Thema geschwiegen. Die humanitäre Lage in 
Gaza ist nämlich katastrophal. Laut UN-Angaben sind 
100 Prozent der Bevölkerung akut vom Hungertod be-
droht. Täglich sterben Kinder. Menschen werden er-
schossen beim verzweifelten Versuch, Hilfsgüter zu er-
reichen.

Wir dürfen nicht schweigen, wenn Kinder verhungern, 
Mütter ihre Säuglinge nicht mehr stillen können und Sa-
nitäter unter Beschuss geraten. Humanitäre Hilfe darf 
niemals als politisches Druckmittel missbraucht werden.

(Beifall bei der SPD und der Linken sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)
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Das ist ein schwerwiegender Verstoß gegen das humani-
täre Völkerrecht, ebenso wie die vom Sicherheitskabinett 
Israels beschlossene Umsiedlung, die man klar als Ver-
treibung der Palästinenser bezeichnen muss.

Das brutale Massaker der Hamas am 7. Oktober 2023, 
bei dem israelische Zivilisten auf grausame Weise ermor-
det und verschleppt wurden, verurteilen wir alle hier zu-
tiefst. Es war abscheulich und unmenschlich. Die Solida-
rität mit den Opfern, die Unterstützung Israels bei der 
Befreiung der Geiseln und beim Schutz seiner Bevölke-
rung waren und sind berechtigt. Die Hamas muss alle 
Geiseln sofort freilassen, bedingungslos.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der Linken)

Wir brauchen einen sofortigen Waffenstillstand, um ihr 
Leben nicht weiter zu gefährden. Denn ein Waffenstill-
stand ist der sicherste Weg, sie lebend freizubekommen.

Die militärische Reaktion Israels auf den 7. Oktober 
hat ein Ausmaß an zivilem Leid verursacht, das mit dem 
völkerrechtlichen Prinzip der Verhältnismäßigkeit nicht 
vereinbar ist. Das haben auch der Bundeskanzler und 
der Außenminister inzwischen klar benannt. Die Situa-
tion in Gaza ist unerträglich. Kriegsverbrechen finden 
fortlaufend statt. Diese Einschätzung teilen viele in unse-
rer Gesellschaft. In unzähligen Briefen und Aufrufen äu-
ßern sich Menschenrechtsorganisationen, Kirchen, Ärzte, 
Journalisten, Künstler, Wissenschaftler; Bürgerinnen und 
Bürger wenden sich an uns. Sie zeigen Haltung, mora-
lische Klarheit und demokratische Verantwortung.

Erst diese Woche ist unter der Führung des Hanau- 
Überlebenden Etris Hashemi wieder so ein Brief an uns 
adressiert worden. Ich danke dir, Etris, und ich danke 
allen, die trotz der Anfeindungen nicht schweigen. Eure 
Stimmen sind wichtig, sie zählen, und sie verändern auch 
was.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Als SPD begrüßen wir die klaren Worte der Bundes-
regierung. Doch nun müssen den Worten auch Taten fol-
gen. Es geht nicht darum, Israel zu belehren; das steht uns 
nicht zu. Es geht darum, unsere eigenen Werte ernst zu 
nehmen und danach zu handeln. Die SPD-Fraktion unter-
stützt deshalb eine Überprüfung der Waffenexporte an 
Israel entlang der Prinzipien des humanitären Völker-
rechts. Deutsche Waffen dürfen nicht für Kriegsverbre-
chen eingesetzt werden. Darüber darf es in diesem Haus 
keine zwei Meinungen geben; denn das ist unsere beste-
hende Rechtslage, abgeleitet aus unserem Grundgesetz.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Im Schatten von Gaza werden auch in der Westbank 
und in Ostjerusalem Fakten geschaffen. Der illegale Sied-
lungsbau wird beschleunigt wie nie zuvor – fast 19 000 
neue Wohneinheiten allein in diesem Jahr, 22 zuvor ille-
gale Siedlungen nachträglich legalisiert. Das Ziel wird 
offen kommuniziert. Es ist nicht unklar, was das Ziel 
ist: Die Zweistaatenlösung soll verhindert werden, indem 
ein souveräner palästinensischer Staat dauerhaft verhin-
dert wird. Das darf nicht ohne Konsequenzen bleiben. 
Denn genau diese Zweistaatenlösung ist für die Bundes-

regierung die Grundlage ihrer Nahostpolitik, auch im 
Koalitionsvertrag festgeschrieben. Deshalb dürfen wir 
nicht länger nur appellieren. Wir müssen handeln.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Norbert Maria Altenkamp [CDU/CSU])

Deutschland muss sich gemeinsam mit Frankreich auf 
der UN-Konferenz am 17. Juni 2025 klar positionieren. 
Konkrete Schritte zur Anerkennung eines unabhängigen 
palästinensischen Staates müssen vereinbart werden, 
nicht irgendwann, sondern jetzt, damit das, was Außen-
minister Wadephul zu Recht gesagt hat, Wirklichkeit 
bleibt: Gaza, das Westjordanland und Ostjerusalem ge-
hören den Palästinenserinnen und Palästinensern.

Sicherheit für Israel und für Palästina ist unsere his-
torische Verantwortung. Die Wunden auf beiden Seiten 
sind sehr tief.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Frau Kollegin, Sie müssen zum Ende kommen.

Isabel Cademartori (SPD):
Aber wenn eine nächste Generation in Würde und ohne 

Angst leben soll, muss die internationale Gemeinschaft 
jetzt handeln. Internationales Recht muss gelten, immer 
und überall. Auch das ist deutsche Staatsräson.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herzlichen Dank. – Die nächste Rednerin ist Luise 

Amtsberg für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Luise Amtsberg (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe 

Kolleginnen und Kollegen! Die Freilassung der Geiseln, 
die Versorgung der Menschen im Gazastreifen und ein 
Ende der Kampfhandlungen, ein Ende des Krieges, nichts 
kann man sich in diesen Tagen mehr wünschen. Das ist 
ein klares Gebot der Menschlichkeit, das aber – so ehrlich 
müssen wir sein – in immer weitere Ferne rückt. Deshalb 
ist es gut, dass wir heute erneut über Israel und über 
Palästina sprechen. Ich möchte ausdrücklich meinen 
Dank an Die Linke richten, diese Debattengrundlage 
hier heute geschaffen zu haben.

Meine Damen und Herren, mit dem menschenverach-
tenden Massaker am 7. Oktober hat die Hamas erneut 
ihren Terror über Israel gezogen und binnen weniger 
Stunden 1 200 Menschen getötet, 250 Menschen entführt. 
Die Brutalität und Menschenverachtung dieses Angriffs, 
des schwersten Angriffs auf jüdische Menschen seit dem 
Holocaust, ist für viele, mich eingeschlossen, bis heute 
eigentlich kaum zu fassen. Das Massaker hat eine tiefe 
Wunde in der israelischen Gesellschaft hinterlassen.

Und nicht zufällig richtete sich dieser Angriff gezielt 
gegen friedensbewegte Menschen in Israel, Menschen 
wie Vivian Silva, die zeit ihres Lebens für die Versöh-
nung von Israelis und Palästinensern eingetreten ist 
und mit ihrer Friedensbewegung Women Wage Peace 
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45 000 Menschen in Israel hinter sich versammelt hat. Es 
waren diese Stimmen, ihr Engagement, das gezielt zum 
Schweigen gebracht werden sollte.

Und deshalb ist es so wichtig, in diesen Debatten den 
7. Oktober immer wieder ins Bewusstsein zu rufen – 
nicht nur, um an die Grausamkeit zu erinnern, die von 
diesem Terror ausging und noch ausgeht, sondern auch, 
um daran zu erinnern, was gerade auf dem Spiel steht, 
welche Visionen hier gezielt zerstört werden sollen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Isabel Cademartori [SPD])

Der 7. Oktober markiert auch eine Zäsur für die Men-
schen in den palästinensischen Gebieten und vor allem im 
Gazastreifen; Menschen, die eineinhalb Jahre Krieg hin-
ter sich haben – ein Krieg, von dem wir heute sagen 
werden, dass er weder verhältnismäßig geführt wird 
noch das Völkerrecht respektiert und achtet.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Seit dem 7. Oktober erleben wir immer mehr Eskalatio-
nen, eine Spirale der Gewalt, deren Leidtragende auf 
allen Seiten einzig und allein Zivilisten sind. Es ist die 
Verantwortung der internationalen Gemeinschaft und 
auch von uns, jene zu schützen und ihre Unversehrtheit 
ins Zentrum zu stellen, das internationale Recht zur An-
wendung zu bringen.

Denn wir müssen nüchtern festhalten, dass das Werben 
um die Einhaltung des Völkerrechts und die zähen Ver-
handlungen mit der israelischen Regierung und von an-
deren mit der Hamas nach wie vor nicht zu einem dauer-
haften Waffenstillstand geführt haben. Im Gegenteil: 
Nicht nur hat sich die humanitäre Lage aufgrund der 
israelischen Blockade zu einer ausgewachsenen humani-
tären Katastrophe entwickelt, sondern es haben sich auch 
die politischen Umstände – und das muss man erwähnen – 
verändert.

Deshalb verwundert es auch nicht, dass der Ton schär-
fer wird, dass die Kritik an der israelischen Regierung – 
international, hierzulande, aber auch vor Ort – wächst 
und dass neue Maßnahmen diskutiert werden. Es ist 
eine absolut berechtigte und notwendige Reaktion auf 
eine völlig offene Ankündigung Netanjahus, den Gaza-
streifen langfristig zu besetzen und Palästinenser/-innen 
dauerhaft zu vertreiben. Diese Ankündigung, die faktisch 
bereits durch Taten umgesetzt wird, ist nicht mit dem 
Völkerrecht vereinbar. Hier kann es keine zwei Deutun-
gen geben. Es ist ein Völkerrechtsbruch mit Ansage, dem 
wir uns geschlossen entgegenstellen müssen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
Linken)

Keine Besetzung und keine Vertreibung der Menschen 
aus dem Gazastreifen!

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, seit dem 
Beginn des Krieges sind in Gaza mehr als 400 humanitäre 
Helfer/-innen getötet worden. Über 200 Journalistinnen 
und Journalisten haben vor Ort ihr Leben verloren. 
1 400 Menschen, die im medizinischen Bereich tätig wa-
ren, und weit über 50 000 Menschen sind in diesem Krieg 
gestorben. Große Teile der Zivilbevölkerung sind durch 

Kampfhandlungen mehrfach binnenvertrieben. Nur noch 
ein Drittel des Territoriums ist für die palästinensische 
Bevölkerung zugänglich. Gebäude und Infrastruktur 
sind weitgehend zerstört, das Gesundheitssystem ist kol-
labiert. Eine öffentliche Ordnung gibt es nicht mehr.

Und in dieser ohnehin unerträglichen Lage die Einfuhr 
sämtlicher humanitärer Güter zu blockieren und parallel 
die internationalen Organisationen quasi kaltzustellen 
oder mit Betätigungsverboten zu belegen, das ist einfach 
inakzeptabel.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Jürgen Hardt [CDU/CSU]: Findet ja auch nicht 
mehr statt!)

Die Folgen sind fatal; denn die Blockade trifft auf eine 
Zivilgesellschaft, die anderthalb Jahre Krieg hinter sich 
hat und die bereits vor dem Krieg schon auf humanitäre 
Hilfe angewiesen war.

Deshalb kann die Reaktion auf dieses neue Verteilsys-
tem auch keine andere sein als eine ablehnende; denn 
humanitäre Hilfe darf nicht militarisiert, konditionalisiert 
oder für politische Zwecke instrumentalisiert werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Aber mit all dem bricht das neue System. Deshalb 
muss die Bundesregierung dieses System in aller 
Deutlichkeit kritisieren, die israelische Regierung dazu 
auffordern, mit den internationalen Organisationen zu 
kooperieren, die Übergänge zu öffnen, die Beschränkun-
gen für Güter fallen zu lassen und die Kampfhandlungen 
einzustellen, damit Menschen sicher versorgt werden 
können und eine Hungersnot aktiv verhindert werden 
kann.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Hakan Demir [SPD])

Einen Punkt möchte ich machen: Es ist natürlich klar, 
dass unsere Aufmerksamkeit auf dieser humanitären Tra-
gödie in Gaza liegt; aber wir dürfen bei all der Dringlich-
keit die Lage im Westjordanland nicht aus dem Blick 
verlieren. Seit Monaten schreiten die De-facto-Entrech-
tung von Palästinenser/-innen im Westjordanland und der 
völkerrechtswidrige Siedlungsbau voran, ohne die nötige 
internationale Beachtung, und das, obwohl diese Frage 
aufs Engste mit der politischen Zukunft Gazas verknüpft 
ist. Erst vor einer Woche wurden neue Siedlungen geneh-
migt. Die Straflosigkeit von fast täglicher Siedlergewalt, 
Landnahme und Hauszerstörung ist bittere Realität für 
sehr viele Menschen.

Ich habe in den vergangenen Monaten immer wieder 
zerstörte Gemeinden im Westjordanland besucht und mit 
eigenen Augen das Ausmaß dieser Zerstörung sehen kön-
nen: ob es eine palästinensische Gemeinde ist, die in den 
South Hebron Hills nur noch über einen steilen Hang den 
Aufstieg in ihr zerstörtes Dorf schafft, weil die Straße von 
Siedlern blockiert wird; ob es der Bauer nördlich von 
Ramallah ist, der sein Vieh nachts im Flur seines Hauses 
einschließen muss, weil es sonst von Siedlern aus dem 
Outpost auf seinem Gelände geklaut oder getötet wird; 
oder ob es das Ehepaar in der Altstadt von Jerusalem ist, 
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das neben den Trümmern seines Hauses jetzt nur noch in 
einem spärlichen Baucontainer lebt, weil die Bulldozer 
alles zerstört haben.

Das alles sind Existenzen, Menschen, die wegen dieser 
völkerrechtswidrigen Politik alles verloren haben. Die 
Intention ist völlig klar – ich glaube, jemand hat es vorhin 
auch schon gerufen; ich zitiere Verteidigungsminister 
Katz, der es ganz deutlich gesagt hat –: Wir werden in 
der Westbank den jüdischen Staat errichten.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das sind deutliche 
Worte, die zum Handeln auffordern.

(Christian Görke [Die Linke]: Sehr richtig!)

Die Maßnahme der Entrechtung und Destabilisierung der 
Menschen sowie der PA einerseits und die Blockade und 
die enthemmte Kriegsführung im Gazastreifen anderer-
seits, sie unterminieren, sie zerstören die Aussicht auf 
einen palästinensischen Staat und damit auch auf Frieden 
in der Region. Und deshalb muss die Bundesregierung 
weiter auf ein Ende des Siedlungsbaus drängen. Sie 
muss diese scharf kritisieren, aber auch darauf drängen, 
dass die Zoll- und Steuereinnahmen an die PA ausgezahlt 
werden, damit Staatlichkeit überhaupt noch funktionieren 
kann.

Natürlich braucht es schärfere Sanktionen, nicht nur 
gegen einzelne Siedler, sondern auch gegen israelische 
Regierungsmitglieder, Siedlerorganisationen und Unter-
nehmen, die diesen völkerrechtswidrigen Siedlungsbau 
unterstützen und auf den Weg bringen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der Linken sowie bei Abgeordneten 
der SPD)

Was Hoffnung macht, sind die vielen Menschen, die 
ihr Schicksal selber in die Hand nehmen. Das sind Men-
schen wie Issa Amro, dem wir zuhören sollten; denn sie 
sind es, die jeden Tag auf brutalste Weise schikaniert und 
auch verletzt und bedroht werden, die sich aber widerset-
zen, und zwar gewaltfrei, entgegen allen Widerständen 
friedlich. Ich habe Issa mehrmals in Hebron besucht, 
und ich bin von ihm und seiner Resilienz zutiefst beein-
druckt. Wir dürfen Menschen wie ihn nicht alleinlassen, 
gerade in dieser Zeit. Denn es sind Menschen, die gewalt-
frei für ihre Rechte einstehen und das können, weil sie die 
Hoffnung in uns nicht verloren und nicht aufgegeben 
haben, die die Zukunft in dieser Region mitbestimmen 
werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Lea Reisner [Die Linke])

Wir dürfen nicht nachlassen, die lebendige kritische 
Zivilgesellschaft in Israel zu stärken: durch Erwähnung, 
Besuche, Einladungen und auch durch politische und fi-
nanzielle Unterstützung. Deshalb ist das Vorhaben der 
Knesset, durch eine massive Besteuerung die deutschen 
politischen Stiftungen, aber auch die NGOs im Allgemei-
nen arbeitsunfähig zu machen, eine echte Hiobsbotschaft; 
denn sie wird sich nachhaltig und negativ auf die Ver-
ständigung unserer Gesellschaften auswirken. Und das 
müssen wir zwingend verhindern.

Ich kann nicht alle Punkte aufgreifen.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Sie müssen zum Ende kommen, Frau Kollegin.

Luise Amtsberg (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Präsident, ich komme sofort zum Schluss. – Ich 

freue mich aber auf die Beratungen im Ausschuss. Sie 
haben viele wesentliche Punkte in Ihrem Antrag genannt.

Lassen Sie mich abschließend sagen: Wir alle wissen, 
dass die Freiheit und Sicherheit des einen die des anderen 
bedingt.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herzlichen Dank.

Luise Amtsberg (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Das Ziel muss die Zweistaatenlösung sein.
Herzlichen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herzlichen Dank. – Die nächste Rede hält Stephan 

Mayer für die Unionsfraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Stephan Mayer (Altötting) (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr verehrte Kollegin-

nen! Sehr geehrte Kollegen! Wenn wir uns mit der aus 
meiner Sicht sehr wohlfeilen Kritik der Linken gegen-
über Israel und auch mit diesem – zumindest in der 
Summe – sehr tendenziösen und auch undifferenzierten 
Antrag der Linken auseinandersetzen, müssen wir uns 
meiner Meinung nach schon die Kausalkette und die 
Kausalität in Erinnerung rufen: Es war die Hamas, es 
waren die brutalen Kassam-Brigaden, die am Morgen 
des 7. Oktober 2023 in Israel eingefallen sind und inner-
halb eines Tages etwa 1 200 vollkommen unschuldige 
Zivilisten bestialisch und verwerflich gemeuchelt und er-
mordet haben.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Die Kassam-Brigaden, die teilweise unter Drogen 
standen, haben vom Baby über das Kleinkind und die 
Schwangere bis hin zum Greis alles gemeuchelt, ermor-
det, hingerichtet, was ihnen in den Weg gekommen ist. 
Ich sage ganz offen: Wenn man wie ich im letzten Jahr die 
Gelegenheit hatte, sich auf dem Gelände des Supernova- 
Festivals aufzuhalten, nur wenige Kilometer vom Gaza-
streifen entfernt, und durch die Reihen zu gehen, wo jetzt 
Erinnerungsbilder der ermordeten Jugendlichen zu sehen 
sind, 364 insgesamt – sie hatten sich auf einem Rave- 
Festival getroffen, um friedlich zu feiern, und wurden 
dort umgebracht –, dann hat man sehr viel Verständnis 
dafür, dass Israel jetzt eine Doktrin hat: Das, was am 
7. Oktober 2023 passiert ist, darf Israel niemals wieder 
passieren. Dafür habe ich persönlich sehr viel Verständ-
nis.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Es ist deshalb vollkommen legitim, dass sich Israel 
selbst verteidigt. Die Hamas, eine der brutalsten und ver-
werflichsten Terrororganisationen, hätte es ja selbst in der 
Hand: Sie hat nach wie vor Dutzende Menschen in Gei-
selhaft im Gazastreifen. Sie könnte jederzeit – heute, 
morgen – alle Geiseln freigeben. Sie gibt ja nicht einmal 
die Leichen frei! Es ist mit das Verwerflichste und das 
Schändlichste, was es gibt: den Angehörigen nicht einmal 
die Leichen der Ermordeten zu übergeben. Die Hamas 
könnte heute alles beenden, wenn sie die Geiseln freigibt, 
wenn sie sich ergibt. Das ist die Kausalkette, die zu be-
rücksichtigen ist.

(Beifall bei der CDU/CSU – Violetta Bock 
[Die Linke]: Und Sie könnten aufhören, Waf-
fen zu liefern!)

Ich sage auch eines ganz deutlich: Wir als Deutschland 
sind in diesem Konflikt nicht neutral. Wir haben eine 
besondere Verantwortung gegenüber Israel.

(Zuruf von der Linken: Wir haben auch eine 
Verantwortung für universelle Menschenrech-
te! – Zuruf der Abg. Cansin Köktürk [Die 
Linke])

Es ist schon oftmals zitiert worden: Es gehört zur deut-
schen Staatsräson, dass wir das Existenzrecht und die 
Sicherheit Israels zu bewahren haben.

Natürlich: Unter Freunden muss man auch Kritik üben; 
das ist vollkommen legitim. Ich sage auch ganz offen: 
Die humanitäre Situation im Gazastreifen ist katastro-
phal. Wenn man hört, dass kaum mehr ein Bewohner 
des Gazastreifens, kein Kind, kein alter Mensch,

(Cansin Köktürk [Die Linke]: Ja, warum denn? 
Weil Sie Waffen liefern!)

am Tag mehr als 1 000 Kalorien zu sich nehmen kann, 
dann muss einen dies aufwecken; keine Frage. Die huma-
nitäre Situation im Gazastreifen ist nicht hinnehmbar, 
und Israel hat natürlich eine Mitverantwortung, wenn es 
darum geht, zur Verbesserung der Situation beizutragen.

(Marcel Bauer [Die Linke]: Auch für die 
50 000 getöteten oder verletzten Kinder!)

Das gehört zur Wahrheit dazu. Auch Deutschland wird 
weiterhin seinen Beitrag dazu leisten.

(Zurufe der Abg. Violetta Bock [Die Linke] 
und Cansin Köktürk [Die Linke])

Es ist natürlich auch klar festzuhalten, dass Israel in 
seinem legitimen Selbstverteidigungsrecht immer auch 
die Grundsätze der Angemessenheit und der Verhältnis-
mäßigkeit zu wahren hat. Natürlich hat Israel sich an 
Recht und Gesetz zu halten; keine Frage.

(Cansin Köktürk [Die Linke]: Tun sie nicht! 
Wegen Ihren Waffen!)

Wenn sie dies nicht tun, dann ist das ihnen gegenüber 
auch entsprechend zu kritisieren.

Aber ich sage ganz offen: Diese sehr einseitige, diese 
sehr undifferenzierte Kritik von Ihnen, von den Linken, 
an Israel

(Violetta Bock [Die Linke]: An Netanjahu!)
wird der Sache in keiner Weise gerecht.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ich sage auch ganz offen: Die letzte Partei hier im Haus, 
die das Recht hat, hier von oben herab arrogant, wohlfeil, 
naseweis

(Cansin Köktürk [Die Linke]: Sie sind arro-
gant! 50 000 Kinder sind tot!)

gegenüber den Israelis aufzutreten, das sind Sie als Linke.

(Cansin Köktürk [Die Linke]: 50 000 Kinder!)

Ich rufe Ihnen als Linke ganz deutlich zu: Klären Sie 
innerparteilich erst mal Ihr Verhältnis zu den antisemi-
tischen Strömungen in Ihrer Partei!

(Beifall bei der CDU/CSU und der AfD – 
Steffen Bilger [CDU/CSU]: So sieht es aus! – 
Jens Spahn [CDU/CSU]: So nämlich! Gesi-
chert linksextrem! – Zuruf der Abg. Cansin 
Köktürk [Die Linke])

Klären Sie endlich mal in Ihrer Partei Ihr Verhältnis zu 
autoritären Regimen wie Russland, wie dem Iran, wie 
Venezuela!

(Cansin Köktürk [Die Linke]: Das tun wir! 
Lenken Sie nicht ab! Sie lenken ab! 50 000 
tote oder verletzte Kinder wegen Ihren Waf-
fen!)

– Ich lenke in keiner Weise ab.

(Cansin Köktürk [Die Linke]: Wegen Ihren 
Waffen sterben diese Kinder! – Jens Spahn 
[CDU/CSU]: „Gesichert linksextrem“, kann 
ich da nur sagen!)

Ich sage ganz offen: Dieser Konflikt ist nicht einfach 
zu lösen, und der Blick von außen auf diesen Konflikt ist 
natürlich immer differenziert vorzunehmen.

(Johannes Volkmann [CDU/CSU], an die Abg. 
Cansin Köktürk [Die Linke] gewandt: Sie sind 
eine Hamaspropagandistin! – Gegenruf der 
Abg. Cansin Köktürk [Die Linke]: Wir kritisie-
ren die Hamas!)

Aber was sich aus meiner Sicht verbietet, ist einseitige, 
von oben herab vorgenommene Kritik an Israel, einem 
Land, das nur von Feinden umgeben ist.

(Zurufe der Abg. Marcel Bauer [Die Linke] 
und Cansin Köktürk [Die Linke])

Ob es die Hisbollah ist, ob es die Hamas ist, ob es die 
Huthis sind, ob es der Iran ist: Israel ist nur von Feinden 
umgeben. Vor diesem Hintergrund gilt es auch weiterhin, 
dass wir solidarisch mit Israel zu sein haben und auch 
sein werden. Das ist aus meiner Sicht das Gebot der 
Stunde. Wir sind das Land, das am stärksten zu Israel 
steht, und das werden wir auch bleiben.

(Zuruf der Abg. Cansin Köktürk [Die Linke])

Das bedeutet aber im Umkehrschluss natürlich nicht, 
dass man nicht auch Missstände ansprechen muss.

(Violetta Bock [Die Linke]: Aber ansprechen 
reicht doch nicht!)
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Das möchte ich wirklich in aller Deutlichkeit noch mal 
herausheben: Das Gebot der Humanität ist es, dass die 
Situation im Gazastreifen schnellstmöglich verbessert 
wird.

(Cansin Köktürk [Die Linke]: Hören Sie auf, 
zu reden! Wirklich, das ist peinlich!)

Aber das tut man nicht, indem man von oben herab nase-
weis Israel kritisiert, sondern indem man unter Freunden 
gemeinsam mit Israel einen Weg findet, die Situation im 
Gazastreifen vor allem für die zivile Bevölkerung im 
Gazastreifen zu verbessern.

(Beifall bei der CDU/CSU – Cansin Köktürk 
[Die Linke]: Dann fahren Sie mal nach Gaza! 
Dann fahren Sie da mal hin und leben dort! – 
Gegenruf des Abg. Alexander Arpaschi [AfD]: 
Ich kann die Rede nicht mehr verstehen!)

Mit das Verwerflichste ist ja, dass die Hamas – wie 
gesagt, eine der brutalsten und schrecklichsten Terror-
organisationen auf der gesamten Welt – leider Gottes 
die eigene Bevölkerung im Gazastreifen instrumentali-
siert und – ich sage es ganz offen – auch in Geiselhaft 
nimmt. Die unschuldigen Menschen im Gazastreifen sind 
ja zuvorderst Opfer der eigenen Terrororganisation.

Vor diesem Hintergrund gibt es hier keine einfachen 
Antworten. Es verbieten sich aus meiner Sicht auch sehr 
einseitige und wohlfeile Ratschläge von außen. Das Ge-
bot der Stunde ist, dass man mit den Freunden spricht, 
dass man durchaus auch offen Dinge anspricht,

(Zuruf der Abg. Cansin Köktürk [Die Linke])
die nicht in Ordnung sind – und die gibt es auch seitens 
Israels, seitens der IDF –, aber nicht von oben herab, nicht 
arrogant.

(Violetta Bock [Die Linke]: Naseweis!)
In diesem Sinne hoffe ich, dass die Bundesregierung 
diesen Kurs der Mitte und der Solidarität mit Israel fort-
führen wird.

Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Nächste Rednerin ist Beatrix von 

Storch von der AfD.
(Beifall bei der AfD)

Beatrix von Storch (AfD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Dieser Ga-

za-Antrag zeigt: Die Linke ist der parlamentarische Arm 
des radikalen Palästinenserprotestes. Und das ist hochge- 
fährlich.

(Beifall bei der AfD)
Die Linke geht den Weg des Radikalen Jean-Luc Mélen-
chon in Frankreich. Sie von der Linken schmieden einen 
Teufelspakt zwischen Linksextremen und Islamisten. Sie 
mobilisieren aufgehetzte Muslime, um die Straße zu er-
obern, und wollen deswegen immer noch mehr davon 
hierherholen.

Wer in einer so aufgeheizten Stimmung von „Genozid 
in Gaza“ und „Apartheidstaat Israel“ spricht, der nimmt 
mit offenen Augen in Kauf, dass Juden und Anders- 
denkende angegriffen werden oder Synagogen brennen, 
oder er will das sogar. Der frühere Berliner Kultursenator 
Klaus Lederer trat zusammen mit vier weiteren führen-
den Genossen aus Ihrer Partei aus. Grund: der krasse 
Antisemitismus in Ihren Reihen.

(Zuruf des Abg. Cem Ince [Die Linke])
Der „Tagesspiegel“ nennt Neukölln das „Epizentrum 

der Hamas-Versteher der Berliner Linken“. Diese Ha-
masversteher innerhalb der Linken haben Ferat Koçak 
als Direktkandidaten aufgestellt,

(Zuruf der Abg. Cansin Köktürk [Die Linke])
und dann ist er von den Linksextremen und den eingebür-
gerten Islamisten hier direkt in dieses Haus gewählt wor-
den.

(Cem Ince [Die Linke]: Ja, im Gegensatz zu 
Ihnen!)

Liebe Union, wenn Sie bei der Migration nicht drastisch 
umkehren, ist Ferat Koçak nur die Vorhut.

(Beifall bei der AfD)
Linken-Parteivorstandsmitglied Ulrike Eifler postete 

gar Großpalästina ohne Israel. Genau das ist auch die 
Botschaft in Ihrem Antrag: „From the River to the Sea“ – 
Israel ins Meer.

(Cansin Köktürk [Die Linke]: Haben Sie den 
Antrag gelesen?)

Sie werfen Israel Genozid vor, wollen die israelische 
Regierung vor Gericht stellen. Sie fordern die einseitige 
Anerkennung eines Palästinenserstaates, obwohl das nur 
ein neuer Terrorstaat sein kann: Gaza 2.0. Oder wie es 
Israels Außenminister Gideon Sa’ar kürzlich hier in Ber-
lin ausdrückte – Zitat –:

„Sie wollen den jüdischen Staat den dschihadis-
tischen Psychopathen ausliefern, die uns umgeben.“

Auch uns in Deutschland wollen Sie dem islamisti-
schen Mob ausliefern. Sie sprechen sich gegen die Um-
siedlung der Palästinenser aus,

(Christian Görke [Die Linke]: Ja!)
fordern aber gleichzeitig deren unbeschränkte Aufnahme 
hier. Also: Umsiedlung ist schlecht, es sei denn, die kom-
men alle zu uns. – Vollkommen irre!

(Beifall bei der AfD)
Nachdem Die Linke den Osten an die AfD verloren 

hat, sehen Sie offensichtlich in den islamistischen Paral-
lelgesellschaften Ihre neue Machtbasis, so wie in Berlin- 
Neukölln. Sie machen importierten Antisemitismus zum 
politischen Treibstoff für die Eroberung von Bezirksver-
sammlungen, Rathäusern und Parlamenten

(Desiree Becker [Die Linke]: Sie sind doch die 
Echokammer dafür!)

mit der Unterstützung muslimischer Wähler, so wie 
Mélenchon.
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Es gibt in diesem Haus eine Partei, die mit Islamisten 
paktiert und die wahrlich eine Gefahr für die Demokratie 
und die freiheitlich-demokratische Grundordnung ist,

(Desiree Becker [Die Linke]: Die AfD!)
und die sitzt da links.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Die nächste Rede hält Dr. Ralf Stegner für die SPD.

(Beifall bei der SPD)

Dr. Ralf Stegner (SPD):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Man 

kann über dieses Thema im Deutschen Bundestag nicht 
reden, ohne die Lehren aus unserer Geschichte zu beden-
ken, die da heißen: Die Würde des Menschen ist unantast-
bar, die Würde aller Menschen ist unantastbar. Das Völ-
kerrecht, das humanitäre Völkerrecht gilt weltweit und 
für jeden. Und wir haben eine besondere Verantwortung 
für die Sicherheit des Staates Israel.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Linken)

Man hat zunächst festzustellen, dass das, was am 7. Ok-
tober 2023 stattgefunden hat, ein grausamer Terror-
anschlag gegen Unschuldige war. Menschen sind um-
gebracht worden, Menschen sind entführt worden, und 
mit den Familien wurde furchtbar Schindluder getrieben. 
Israel hat jedes Recht zur Selbstverteidigung, und wir 
haben eine besondere Verantwortung, Israel bei dieser 
Selbstverteidigung zu unterstützen.

Wir müssen aber auch feststellen: Wir haben eine hu-
manitäre Katastrophe in Gaza. Wir haben tägliche Ver-
letzungen des Völkerrechts durch die Siedlungspolitik im 
Westjordanland. Wenn Kinder verhungern, wenn Kran-
kenhäuser bombardiert werden, wenn humanitäre Hilfe 
nicht geleistet wird, wenn Zehntausende Tote zu bekla-
gen sind, dann dient das nicht der Sicherheit und dem 
Kampf gegen Terrorismus, sondern schürt neuen Terro-
rismus und Unsicherheit, weil die jungen Generationen 
im Hass aufeinander aufwachsen. Das ist das Gegenteil 
von dem, was nötig und richtig ist.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Linken)

Die Unterstützung für den Staat Israel, die nicht in 
Zweifel gestellt werden darf – schon gleich gar nicht 
vom Megafon aus –, ist nicht die Unterstützung für die 
Regierung Netanjahu,

(Beifall bei Abgeordneten der Linken)
die teilweise öffentlich propagiert, dass Menschen depor-
tiert werden sollen.

Was ist zu tun? Erstens müssen die Geiseln freigelas-
sen werden, und zwar sofort und ohne jede Vorbedin-
gung.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der Linken)

Zweitens. Wir brauchen eine Waffenruhe; denn ohne 
Waffenruhe ist es nicht möglich, Sicherheit herzustellen, 
die Geiseln zu befreien oder für Humanität zu sorgen.

Drittens. Wir brauchen nicht nur symbolische, sondern 
ausreichende humanitäre Hilfe. Es dürfen nicht weiter 
Kinder verhungern, es dürfen nicht Menschen ums Leben 
kommen, weil wir nicht zulassen, dass humanitäre Hilfe 
dort ankommt.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Linken)

Viertens – das richtet sich an uns und an die europäi-
schen Kollegen – müssen wir endlich dafür sorgen, dass 
diese alte Idee der Zweistaatenlösung auch vorankommt; 
denn es wird nur Sicherheit geben, wenn Israel in Sicher-
heit und die Palästinenser in Selbstbestimmung leben 
können. Beides ist erforderlich, wenn wir wollen, dass 
es Frieden gibt.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Linken)

Wir reden hier auch über unsere Glaubwürdigkeit. Es 
ist nicht glaubwürdig, wenn deutsche Waffen dazu die-
nen, die humanitäre Katastrophe zu verlängern oder wo-
möglich gar Völkerrechtsverletzungen mitzuverursa-
chen. Es ist nicht glaubwürdig, wenn wir wochenlang 
über das eine reden und zum anderen schweigen. Es ist 
nicht glaubwürdig, wenn wir nicht protestieren, wenn 
Ägypten die Grenzen schließt und sich arabische Staaten 
überhaupt nicht um den Hamasterror kümmern. Es ist 
nicht glaubwürdig, wenn wir Antisemitismus in Deutsch-
land zulassen und dabei zusehen, dass Menschen auf der 
Straße keine Kippa mehr tragen können und dass Men-
schen wieder bedroht werden, weil sie jüdischen Glau-
bens sind. Das ist eine Schande!

(Beifall bei der SPD und der Linken sowie des 
Abg. Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Es ist auch nicht glaubwürdig, wenn ausgerechnet dieje-
nigen, die Geschichtsrevisionismus betreiben und selbst 
für Deportationen sind, sich hier als die Unterstützer Is-
raels aufführen. Das ist auch nicht glaubwürdig, meine 
sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD und der Linken sowie bei 
Abgeordneten der CDU/CSU und des Abg. 
Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Und ja, wir haben eine besondere Verpflichtung, daran 
mitzuwirken, dass all das, wovon ich gesprochen habe, 
auch geschieht – gerade wir. Das ist die Lehre aus unserer 
Geschichte. Wir haben hier Marcel Reif gehört, der über 
seinen Vater, einen Holocaustüberlebenden, gesprochen 
hat. Dieser hat gesagt: „Sej a Mensch!“

Wir reden über Menschen. Humanität ist etwas, was 
wir, glaube ich, in allen möglichen Zusammenhängen 
häufig vernachlässigen. Humanität ist nicht alles, aber 
ohne Humanität ist alles nichts; so könnte man in Ab-
wandlung eines bekannten Zitates sagen.
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Wir sind Menschen. Wir sollten dafür sorgen, dass 
menschliches Leid aufhört. Dazu sollten wir einen Bei-
trag leisten. Das wäre mal eine gute Rolle für Deutsch-
land in der Welt.

(Beifall bei der SPD und der Linken sowie bei 
Abgeordneten der CDU/CSU und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Ich erteile das Wort zur nächsten Rede 

Lea Reisner für Die Linke.

(Beifall bei der Linken)

Lea Reisner (Die Linke):
Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Die 

aktuelle Lage im Gazastreifen ist eine Schande für die 
Weltgemeinschaft. Wir beobachten Verbrechen gegen 
die Menschlichkeit im Livestream.

Letzte Woche habe ich einen Freund getroffen, der aus 
einem humanitären Einsatz aus Gaza zurückgekommen 
ist. Und was er berichtet, lässt einen nicht mehr schlafen. 
Er hat gesehen, wie Menschen unter permanenter Droh-
nenüberwachung durch verminte Gebiete laufen, wie 
Kinder dehydriert auf dem Boden liegen, wie die Ver-
zweiflung der Menschen jeden Tag wächst. Die medizi-
nische Infrastruktur liegt in Trümmern. Hunderte meiner 
Kolleginnen und Kollegen im Gesundheitswesen sind 
israelischen Bomben zum Opfer gefallen, und 15 von 
ihnen wurden gezielt erschossen – sie waren erkennbar 
im Einsatz für Menschen.

Seit März ist keine einzige unabhängige Hilfslieferung 
mehr nach Gaza gelangt. Stattdessen wurde die so-
genannte Gaza Humanitarian Foundation gegründet – 
eine private Stiftung, angemeldet in der Schweiz, kon-
trolliert vom israelischen Militär, unterstützt von US- 
Söldnern. Laut dem Internationalen Komitee vom Roten 
Kreuz wurden alleine in den letzten Tagen 50 Menschen 
getötet, als sie eine Verteilstelle erreichen wollten.

Artikel 23 der Genfer Konvention verpflichtet alle 
Konfliktparteien zum ungehinderten Zugang zu Hilfe – 
unparteilich, neutral und unabhängig. Was derzeit ge-
schieht, ist genau das Gegenteil: Humanitäre Hilfe wird 
als Waffe gegen eine Bevölkerung eingesetzt, die seit 
19 Monaten im Krieg lebt. Das alles geschieht nicht im 
Verborgenen. Es passiert im vollen Wissen der Welt-
öffentlichkeit, und es passiert mit Unterstützung dieser 
Bundesregierung.

(Beifall bei der Linken)

Wir sehen in Gaza Menschen, die unter Lebensgefahr 
gegen die Hamas protestieren. Und wir sehen in Israel 
einen Teil der Zivilbevölkerung, die sich zunehmend ge-
gen die eigene Regierung stellt. Über 100 000 Reservis-
tinnen und Reservisten verweigern den Dienst. Es sind 
die Familienangehörigen der Geiseln, die aktuell einen 
Waffenstillstand und ein Ende des Krieges fordern. In 
Marseille weigern sich Hafenarbeiter/-innen, Rüstungs-
güter nach Israel zu verladen. Zu Hunderttausenden 
protestieren Menschen weltweit gegen die genozidale 

Kriegsführung. Diese Stimmen brauchen unsere Unter-
stützung. Die Kriminalisierung dieser Proteste muss end-
lich aufhören.

(Beifall bei der Linken)

Menschenrechte müssen gewahrt werden. Deswegen 
fordern wir einen sofortigen Waffenstillstand und die 
Freilassung der Geiseln, den freien Zugang für unabhän-
gige Hilfsorganisationen, den sofortigen Stopp aller Waf-
fenexporte, eine unabhängige Untersuchung aller Kriegs-
verbrechen in der Region und die Überprüfung der 
Assoziierungsabkommen mit Israel.

(Beifall bei der Linken)

Eines Tages werden alle dagegen gewesen sein. 
Schauen Sie nicht weg! Warten Sie nicht auf „eines Ta-
ges“!

Vielen Dank.

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Ich erteile das Wort Dr. Jonas Geissler 

für die Union.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Jonas Geissler (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Das Leid ist unendlich groß. Und dennoch 
kann man in diesen Tagen auch den Eindruck gewinnen, 
dass der Hass viel größer ist. Man erlebt diesen Hass auf 
propalästinensischen Demonstrationen. Man muss die 
Hamas als das bezeichnen, was sie ist: eine Terrororga-
nisation.

(Beatrix von Storch [AfD]: Da schüttelt Herr 
Koçak den Kopf! Das war klar!)

Man erlebt diesen Hass, wenn man differenziert den 
7. Oktober als Ursache für alles Folgende beschreibt. 
Man begreift diesen Hass, wenn man die Sicherheitsmaß-
nahmen bei jüdischen Einrichtungen hierzulande sieht 
oder sich Menschen die Frage stellen, ob man in Berlin 
mit einer Kippa unterwegs sein kann.

(Max Lucks [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Ja, das stimmt!)

Ich habe mir gerade in den letzten beiden Monaten oft 
die Frage gestellt, ob die Menschen in Gaza wohl selbst 
noch hassen und wie sie das tun, ob sie noch die Kraft 
haben, wo es doch bei vielen ums Überleben geht. Bei 
mir hat sich der Satz eines palästinensischen Vaters von 
drei Kindern ganz tief eingebrannt: Die Welt diskutiert 
über unsere Existenz, während wir hungern. Aber wir 
brauchen keine Ansprache. Wir brauchen Brot.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das Leid der Men-
schen in Gaza ist unendlich groß. Es ist das Leid der 
Verhungernden. Es ist das Leid derer, die krank sind 
und keine medizinische Versorgung erhalten.

(Ferat Koçak [Die Linke]: Deshalb die Pro-
teste!)
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Es ist das Leid von mehr als 50 000 Menschen, die seit 
Beginn dieses Krieges in Gaza ihr Leben verloren haben. 
Es ist das Leid der Hoffnungslosen und derer, die mitt-
lerweile überhaupt nicht mehr versorgt werden, weil die 
vier – vier! – Ausgabestellen der GHF wegen Reparatu-
ren geschlossen sind.

Es ist aber auch das Leid der Geiseln, falls sie denn 
noch am Leben sind, der Überlebenden des Hamasterrors 
jenseits der Grenzen Gazas und der Angehörigen jener 
1 200 bestialisch ermordeten Menschen, nur weil sie Ju-
den waren. Und es ist das Leid der Menschen in Gaza, die 
selbst Opfer der Hamas werden, weil sie als menschliche 
Schutzschilde missbraucht werden, obwohl sie mit dem 
Hass auf Israel aufgewachsen sind. Es ist das Leid derer, 
die in Gaza gegen die Hamas demonstrieren, die sich der 
Terrororganisation widersetzen und deswegen hingerich-
tet werden.

Ich glaube, dass es wahrscheinlich keinen Konflikt 
gibt, der so facettenreich ist wie der Nahostkonflikt. 
Das kriegen wir in der Debatte, wie wir sie heute führen, 
in der vollen Breite – in der vollen Breite! – mit.

In Israel wird seit 1948 immer wieder eine Geschichte 
erzählt. Und diese Geschichte hört sich ganz anders an, je 
nachdem, wer sie erzählt. Wer schon mal in Israel und 
Palästina war, hört diese Geschichte, diese Lehre von 
Hass und Vergeltung, von Verlust und Leid, von Terror 
und Tyrannei, von Schuld und Sühne, von Rache und 
Verantwortung. Aber das alles spielt heute keine Rolle. 
Denn die Menschen in Gaza brauchen Brot.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich persönlich lehne 
den Antrag der Linken ab, weil ich – teilweise mit Er-
schrecken – festgestellt habe, wie Sie die Debatte führen, 
wie Sie auf Ihrem Parteitag vor nicht einmal vier Wochen 
die gängige Antisemitismusdefinition aufgegeben haben 
und damit auch ein Stück weit die Staatsräson, die uns in 
der Mitte dieses Hauses immer geeint hat, verlassen ha-
ben.

(Beifall bei der CDU/CSU und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Unsere Solidarität gilt natürlich immer Israel; denn wir 
haben eine Verantwortung, die unteilbar ist, die größer ist 
als alles andere, die sich auch aus unserer eigenen Ge-
schichte speist. Aber diese Solidarität bedeutet nicht, dass 
wir am Ende die Augen vor dem verschließen, was in 
Gaza passiert. Sie verpflichtet uns auch dazu, dass wir 
unsere Freunde und Partner darauf hinweisen, was pas-
siert und was nicht sein darf; denn das Leid ist unendlich 
groß. Die Menschen brauchen Brot, und dieses Brot muss 
durch die Vereinten Nationen verteilt werden – gerecht, 
neutral, geschützt und am Ende sicher.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich bin der Bundesregierung über alle Maßen dankbar, 
dass sie in diesen Tagen genau das immer wieder an-
spricht – immer wieder! –, ohne dass sie dabei die Soli-
darität gegenüber einem unserer engsten Freunde – die 
Solidarität gegenüber Israel – aufgibt, sondern dies im 
Zeichen der Menschlichkeit tut.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Ich erteile dem Abgeordneten Torben 

Braga für die AfD-Fraktion das Wort. Es ist seine erste 
Rede.

(Beifall bei der AfD)

Torben Braga (AfD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Was uns 

die Fraktion Die Linke hier vorgelegt hat, ist ein zutiefst 
ideologisch gefärbtes Dokument, das mit zweierlei Maß 
misst und der deutschen Außenpolitik den letzten Rest an 
Würde nehmen will.

Selbstverständlich ist die Lage in Gaza katastrophal; 
das leugnet niemand. Aber Ursache dieser humanitären 
Katastrophe ist und bleibt der beispiellose Terrorangriff 
der Hamas auf Israel. Hierzu wurde gestern im Rahmen 
der Aktuellen Stunde und auch heute während dieser 
Debatte ausführlich hingewiesen. Und dennoch: Auch 
Israel hat sich zu verantworten. Wer monatelang Bomben 
über dichtbesiedeltes Gebiet abwirft, wer ganze Wohn-
viertel dem Erdboden gleichmacht, wer mehr als elf Wo-
chen lang jegliche Hilfslieferungen blockiert, der verliert 
jeden moralischen Anspruch, sich auf ein Recht auf 
Selbstverteidigung zu berufen. Das ist kein präziser Ge-
genschlag gegen Terroristen. Das ist eine Strategie der 
Aushungerung, der Verzweiflung und der Demütigung 
einer ganzen Zivilbevölkerung.

(Beifall bei der AfD)
Und es geht noch weiter. Wer dann auch noch auf ver-

zweifelte Menschen schießen lässt, die versuchen, sich 
ein Paket Reis, ein Stück Brot und ein paar Medikamente 
zu sichern, der zeigt, welchen Charakter dieser Krieg 
inzwischen angenommen hat. Wer, wie es dokumentiert 
ist, mehrfach auf UN-Konvois, internationale Hilfsorga-
nisationen und selbst auf Diplomatenfahrzeuge schießen 
lässt und das hinterher zu vertuschen oder zu leugnen 
versucht, der entzieht sich jeder zivilisierten Norm.

Herr Präsident, meine Damen und Herren, und unsere 
Bundesregierung? Sie schaut weg, oder sie redet sich um 
Kopf und Kragen, um bloß niemandem in Tel Aviv auf 
die Füße zu treten. Aber Waffenlieferungen in ein Kriegs-
gebiet, in dem das Völkerrecht systematisch gebrochen 
wird, ermöglicht sie weiterhin. Anders als die Hafenar-
beiter von Marseille, die sich gestern geweigert haben, 
Bauteile für Maschinengewehre in ein Schiff nach Haifa 
zu verladen, machen Sie sich, meine Damen und Herren 
auf der Regierungsbank, mitschuldig. Und das ist ein 
Verrat an unseren eigenen Werten, an unserem eigenen 
Land.

Deutschland zuerst, das sollte der Anspruch jeder sou-
veränen Politik aus diesem Hause sein. Und das heißt: 
keine Waffenlieferungen in Krisenregionen, keine ideo-
logiegetriebene Außenpolitik und keine Beteiligung an 
Konflikten, die uns weder sicherer noch freier machen. 
Es bleibt daher meine Überzeugung, dass es einen sofor-
tigen Stopp der Waffenexporte in akute Kriegs- und Kri-
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sengebiete, also auch nach Israel, braucht, solange eine 
Prüfung der Vereinbarkeit ihres Einsatzes mit dem huma-
nitären Völkerrecht nicht sichergestellt ist.

Es darf außerdem keine finanzielle oder politische Un-
terstützung für Terrorregime wie Hamas und ihr Vorfeld 
mehr geben; darauf hat mein Kollege Markus Frohnmaier 
gestern völlig zu Recht hingewiesen, auch in der notwen-
digen Schärfe. Aber es darf auch keine Blankoschecks für 
Netanjahus zerstörerische Politik geben. Es braucht eine 
Rückkehr zu einer souveränen Außenpolitik im deut-
schen Interesse,

(Zuruf des Abg. Max Lucks [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

nicht im Interesse fremder Staaten oder NGO-Lobby-
isten.

Herr Präsident, meine Damen und Herren, dieser An-
trag der Fraktion Die Linke ist keine Friedensinitiative. 
Er ist ein ideologisches Manifest. Die Bundesregierung 
betreibt in dieser Sache keine Diplomatie. Sie gibt ein 
uneinheitliches Bild ab und betreibt Unterwerfung.

Wir sagen: Schluss damit! Für eine selbstbewusste und 
vor allem deutsche Außenpolitik, für eine Außenpolitik, 
die deutsche Interessen schützt, braucht es die starke 
AfD. Deutschland zuerst, alles andere ist verantwor-
tungslos.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank, Herr Abgeordneter Braga. Das war Ihre 

erste Rede. Ich gratuliere dazu. – Die nächste Rede und 
die letzte in dieser Debatte hält Christoph Schmid für die 
Sozialdemokratie.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Christoph Schmid (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Herr Dr. Geissler, es ist wirklich schade, dass 
nach Ihrer guten Rede eine Rede kam, in der rund fünfmal 
der Begriff „Deutschland zuerst“ gekommen ist. Das ist 
dieser Debatte nicht angemessen. Aber behalten wir dafür 
Ihre Rede im Gedächtnis.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Nicht nur bei der heutigen Debatte zur Beendigung des 
Krieges in Gaza, sondern immer muss auch auf den Aus-
gangspunkt des aktuell andauernden Konfliktes zurück-
geblickt werden. Ja, der 7. Oktober 2023 war ein Tag des 
Terrors. Das dürfen wir nicht vergessen, das werden wir 
nicht vergessen, und das dürfen wir auch nicht bagatelli-
sieren. Der Angriff der Hamas, das Massaker, war ein 
dramatischer Einschnitt für die israelische Bevölkerung, 
und noch immer sind viel zu viele Geiseln in der Hand der 
Hamas. Allerdings kann der Weg, den Israel zuletzt be-
schritten hat, nicht der richtige sein. Und leider scheint 
sich die Regierung Israels immer weiter auf diesem Irr-
weg zu verlaufen.

Wir werden nicht wegsehen. Uns ist bewusst, dass wir 
als Bundesrepublik Deutschland eine besondere Verant-
wortung für den Staat Israel haben. Und dennoch müssen 
wir einen klaren Ton gegenüber der israelischen Regie-
rung wählen und völkerrechtswidriges Handeln als sol-
ches benennen und verurteilen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Herr van Aken, so angemessen ich Ihre Einleitung 
fand, so unfair ist der Vorwurf der Untätigkeit in Rich-
tung der Bundesregierung und der Vorgängerregierun-
gen. Denn unsere bisherigen, oft vielleicht wohlmeinen-
den und diplomatischen Empfehlungen fanden bei Herrn 
Netanjahu kein oder nur wenig Gehör. Trotzdem haben 
wir es versucht, immer wieder. Und dafür bin ich der 
Bundesregierung sehr dankbar.

(Beifall des Abg. Dr. Ralf Stegner [SPD])

Ich wünsche Minister Wadephul bei den künftigen Ge-
sprächen mit der israelischen Regierung viel Erfolg, und 
ich hoffe, dass er auf diesem schmalen Grat die richtigen 
Worte findet, die Dringlichkeit eines Umdenkens noch 
mal zu adressieren. Aus dem Parlament haben Sie dafür 
die volle Rückendeckung.

Der Antrag beschreibt die katastrophalen humanitären 
Zustände in Gaza sehr zutreffend; das ist unstrittig. Es ist 
dringend notwendig, schnell und bestimmt zu handeln 
und neben einer Waffenruhe auch den Zugang zu huma-
nitären Hilfsmitteln zu ermöglichen. Trotzdem kann man 
den Handlungsaufforderungen des Antrags nicht zustim-
men. Es ist nämlich aus meiner Sicht schon sehr wichtig, 
anzuerkennen, dass Israel immer noch einer existenziel-
len Bedrohung ausgesetzt ist. Sie scheinen diese Bedro-
hung anders einzuschätzen. Die Realität ist allerdings 
eine andere. Und ja, aufgrund dieser nach wie vor beste-
henden existenziellen Bedrohung für Israel muss der is-
raelische Staat wehrhaft und verteidigungsbereit sein. 
Das musste er seit seinem Bestehen. Deswegen hat dieser 
Staat auch eine leistungsfähige Rüstungsindustrie. Er 
muss wehrhaft sein in einem Maß, wie wir uns das hier 
nicht vorstellen können.

Aber auch wir als SPD-Bundestagsfraktion fordern 
ausdrücklich, dass aus Deutschland gelieferte Rüstungs-
güter nicht für völkerrechtswidrige Militäraktionen ein-
gesetzt werden. Wir fordern den unverzüglichen Zugang 
zu Nahrungsmitteln. Wir fordern eine bessere Versorgung 
mit medizinischen Gütern und eine Verbesserung der Le-
bensbedingungen im Allgemeinen.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. 
Dr. Reinhard Brandl [CDU/CSU])

Aber wir müssen auch eine langfristige Perspektive 
schaffen. Für eine langfristige Perspektive brauchen wir 
Entwicklungsperspektiven und Ansprechpartner auch auf 
palästinensischer Seite – Ansprechpartner ohne terroris-
tischen Hintergrund, Ansprechpartner, denen das Wohl 
der palästinensischen Bevölkerung wirklich am Herzen 
liegt. Nur dann kann eine Zweistaatenlösung Erfolg ha-
ben. Deutschland und die EU müssen sich gemeinsam 
mit anderen Partnern für eine langfristige und friedliche 
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Lebensperspektive für die Palästinenser im Gazastreifen 
einsetzen. Das ist ein Auftrag auch aus unserer Geschich-
te.

Ich wünsche der Bundesregierung im Sinne des inte-
grierten Ansatzes eine gute ressortübergreifende Zusam-
menarbeit und eine starke Stimme sowohl für Israel als 
auch für die Palästinenser. Und ich bin mir sicher: Die 
Unterstützung aus dem Parlament haben Sie dafür.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Weitere Reden sind nicht angemeldet. 

Damit schließe ich die Aussprache.
Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 

Drucksache 21/350 an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es weitere 
Überweisungsvorschläge? – Dem ist nicht so. Dann ver-
fahren wir wie vorgeschlagen.

Bevor ich den nächsten Zusatzpunkt aufrufe, möchte 
ich allen herzlich danken, dass wir bei einer Debatte, die 
aus guten Gründen hochemotional ist, eine sehr zivili-
sierte Art gefunden haben, miteinander zu sprechen. 
Herzlichen Dank dafür!

(Beifall des Abg. Jürgen Coße [SPD])

Ich rufe auf den Zusatzpunkt 17: 

Einspruch gegen eine Ordnungsmaßnahme 
gemäß § 39 der Geschäftsordnung 

Es gibt einen Einspruch gemäß § 39 der Geschäftsord-
nung des Abgeordneten Stephan Brandner gegen den ihm 
in der letzten Sitzung erteilten Ordnungsruf. Der Ein-
spruch wurde als Unterrichtung verteilt. Der Bundestag 
hat über den Einspruch ohne Aussprache zu entscheiden. 
Wir kommen daher gleich zur Abstimmung.

Wer stimmt für den Einspruch des Abgeordneten 
Stephan Brandner? – Das ist die AfD-Fraktion. Wer 
stimmt dagegen? – Das sind Union, Sozialdemokratie, 
Bündnis 90/Die Grünen und Die Linke. Enthaltungen? – 
Sehe ich nicht. Damit ist der Einspruch zurückgewiesen.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 24: 

Erste Beratung des von den Fraktionen der CDU/ 
CSU und SPD eingebrachten Entwurfs eines Ers-
ten Gesetzes zur Änderung des Tierhaltungs-
kennzeichnungsgesetzes 

Drucksache 21/327
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Landwirtschaft, Ernährung und Heimat (f) 
Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare Si-
cherheit 
Haushaltsausschuss

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 30 Minuten 
vereinbart.

Bevor ich die Aussprache eröffne, warten wir, bis alle, 
die uns verlassen mögen, dies getan und alle, die da-
zukommen, sich hier eingerichtet haben, und das bitte 
innerhalb der nächsten drei Sekunden. – So ist es erfolgt. 
Danke.

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Bundes-
minister für Landwirtschaft, Ernährung und Heimat, 
Alois Rainer.

Alois Rainer, Bundesminister für Landwirtschaft, Er-
nährung und Heimat:

Sehr geehrter Herr Präsident! Geschätzte Kolleginnen 
und Kollegen! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Wenn wir die Menschen in unserem Land fragen, was zur 
Landwirtschaft gehört, was würden sie wohl antworten? 
Sicher würden viele den Bauernhof mit Äckern, Feldern 
und Wiesen nennen, vermutlich auch die Maschinen wie 
die Traktoren und die Mähdrescher. Eines würden die 
Menschen aber ganz sicher nennen: Tiere wie Kühe, 
Schweine, Hühner, Schafe und andere. Auch das zeigt: 
Landwirtschaft und Tierhaltung, meine Damen und Her-
ren, gehören zusammen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Die Nutztierhaltung in Deutschland ist unverzichtbar 
für unsere Agrar- und Ernährungswirtschaft, für unsere 
Ernährungssicherheit und für eine nachhaltige Landwirt-
schaft. Deutschland gehört zu den wichtigsten Produzen-
ten von Fleisch und Milch in Europa und weltweit. Dies 
sorgt für eine sichere Versorgung mit Nahrungsmitteln. 
Tierhaltung sichert Arbeitsplätze entlang der gesamten 
Wertschöpfungskette – von den landwirtschaftlichen Be-
trieben über die Verarbeitung bis hin zum Handel – und 
insbesondere in den ländlichen Räumen. Unsere Tierhal-
tung leistet einen wichtigen Beitrag zur nachhaltigen 
Landwirtschaft; denn sie trägt ganz praktisch zur Kreis-
laufwirtschaft bei, indem sie Weiden nutzt, indem sie 
organischen Dünger für unsere Pflanzen auf den Feldern 
liefert. Auch deshalb ist Nutztierhaltung wichtig für unser 
Land.

Gleichzeitig, meine Damen und Herren, bewegt es 
viele Menschen, wie Tiere gehalten werden und wie mit 
ihnen umgegangen wird. Sie wünschen sich mehr Tier-
wohl in unseren Ställen, und das ist auch nachvollziehbar. 
Man kann immer besser werden. Auch bei der Tierhal-
tung kann noch einiges besser werden. Deshalb haben wir 
im Koalitionsvertrag das klare Bekenntnis formuliert: 
„Wir werden den Tierschutz stärken […].“ Dazu schaffen 
wir die geeigneten Angebote. Unser Ziel ist es, die schon 
bestehenden Förderprogramme auszubauen und langfris-
tige Planungssicherheit für unsere Landwirtinnen und 
Landwirte zu schaffen. Das haben die Landwirtinnen 
und Landwirte verdient, die sich Tag und Nacht verant-
wortungsvoll um ihre Tiere kümmern.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Dazu möchten wir die bestehenden Förderprogramme 
ausbauen, anpassen und versuchen, 1,5 Milliarden Euro 
pro Jahr zu mobilisieren. Ich weiß natürlich auch, dass 
das Geld noch nicht vorhanden und auch noch nicht zur 
Verfügung gestellt ist. Aber ich werde für dieses Geld 
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hart kämpfen. Denn alle müssen wissen: Wenn unsere 
Tierhaltung ins Ausland abwandert, wird es um das Tier-
wohl mit Sicherheit nicht besser bestellt sein. Genau das 
müssen wir verhindern.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Die Transparenz in der Wertschöpfungskette durch 
eine klare Kennzeichnung ist ein wichtiger Aspekt. Ich 
danke deshalb den Fraktionen, dass sie das Thema auf die 
Tagesordnung gesetzt haben. Ziel einer Kennzeichnung 
muss sein, Verbraucherinnen und Verbrauchern gut infor-
mierte Kaufentscheidungen zu ermöglichen. Gleichzeitig 
ist für mich klar, dass eine verpflichtende Kennzeichnung 
vom ersten Tag an einwandfrei funktionieren muss. Klipp 
und klar: Sie muss bürokratiearm umsetzbar sein, beson-
ders für die Länder; denn sie setzen das Gesetz um und 
kontrollieren seine Einhaltung. Wir nehmen ernst, dass 
unsere Bundesländer sagen, dass sie dazu etwas Zeit 
brauchen. Die Zeit wollen wir ihnen geben, damit es 
dann auch ordentlich vom ersten Tag an funktioniert. 
Daher soll die verpflichtende Kennzeichnung erst ab 
dem 1. März 2026 eingeführt werden. Gleichzeitig ist 
es aber möglich, eine freiwillige Kennzeichnung bereits 
vor dem 1. März vorzunehmen. Ich finde, das ist ein guter 
Kompromiss und ein gutes Signal an alle Beteiligten.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Meine Damen und Herren, die Nutztierhaltung ist für 
Deutschland aus wirtschaftlicher, ökologischer und ge-
sellschaftlicher Sicht unverzichtbar. Sie sichert unsere 
Ernährung, schafft Arbeitsplätze, fördert nachhaltige 
Kreisläufe und steht für ständigen Fortschritt in Richtung 
mehr Tierwohl und Umweltschutz. Lassen Sie uns ge-
meinsam daran arbeiten, die Nutztierhaltung zukunfts-
fähig zu gestalten – für die Landwirte, für die Tiere und 
die Gesellschaft als Ganzes. Ich bin zuversichtlich, dass 
die Koalitionsfraktionen in den Verhandlungen zu einem 
guten Kompromiss und guten Ergebnis für alle Beteilig-
ten kommen werden.

Danke. 
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank, Herr Minister. – Julian Schmidt spricht 

als Nächstes für die AfD-Fraktion.
(Beifall bei der AfD – Stephan Protschka 

[AfD]: Guter Mann!)

Julian Schmidt (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr 

Minister Rainer! Meine Damen und Herren! Das Tierhal-
tungskennzeichnungsgesetz ist ein Paradebeispiel aus der 
Rubrik „Gut gedacht, aber sehr schlecht gemacht“. Ein 
vom Grundsatz sehr wichtiges Anliegen wird mit ideo-
logischem Schubladendenken, Beratungsresistenz und 
schlichter Unkenntnis der praktischen Realität völlig in 
den Sand gesetzt.

(Beifall bei der AfD)

Meine Damen und Herren der Grünen, es ist ja nicht 
so, als hätten Sie es nicht besser wissen können. Alle 
relevanten Beteiligten, die Landwirte, die Industrie, der 
LEH, die Wissenschaft, ihre Freunde von den Umwelt- 
und Tierschutzverbänden, haben sie gewarnt. Sie haben 
Sie gewarnt, dass dieses Gesetz inhaltlich völlig am Ziel 
vorbeigeht, dass es weder für mehr Tierwohl sorgt noch 
für mehr Verbrauchertransparenz und dass es so auch 
kaum umsetzbar ist, schon gar nicht in der vorgegebenen 
Zeit. Deswegen ist es richtig, dass dieses Gesetz erst mal 
nicht zur Umsetzung kommt.

Die Frage ist aber: Wie geht es weiter? Herr Minister, 
dazu haben wir von Ihnen bisher und auch heute leider 
wenig Konkretes gehört. Mir persönlich fehlt auch ehr-
licherweise die Fantasie, mir vorzustellen, wie Sie dieses 
inhaltlich und handwerklich wirklich schlecht gemachte 
Gesetz der Vorgängerregierung noch retten wollen. Ich 
lasse mich aber natürlich gerne von Ihnen überraschen.

In der Sache sind wir uns hier, denke ich, alle einig. 
Niemand ist gegen bessere Haltungsbedingungen. Ich bin 
selbst Rinderhalter, und ich bin froh, dass die Zeiten 
ganzjähriger Anbindehaltung, von dunklen, engen Stäl-
len, in denen auch noch das kleinste Fenster im Winter 
verschlossen wird, so langsam, aber sicher der Vergan-
genheit angehören. Ich kenne auch nicht einen Landwirt 
in unserem Land, der das nicht genauso sieht.

(Esra Limbacher [SPD]: Es geht um Schwei-
nehalter!)

Wir haben in Deutschland sehr hohe Tierschutzstan-
dards. Die Frage ist aber: Wie schaffen wir es, dass unsere 
Landwirte trotz dieser hohen Standards konkurrenzfähig 
bleiben? Wie schaffen wir es, dass sie einen angemesse-
nen Anteil an der Wertschöpfung bekommen und das 
Geld eben nicht zum Großteil beim LEH und bei der 
Industrie hängen bleibt? Wie schaffen wir es, dass die 
Landwirte anständig von ihrer Arbeit leben können und 
eine Perspektive für sich und kommende Generationen 
sehen? Denn Tierwohl braucht auch gesunde Betriebe, 
und die bekommen wir nicht mit mehr Bürokratie, mehr 
Auflagen und mehr Kontrollen.

(Beifall bei der AfD)

So stellen Sie, meine Damen und Herren, die Tierhal-
tung in Deutschland aufs Abstellgleis. Dadurch haben 
weder Tiere noch Verbraucher irgendetwas gewonnen. 
Vielleicht ist das aber auch Ihr Ziel, liebe Grüne. Sie 
hatten ja schon immer ein Problem mit der Nutztierhal-
tung in Deutschland.

(Beifall bei der AfD)

Eine staatliche Tierhaltungskennzeichnung kann sinn-
voll sein, wenn sie pragmatisch und alltagstauglich, im 
Einklang mit privatwirtschaftlichen Programmen umge-
setzt wird. Dazu muss sie aber für alle Tiere, alle Produk-
tionsabschnitte, alle Lebensmittel und vor allem auch für 
importierte Ware greifen. Dieses Gesetz bildet das defini-
tiv nicht ab.

(Beifall bei der AfD)
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Herr Minister Rainer, wir werden die weiteren Bera-
tungen aufmerksam begleiten und wünschen Ihnen viel 
Glück bei den Verhandlungen mit Ihrem Koalitionspart-
ner. Ich befürchte auch für unsere Landwirte, Sie werden 
es brauchen.

Danke schön.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Jens Behrens spricht als Nächstes für 

die Fraktion der SPD.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Jens Behrens (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Sehr geehrter Herr Bundesminister Rainer! 
Wir beraten heute in erster Lesung einen Gesetzentwurf, 
der eigentlich recht überschaubar ist. Wenn man mal die 
formalen Klarstellungen und die redaktionellen Änderun-
gen außen vor lässt, stellt man fest, dass es im Grunde 
ausschließlich um die Verschiebung des Starts der Tier-
haltungskennzeichnung im Handel geht. Aber in diesem 
Fall gilt ganz besonders: Aufgehoben ist nicht aufgescho-
ben. Für uns als SPD ist das Tierhaltungskennzeich-
nungsgesetz eine wichtige Errungenschaft der letzten 
Wahlperioden. Die Anfänge gehen auch auf die letzte 
schwarz-rote Koalition zurück.

Wir gehen einerseits ganz pragmatisch damit um, dass 
die Länder noch etwas mehr Zeit für die Einführung ent-
sprechender Meldesysteme für die Haltungsformen der 
Mastschweine benötigen, und werden die Frist um sieben 
Monate verschieben. Andererseits wird die Kennzeich-
nungspflicht kommen und die Haltungsform ab dem 
1. März 2026 für jede Verbraucherin und jeden Verbrau-
cher im Handel erkennbar sein. Wie schon angeklungen, 
haben wir den Grundstein dafür bereits in der letzten 
schwarz-roten Koalition gelegt, auch wenn es seinerzeit 
noch keinen Abschluss gab.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Eine Bundeslandwirtschaftsministerin der CDU, die 
sehr verehrte amtierende Frau Bundestagspräsidentin, 
hatte 2019 einen ihrer Vorgänger, Bundeslandwirtschafts-
minister a. D. Jochen Borchert, an die Spitze des Kom-
petenznetzwerks Nutztierhaltung berufen und damit 
beauftragt, mit einer großen Bandbreite an Interessenver-
treterinnen und -vertretern Konzepte für die tierwohl-
gerechte Weiterentwicklung der Tierhaltung in Deutsch-
land zu erarbeiten. Geeinigt hatten sich am Ende 
scheinbar gegensätzliche Akteure aus den Bereichen der 
konventionellen und der ökologischen Landwirtschaft, 
der Umwelt- und Naturschutzverbände, der Wertschöp-
fungskette, der Wissenschaft und der Verwaltungen. Die 
Arbeit dieser Kommission fand nicht nur eine große Zu-
stimmung unter den Beteiligten, sondern sie wurde auch 
noch mal durch die seinerzeit von Bundeskanzlerin 
Merkel ins Leben gerufene Zukunftskommission Land-
wirtschaft bestätigt. In diesem Sinne sehe ich das Tier-
haltungskennzeichnungsgesetz in einer Linie mit der ge-

nannten Vorarbeit und freue mich schon sehr darauf, 
zusammen mit unserem Koalitionspartner die bestehen-
den Gesetze zu optimieren und weiterzuentwickeln.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Natürlich kenne ich die Debatte darum, dass wir mit 
der Kennzeichnung von Frischfleisch aus der Schweine-
mast noch nicht den Umfang einer bestehenden privat-
wirtschaftlichen Kennzeichnung erreichen. Aber die neue 
Kennzeichnung war von Anfang an darauf ausgerichtet, 
um weitere Tierarten, um verarbeitete Produkte, um die 
gesamte Lebensspanne und um die Außer-Haus-Ver-
pflegung ausgeweitet zu werden. Das neue Datum, der 
1. März 2026, markiert somit für die Verbraucherinnen 
und Verbraucher den Start für ein langgehegtes Projekt. 
Das Ziel ist damit aber ganz klar noch nicht erreicht, 
sondern wir setzen nach dem Startschuss den Weg weiter 
fort.

Den eingeschlagenen Weg nicht weiterzugehen, wäre 
fatal. Die Landwirtinnen und Landwirte brauchen Pla-
nungssicherheit und eine klare Zukunftsvision. Diese 
muss staatlich verbindlich sein und kann nicht von priva-
ten Initiativen in gleichem Maße garantiert werden. Den 
Weg weitergehen müssen wir auch, weil es konkrete um-
weltpolitische, wissenschaftliche und zivilgesellschaftli-
che Anforderungen an eine tierwohlgerechtere Nutztier-
haltung gibt, die aktuell noch nicht umfassend erfüllt 
sind. Das hatte auch die Borchert-Kommission als große 
Herausforderung angesehen und anerkannt, dass eine er-
folgreiche Nutztierhaltung zwingend auf eine breite ge-
sellschaftliche Akzeptanz angewiesen ist.

(Beifall bei der SPD)

Zu den Maßnahmen, die seinerzeit vorgeschlagen wur-
den, gehören unter anderem Maßnahmen zur Erhöhung 
der Transparenz über Tierwohlstandards, zum Beispiel 
durch eine Kennzeichnung, und zur entsprechenden In-
formation der Verbraucherinnen und Verbraucher mit 
dem Ziel einer höheren Zahlungsbereitschaft für Tier-
wohl. Genau das werden wir mit dem Tierhaltungskenn-
zeichnungsgesetz erreichen.

Aber die Borchert-Kommission empfahl noch weitere 
Maßnahmen wie Modelle und Demonstrationsvorhaben, 
zu denen auch der Schweinestall der Zukunft im Haus 
Düsse in meinem Wahlkreis zählt. Empfohlen wurden 
auch der Aufbau eines Tierwohl-Monitorings unter De-
finition von Tierwohl- und Tiergesundheitsindikatoren, 
die Weiterentwicklung des Ordnungsrechts, die Formu-
lierung von gesetzlichen Mindeststandards für bisher 
nicht einbezogene Bereiche, zum Beispiel durch eine 
Novelle zur Tierschutz-Nutztierhaltungsverordnung.

Es gibt also noch einige Stellschrauben mehr, an denen 
wir drehen müssten, um die gesellschaftlichen Ziele zu 
erreichen. Dabei dürfen wir nicht vergessen, dass es 
schon einige Male vorkam, dass höchstrichterliche Ent-
scheidungen den Gesetzgeber zu Gesetzesänderungen 
verpflichteten. Ich erinnere an das Kastenstandurteil zur 
Sauenhaltung und das Urteil zum Töten von männlichen 
Küken aus Legelinien. Vor dem Bundesverfassungs-
gericht ist auch noch der Normenkontrollantrag des Lan-
des Berlin gegen Haltungsbedingungen von Schweinen 
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offen. Auch vonseiten der EU-Kommission könnte es 
irgendwann ein Vertragsverletzungsverfahren wegen 
des routinemäßigen Kürzens von Schweineschwänzen 
in Deutschland geben.

Wir sollten realistisch bewerten, was auf die Landwir-
tinnen und Landwirte in den nächsten Jahren zukommen 
könnte, und mit ihnen gemeinsam eine zukunftssichere 
Tierhaltung gestalten, die nicht Gefahr läuft, durch die 
Rechtsprechung kurzfristig vor Umbrüche gestellt zu 
werden.

(Beifall bei der SPD)

In diesem Sinne sehe ich das Tierhaltungskennzeich-
nungsgesetz als eines von vielen wichtigen Beiträgen. 
Natürlich geht auch vieles nicht ohne Geld. Aber das 
wird noch mal ein ganz anderes Thema werden, das wir 
zu gegebener Zeit, Herr Minister, gerne gemeinsam in der 
Koalition besprechen werden.

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. Herz-
lichen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herzlichen Dank. – Die nächste Rede hält Dr. Zoe 

Mayer für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Zoe Mayer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Präsident! Herr Minister Rainer! Liebe Kolle-

ginnen und Kollegen! Liebe Union, wem machen Sie 
denn eigentlich was vor? Sie wollen heute das Projekt 
der Tierhaltungskennzeichnung verzögern, und das unter 
dem Argument der Praxistauglichkeit. Tatsache ist ja, 
dass Sie in den vergangenen Monaten wirklich alles dafür 
getan haben, dass dieses Projekt sich verzögern muss. Sie 
haben so hart dagegen gekämpft, auch die unionsgeführ-
ten Ministerien auf Landesebene.

(Johannes Steiniger [CDU/CSU]: Wir waren in 
der Opposition!)

Die Union spricht gerne von Planungssicherheit. Das 
konterkariert ja das ganze Projekt. Landwirtinnen und 
Landwirte, die sich darauf eingestellt haben, sind mal 
wieder die Gelackmeierten.

(Johannes Steiniger [CDU/CSU]: Nur die 
Hälfte der Bauern ist überhaupt registriert! In-
formieren Sie sich mal über die Zahlen!)

Denn durch diese Verzögerung werden letztlich immer 
die, die sittlich arbeiten, bestraft. Das ist eigentlich kein 
guter Anspruch.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir kennen das ja schon von der Automobilindustrie, der 
Digitalisierung und der Deutschen Bahn: Wenn die Union 
von Praxistauglichkeit spricht, dann müssen bei uns alle 
Alarmglocken angehen. Denn das bedeutet meistens, 
dass eine Branche wieder in der Vergangenheit festzuste-
cken droht. Das wollen wir natürlich nicht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Johannes Steiniger [CDU/CSU]: Unsinn!)

Die Menschen in Deutschland wünschen sich Trans-
parenz bei der Tierhaltung. 90 Prozent der Menschen in 
Deutschland unterstützen eine staatliche Tierhaltungs-
kennzeichnung und wünschen sich diese Transparenz – 
übrigens auch der Bürgerrat „Ernährung im Wandel“, der 
diese Forderung noch einmal bekräftigt hat.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die Menschen in Deutschland sollten ein Recht darauf 
haben, zu wissen, wie die Tiere hier eigentlich gehalten 
werden. Dass eine staatliche Tierhaltungskennzeichnung 
funktionieren kann, sehen wir am Beispiel der Eier. Aus 
unseren Frischeierregalen sind Eier aus Käfighaltung ver-
schwunden, seit wir die staatliche Tierhaltungskenn-
zeichnung dort eingeführt haben. Aber was viele nicht 
wissen, ist, dass der Anteil an Eiern aus Käfighaltung 
immer noch beträchtlich ist. Viele solche Produkte befin-
den sich immer noch in Backwaren oder in den Speisen 
der Gastronomie. Deswegen ist es wichtig, dass wir bei 
der Tierhaltungskennzeichnung schnell vorankommen, 
was verarbeitete Produkte, die Außer-Haus-Gastronomie 
und alle anderen Tierarten anbelangt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Denn nur so gibt es auch eine Durchdringung des Marktes 
und die Verbrauchertransparenz, die sich alle wünschen.

Das ist übrigens auch fair für die Landwirtschaft; denn 
natürlich soll höhere Qualität durch den Markt belohnt 
werden. So eine Kennzeichnung ist letztlich für alle eine 
sehr gute Sache. Deswegen unterstützen wir Grünen das 
natürlich auch und freuen uns, dass Minister Rainer sich 
zu diesem generellen Projekt noch einmal bekannt hat, 
auch wenn es jetzt nicht so schnell geht, wie wir uns das 
eigentlich wünschen.

Eine Sache, die für mich ein bisschen skandalös ist, ist, 
dass die Union mal wieder angekündigt hat, dafür zu 
kämpfen, dass auch niedrigste Haltungsstandards künftig 
mit mehr Geld der Steuerzahler subventioniert werden 
sollen. Und alles, was auf dem heimischen Markt nicht 
abgesetzt werden kann – sowohl der Einzelhandel als 
auch die Menschen in Deutschland wollen solche nied-
rigen Haltungsstandards eigentlich nicht mehr haben –, 
soll einfach exportiert werden. Das ist dann wohl die 
Exportstrategie, die die Union im Koalitionsvertrag an-
gekündigt hat. Wir hoffen, dass die SPD ihr nicht auf den 
Leim geht. Denn es kann eigentlich nicht sein, dass wir 
auf dem Rücken der Schwächsten, die heute in der De-
batte natürlich nicht mitreden können, niedrige Standards 
ausbauen und die entsprechenden Produkte dann in alle 
Welt exportieren. Wir sind es doch unseren Tieren, der 
Umwelt und unseren Landwirtinnen und Landwirten, die 
sauber arbeiten, schuldig, hier kein Geld mehr zu ver-
senken.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Zum Schluss bleibt mir noch eines zu sagen: Mehr 
Tierschutz funktioniert natürlich nur dann, wenn ins-
gesamt weniger Tiere auf den Tellern landen.

(Enrico Komning [AfD]: Die sind aber lecker!)
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Wenn wir wollen, dass die 750 Millionen Tiere, die jedes 
Jahr in deutschen Schlachthöfen sterben, zu einem 
Standard gehalten werden, wie ihn sich die Menschen 
in Deutschland vorstellen, dann bräuchten wir zweimal 
die Fläche Deutschlands, und das ist schlicht unmöglich. 
Deswegen ist klar: Das beste Label für den Tierschutz, 
auch wenn wir die Tierhaltungskennzeichnung ganz 
dringend brauchen, ist wahrscheinlich immer noch ein 
Vegan-Label oder häufiger mal der Griff ins Obst- und 
Gemüseregal.

(Johannes Steiniger [CDU/CSU]: Ideologie 
pur! – Zurufe von der AfD)

– Genau! Auch wenn Ihnen das nicht gefällt. – Mehr 
Gemüse und Obst auf dem Teller schadet niemandem 
und hilft vor allem den Tieren. Dafür kämpfen wir natür-
lich auch weiterhin.

Ganz herzlichen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herzlichen Dank. – Die nächste Rede hält Ina 

Latendorf für die Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der Linken)

Ina Latendorf (Die Linke):
Sehr geehrter Herr Präsident! Geschätzte Kolleginnen 

und Kollegen! Das Tierhaltungskennzeichnungsgesetz – 
einst Vorzeigeinitiative der Ampel – soll durch die Koa-
lition nun geändert werden. Die Fehler von vor zwei 
Jahren werden aber nicht geheilt: ein Gesetz, das Länder 
verpflichtet, die aber einfach nicht mitreden dürfen und 
deren Appell in der Agrarministerkonferenz ignoriert 
wurde. Ich habe hier mehrfach Nachfragen zur Umset-
zung gestellt und auf Schwierigkeiten hingewiesen. Das 
wurde weggewischt. Die Verlängerung der Übergangs-
frist, eben weil die Umsetzung nicht funktioniert, ist 
nachvollziehbar. Aber werden Sie mit dieser Vorlage 
auch die Grundfehler des Gesetzes beheben? Nein. Und 
das ist eine Farce.

Fehler eins. Das Tierhaltungskennzeichnungsgesetz 
erfasst bisher nur Schweine, keine andere Tierart.

Fehler zwei. Das Tierhaltungskennzeichnungsgesetz 
gilt nur für die Kennzeichnung von Frischfleisch; wir 
haben es gerade gehört. Was ist mit dem Rest?

Fehler drei. Nur ein Lebenszyklus des Schweins wird 
in der Mastphase überhaupt erfasst. Die Kennzeichnung 
bildet also nur den Bruchteil eines Bruchteils der Lebens-
realität der gehaltenen Tiere ab. Und das ist Verbraucher-
täuschung.

(Beifall bei der Linken)

Ja, eine staatliche Kennzeichnung könnte das Ver-
trauen der Verbraucherinnen und Verbraucher stärken, 
wenn sie wirklich ehrlich wäre. Ein Beispiel gefällig? 
Wenn ein Ferkel aus schlechter Haltung angekauft wird, 
spielt das später überhaupt keine Rolle. Es kann in der 
höchsten Haltungsstufe vermarktet werden, wenn nur die 
Haltung während der Mast der Stufe entspricht. Ebenso 

werden Transport und Schlachtung überhaupt nicht be-
trachtet. Und noch mal: Das ist Verbrauchertäuschung, 
meine Damen und Herren.

Das Pferd – oder sollte ich sagen: das Schwein? – wird 
hier von hinten aufgezäumt. Sie sollten erst die Nutz-
tierhaltung tiergerecht mit Mindeststandards definieren. 
Für viele Tierarten wie zum Beispiel Puten gibt es noch 
nicht einmal Haltungsverordnungen, die das Tierwohl 
sichern. Keine Frage, es gibt Tierhalter/-innen, die das 
auch schon von sich aus tun, aber eben nicht alle. Die 
Redlichen werden benachteiligt.

(Beifall bei der Linken)
Wenn diese Haltungsordnungen feststehen, dann sollte 

man die Kennzeichnung verbindlich einführen. Auch die-
sen Fehler behebt die Bundesregierung nicht und hat nach 
den bisherigen Verlautbarungen hierzu auch keine Ambi-
tionen.

Wirklicher Tierschutz erfordert wesentlich mehr als 
die Abbildung eines Status quo. Quälerische Haltungs-
bedingungen schaffen Sie eben nicht dadurch ab, indem 
Sie „Stall“ oder „Stall plus Platz“ auf eine Plastikver-
packung kleben. Und nein, wer den Tierschutz wirksam 
stärken will, der muss das veraltete Tierschutzgesetz oder 
Nutztierhaltungsregelungen endlich anpacken. Glauben 
Sie mir, wir Linken sind Ihnen nicht böse, wenn Sie 
mal in unseren Antrag von letzter Woche schauen und 
darauf zurückgreifen.

(Beifall bei der Linken)
Über Haltungsstufen und Tierhaltung wurde hier eini-

ges gesagt. Ich kann nur sagen: Ihre Haltungsnoten im 
Hinblick auf Tierschutz bleiben eine Fünf.

Vielen Dank.
(Beifall bei der Linken)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Als Nächstes spricht Benedikt 

Büdenbender für die Unionsfraktion. Es ist seine erste 
Rede.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Benedikt Büdenbender (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Man hat manchmal den Eindruck, der ehema-
lige Landwirtschaftsminister Cem Özdemir wollte das 
Land führen wie in einem Öko-Utopia: mit grünen 
Wunschvorstellungen, die mit der Realität wenig zu tun 
haben. Das kann man machen, hilft am Ende aber weder 
den Verbrauchern noch den Landwirten.

(Beifall bei der CDU/CSU – Johannes 
Steiniger [CDU/CSU]: So ist es! – Albert 
Stegemann [CDU/CSU]: So ist es! Gut auf 
den Punkt gebracht!

Das Tierhaltungskennzeichnungsgesetz aus dem 
Jahr 2023 ist ein Beispiel dafür, wie ein Gesetz aussehen 
kann, wenn es in Teilen an den Realitäten vorbei geplant 
wird. Es schafft Bürokratie statt Fortschritt und belastet 
Betriebe, ohne dem Tierwohl tatsächlich zu dienen. Da-
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mit wurde vor allem eins geschaffen: ein bürokratisches 
Kontrollinstrument, das bisher so nicht praktikabel ist. 
Wir werden das Gesetz daher nicht nur kosmetisch an-
passen. Wir werden es entsprechend dem Koalitionsver-
trag ändern und vom Kopf auf die Füße stellen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Albert Stegemann 
[CDU/CSU]: So ist es!)

Deswegen diskutieren wir nun das Erste Gesetz zur 
Änderung des Tierhaltungskennzeichnungsgesetzes. Wa-
rum müssen wir das gleich zu Beginn dieser Legislatur 
beraten? Ganz einfach: weil Eile geboten ist. Mit dem 
Ampelgesetz würden die neuen Kennzeichnungspflich-
ten zum 1. August dieses Jahres greifen und hätten fatale 
Folgen für die, die es umsetzen. Das sind zuallererst die 
Landwirte selbst. Es sind aber eben auch die Länder, die 
den bürokratischen Aufwand kontrollieren müssten.

Beide – Landwirte und Länder – haben in den ver-
gangenen Monaten eindringlich darauf hingewiesen, 
dass das Gesetz so nicht praktikabel ist. Die Länder haben 
das in der Agrarministerkonferenz Ende März noch mal 
deutlich zum Ausdruck gebracht. Von den Landwirten 
und auch von den betroffenen Verbänden gab es zu Recht 
Kritik. Wörter wie „Murksgesetz“ sind da zu lesen. In 
persönlichen Gesprächen mit mir sind manche noch deut-
licher geworden. Um aber vor allem den Grünen nicht 
noch mehr zuzumuten, will ich davon absehen, das jetzt 
hier im Deutschen Bundestag zu zitieren.

All diese Hilferufe wollte man bisher nicht hören. Wir 
kommen den Hilferufen jetzt nach und sorgen dafür, 
dass es praktikable Lösungen gibt. Mit der Änderung, 
die wir heute beraten, führen wir eine Notoperation 
durch, mit der es jetzt erst mal um eins geht: Zeit gewin-
nen. Denn mit unserem Eingriff verschieben wir zunächst 
das Inkrafttreten der Kennzeichnungspflicht vom 1. Au-
gust 2025 auf den 1. März 2026. Damit ist natürlich noch 
keine inhaltliche Neujustierung erreicht, sondern wir ver-
schaffen uns Luft: Luft für die Landwirte und Luft für uns 
hier im Parlament, die wir nutzen werden, um das Gesetz 
noch mal anzupacken. Und das wird uns gelingen; denn 
wir werden von Anfang an den Dialog mit denjenigen 
suchen, die das später in der Praxis auch umsetzen müs-
sen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Albert Stegemann 
[CDU/CSU]: So ist es! Praxisgerecht!)

Was muss sich zum Beispiel ändern? Zum Beispiel 
sollte das Verbot des Downgradings entfallen. Es ist ab-
surd: Fleisch aus höherwertiger Haltung darf nicht als 
Produkt einer niedrigeren Haltungsstufe vermarktet wer-
den, selbst dann nicht, wenn es dafür Nachfrage gibt.

(Johannes Steiniger [CDU/CSU]: Total ver-
rückt! – Albert Stegemann [CDU/CSU]: So 
ist es! Reine Exportstrategie!)

Stattdessen schreibt das bisherige Gesetz vor, wie viel 
Prozent Fleisch aus dem Freiluftstall maximal in einem 
Produkt mit der Kennzeichnung „Stall“ enthalten sein 
dürfen. Das ist Bürokratismus in Reinform. Und genau 
damit werden wir mit der neuen Regierungskoalition 
Schluss machen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Esther Dilcher [SPD])

Die regulatorische Blindstelle des Gesetzes zeigt sich 
aber auch daran, dass Ferkel, die im Ausland betäubungs-
los kastriert und dann in Deutschland gehalten werden, 
am Ende unter einer hohen Haltungsstufe vermarktet 
werden dürfen. Das ist weder transparent für den Ver-
braucher noch vereinbar mit echtem Tierwohl. Hinzu 
kommt: Das Gesetz blendet bisher ausländische Ware 
komplett aus. Produkte von Tieren, deren Haltungsbedin-
gungen völlig unklar sind, bleiben ohne jede Kennzeich-
nung. Bei allem Respekt: Das lässt sich wirklich nieman-
dem erklären.

Wir brauchen generell weder überzogene Nachweis-
pflichten noch ein Downgrading-Verbot oder eine Schaf-
fung von Parallelstrukturen. Es gibt schon längst Systeme 
wie die Initiative Tierwohl oder die bekannte Haltungs-
formkennzeichnung, die in der Breite funktionieren. 
Diese Systeme werden wir jetzt klug integrieren.

(Beifall bei der CDU/CSU – Albert Stegemann 
[CDU/CSU]: So ist es! Ganz wichtiger Punkt!)

Mit uns gibt es effiziente und bürokratiearme Lösungen 
für die Landwirtschaft, aber auch verständliche und ver-
braucherfreundliche Regelungen.

Auch an das Thema Baurecht müssen wir ran; denn 
ohne klare Regeln und Genehmigungsmöglichkeiten für 
Stallumbauten lässt sich kein Betrieb umbauen, ge-
schweige denn verlässlich planen. Wer vom Landwirt 
Veränderungen verlangt, muss ihm auch die Werkzeuge 
dafür geben.

Ich bin dem Landwirtschaftsminister dankbar, dass er 
dieses Thema nun direkt mit uns angehen will. Auch aus 
den Ländern kam bereits Lob dafür in Ihre Richtung, sehr 
geehrter Herr Minister Rainer. Insofern möchte ich von 
dieser Stelle auch sehr deutlich machen, dass ich mich auf 
die Zusammenarbeit mit Ihnen, Herr Minister, aber auch 
mit den Kolleginnen und Kollegen im Ausschuss sehr 
freue. Ich bin der Meinung, dass wir hier ein wichtiges 
Gesetz haben, bei dem wir gleich liefern können.

Zusammenfassend lässt sich daher sagen: In der bishe-
rigen Ausformulierung hilft das Gesetz weder den Tieren 
noch den Landwirten noch den Verbrauchern. Deshalb 
werden wir die Einführung erst mal zeitlich auf den 
1. März 2026 verschieben und in der Zwischenzeit das 
Ganze entsprechend unserem Koalitionsvertrag an-
packen.

Danke schön.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. Herr Abgeordneter Büdenbender, es war 

Ihre erste Rede. Ich gratuliere Ihnen dazu. – Die letzte 
Rede in dieser Debatte hält Stephan Protschka für die 
AfD.

(Beifall bei der AfD)

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 11. Sitzung. Berlin, Freitag, den 6. Juni 2025                                                                                                                                                                                                        927 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Benedikt Büdenbender 



Stephan Protschka (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Her-

ren! Herr Minister, Gott zum Gruße! Es gibt in Deutsch-
land bereits funktionierende privatwirtschaftliche Tier-
wohlprogramme, die sich am Markt etabliert haben und 
nachweislich den Tierschutz verbessert haben – ganz 
ohne zusätzliche staatliche Bürokratie, die die Betriebe 
nur unnötig belastet.

Hinzu kommt, dass die geplante staatliche Kennzeich-
nung ausschließlich für inländisches Schweinefleisch 
gelten soll. Importware aus dem Ausland bleibt hinge- 
gen unberührt, obwohl sie in vielen Fällen unter deutlich 
niedrigeren Tierschutzstandards produziert wird. Das 
verzerrt definitiv den Wettbewerb und schadet erheblich 
unseren heimischen Landwirten, und das erhöht den wirt-
schaftlichen Druck, dem sie sowieso schon extrem aus-
gesetzt sind.

Ganz besonders bemerkenswert ist in diesem Zusam-
menhang der Sinneswandel der Union; denn noch vor 
zwei Jahren haben Sie das staatliche Tierhaltungskenn-
zeichen scharf kritisiert. Sie haben von Tierwohlkiller 
gesprochen, von Rohrkrepierer

(Zuruf von der AfD)

– ja, genau –, und warnten eindringlich vor dem Wett-
bewerbsnachteil für die deutsche Landwirtschaft, und da 
haben Sie recht.

Und heute? Heute tragen Sie das Gesetz einfach mal 
stillschweigend mit. Diese Kehrtwende ist nicht nur wi-
dersprüchlich; sie wirkt schlicht unglaubwürdig, sehr ge-
ehrte Damen und Herren von der Union.

(Beifall bei der AfD – Albert Stegemann 
[CDU/CSU]: Das belegt nur, dass Sie es nicht 
gelesen haben!)

Apropos Haltung: Wir sprechen hier über gesetzliche 
Mindeststandards für den Platz, den ein Schwein im Stall 
mindestens haben muss. Doch wenn ich mir die aktuelle 
Diskussion über unseren Fraktionssaal ansehe, dann 
muss ich feststellen: Einem deutschen Ökoschwein steht 
gesetzlich mehr Platz zu als einem AfD-Abgeordneten in 
diesem Parlament.

(Beifall bei der AfD – Zuruf von der SPD)

Das klingt absurd, meine Damen und Herren, aber es ist 
halt so.

Die gesetzlich vorgeschriebene Mindestfläche für 
Mastschweine in ökologischer Haltung beträgt 1,3 Qua-
dratmeter pro Tier, dazu noch mindestens 1 Quadratmeter 
Auslauf, also insgesamt 2,3 Quadratmeter. Wir haben in 
dem uns zu Unrecht zugewiesenen Fraktionssaal

(Zuruf des Abg. Stefan Schmidt [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

hingegen nur rund 1,66 Quadratmeter pro Abgeordneten 
zur Verfügung.

(Zuruf der Abg. Esther Dilcher [SPD])

Das zeigt auf sehr eindrückliche Weise, wie widersprüch-
lich manche Diskussionen sind: Sie sprechen von Men-
schenrechten und Tierrechten. Wir sind anscheinend nur 

Menschen zweiter Klasse. Danke dafür, liebe Union, 
liebe SPD, ihr seid super! So tritt man Menschenrechte 
mit Füßen.

(Beifall bei der AfD – Zurufe von der SPD)
Beim Tierschutz wird jeder einzelne Quadratzentimeter 
genau geregelt und überwacht, bei demokratischer Teil-
habe offenbar nicht immer.

Diese absurden Ungleichgewichte zeigen: Bei politi-
schen Entscheidungen kommt es auf echte Substanz an 
und nicht nur auf Symbolpolitik. Die Verschiebung um 
ein knappes Jahr hilft den Betrieben, ist aber nur ein 
kleiner Trost. Wenn Sie vernünftige Politik machen woll-
ten: Mit der AfD könnten Sie es machen, mit der SPD 
wird nichts dabei rauskommen. Wünsche einen schönen 
Tag.

Danke schön.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herzlichen Dank. – Das war die letzte Rede in dieser 

Debatte. Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Damit 
schließe ich die Aussprache.

Interfraktionell wird Überweisung des Gesetzentwurfs 
auf Drucksache 21/327 an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es weitere 
Überweisungsvorschläge? – Dem ist nicht so. Dann ver-
fahren wir wie vorgeschlagen.

Ich rufe auf die Tagesordnungspunkte 19a und 19b: 

a) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Ricarda Lang, Lisa Paus, Andreas Audretsch, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Mindestlohngesetz reformieren – 15 Euro 
pro Stunde sicherstellen

Drucksache 21/346
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Arbeit und Soziales (f) 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie 
Ausschuss für Tourismus

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Anne Zerr, Cem Ince, Doris Achelwilm, wei-
terer Abgeordneter und der Fraktion Die 
Linke 

Mindestlohn auf 15 Euro anheben und 
dauerhaft armutsfest machen

Drucksache 21/347
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Arbeit und Soziales

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 30 Minuten 
vereinbart.

Diejenigen, die dieser Debatte folgen, mögen Platz 
nehmen, und diejenigen, die uns nach der vorigen De-
batte verlassen wollen, sich entfernen und sich vorberei-
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ten, dass sie zum nächsten Tagesordnungspunkt auch 
wiederkommen. – Ich bitte dies ein bisschen zügiger zu 
machen. Herzlichen Dank.

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat Ricarda Lang 
für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ricarda Lang (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Jeder, der Vollzeit arbeitet, hat genug Geld, um 
davon zu leben. Das behauptet zumindest Kanzleramts-
chef Thorsten Frei. Das Problem ist, dass diese Aussage 
mit der Realität in Deutschland nur sehr, sehr wenig zu 
tun hat. Aber die Floristin, die Angst vor der nächsten 
Mieterhöhung hat, die Familie mit mehreren Kindern, 
die trotz Vollzeitarbeit aufstocken muss, oder der allein-
erziehende Küchenhelfer, der seinem Kind nur einmal 
einen Urlaub ermöglichen will, all die hätten verdient, 
dass diese Aussage nicht mehr weiter nur eine dreiste 
Lüge ist, sondern ihre Lebensrealität.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dafür braucht es einen Mindestlohn von 15 Euro. 
Schon als der Mindestlohn 2015 eingeführt wurde und 
bei jeder weiteren Erhöhung gab es die Stimmen, die 
vor den katastrophalen Auswirkungen für die Wirtschaft 
gewarnt haben, und ich bin mir sicher, ein paar davon 
werden wir auch heute noch hier hören. Deshalb möchte 
ich den Unkenrufern drei Dinge sagen.

Erstens. Bei keiner einzigen Erhöhung des Mindest-
lohns gab es negative Beschäftigungseffekte. Ganz im 
Gegenteil: Der Mindestlohn kurbelt die Binnennachfrage 
an und stärkt damit sogar noch unsere Wirtschaft.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
Linken – Zuruf von der AfD)

Zweitens. Am stärksten von Niedriglöhnen und damit 
übrigens auch von einem höheren Risiko von Altersarmut 
Betroffene sind Frauen und Menschen im Osten. Ein zu 
niedriger Mindestlohn vertieft also die Gräben in unse-
rem Land, ein ausreichend hoher Mindestlohn sorgt für 
mehr Gerechtigkeit zwischen Frauen und Männern und 
zwischen Osten und Westen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
Linken)

Und drittens. Wenn Menschen zwar arbeiten, aber 
nicht genug zum Leben verdienen, dann müssen sie auf-
stocken. Das heißt, sie sind auf Sozialleistungen ange-
wiesen. Das bedeutet nichts anderes, als dass wir durch 
unsere Steuergelder Niedriglöhne für die Unternehmen 
subventionieren. Das hat mit Gerechtigkeit und auch 
mit Sparsamkeit rein gar nichts zu tun. Für uns ist klar: 
Kein Steuergeld für Lohndumping!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Mit diesem Antrag wollen wir an der Arbeit der Min-
destlohnkommission festhalten, aber wir wollen sie ver-
bessern.

(Marc Biadacz [CDU/CSU]: Das ist Aufgabe 
der Opposition!)

Das heißt zum einen, dass 60 Prozent des Median-Brutto-
lohns als gesetzliche Untergrenze festgeschrieben wer-
den sollen. Das ist nicht irgendeine Zahl, die wir uns 
überlegt haben, es ist auch nicht nur die Zahl der euro-
päischen Mindestlohnrichtlinie, sondern es ist die Grenze 
für relative Armut in Deutschland.

Und das heißt, wir stehen hier vor einer sehr konkreten 
Entscheidung: Wollen wir in einem Land leben, wo wir 
weiter hinnehmen, dass Menschen, die arbeiten, trotzdem 
arm sind, oder wollen wir diesen unhaltbaren Zustand 
endlich beenden? Und für diese Entscheidung ist für 
uns ganz klar: Wir sagen Erwerbsarmut den Kampf an.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und der Abg. Angelika Glöckner [SPD])

Außerdem wollen wir, dass die Mindestlohnkommis-
sion in Zukunft nicht nur mit veralteten Zahlen und Sta-
tistiken arbeitet, wodurch ein Erreichen der 60 Prozent so 
gut wie gar nicht möglich ist, sondern dass sie auch Prog-
nosen miteinfließen lassen kann und so gute Entschei-
dungen für die Zukunft trifft. Die Studien des WSI und 
des IMK zeigen, dass wir mit diesen Änderungen bei 
15 Euro Mindestlohn landen würden. 15 Euro Mindest-
lohn, das ist das, was die SPD auch in ihrem Wahlpro-
gramm stehen hat, 15 Euro Mindestlohn ist das, was im 
Koalitionsvertrag versprochen wurde, und jetzt kommt es 
darauf an, ob die Bürgerinnen und Bürger sich darauf 
verlassen können.

Wir treffen politische Entscheidungen nie im luftleeren 
Raum, sondern immer in einem gesellschaftlichen Kon-
text, und der sieht gerade so aus, dass viele Beschäftigte 
zwar froh sind, dass es eine stabile Regierung gibt, aber 
nicht mehr darauf vertrauen, dass diese willens und in der 
Lage ist, ihre konkrete Lebenssituation zu verbessern. Sie 
sieht so aus, dass im Koalitionsvertrag für Menschen mit 
sehr geringem Einkommen sonst fast gar nichts drin-
steckt, und sie sieht so aus, dass immer mehr Menschen 
das Vertrauen in Politik und damit auch in Demokratie 
verlieren, darein, dass die Politiker ihr Wort halten.

Wenn ihr dem etwas entgegensetzen wollt, wenn ihr 
nicht noch mehr Vertrauen verspielen wollt,

(Marc Biadacz [CDU/CSU]: Oh! Also Frau 
Lang!)

dann haltet euer Versprechen, dann führt die 60 Prozent 
gesetzlich ein, dann erhöht den Mindestlohn auf 15 Euro. 
Denn Löhne dürfen nicht nur zum Überleben reichen, sie 
müssen für ein Leben in Würde reichen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
Linken)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herzlichen Dank. – Als Nächster spricht Wilfried 

Oellers für die Unionsfraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Wilfried Oellers (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Der 
gesetzliche Mindestlohn ist eine große Errungenschaft 
und ein Meilenstein, den wir damals in der Großen Koa-
lition 2015 eingeführt haben. Und damals war der Gedan-
ke, dass wir als Gesetzgeber einmal hingehen und sagen, 
wir legen eine Zahl fest, 8,50 Euro, und danach soll die 
Weiterentwicklung des Mindestlohns durch die Mindest-
lohnkommission erfolgen.

Die Mindestlohnkommission haben wir damals paritä-
tisch besetzt, Arbeitgeberseite und Arbeitnehmerseite je-
weils drei Vertreter plus einem Vorsitzenden, der im 
Wechsel bestimmt wird, mal von der einen Seite, mal 
von der anderen Seite, damit man auch immer eine Ent-
scheidung hat und nicht im Rahmen der Stimmengleich-
heit vielleicht gar nicht erst zu einer Entscheidung 
kommt. Das heißt, wir haben die Weiterentwicklung des 
Mindestlohns damals auch ganz, ganz bewusst in die 
Hände der Tarifpartner gelegt. Da liegt sie richtig.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Die Politik ist nicht der richtige Ort, über den Mindest-
lohn zu entscheiden, und wir wollen, dass das auch so 
bleibt, dass die Weiterentwicklung des Mindestlohns in 
den Händen der Tarifpartner liegt und dass es eben keinen 
politischen Mindestlohn gibt. Nach diesem Gedanken-
gang sind die vorliegenden Anträge schon alleine wegen 
Unzuständigkeit abzulehnen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Marc Biadacz 
[CDU/CSU]: Bravo! – Pascal Meiser [Die 
Linke]: Arbeitsverweigerung!)

Die Mindestlohnkommission hat in der Tat auch be-
wiesen, dass sie den Mindestlohn gut weiterentwickelt 
hat. Hierzu folgende Zahlen – jetzt betrachte ich erst 
mal die Zeit bis 2022, bevor man in der letzten Wahl-
periode mit der Erhöhung auf 12 Euro noch mal politisch 
eingegriffen hat –: Zwischen 2015 und 2022 stieg der 
Mindestlohn um 23 Prozent. Die Inflation stieg in diesem 
Zeitraum um 9 Prozent. Der Tarifindex stieg um 17 Pro-
zent. Das heißt: Mit der Erhöhung um 23 Prozent stieg 
der Mindestlohn eigentlich stärker als alle anderen Kenn-
zahlen, die ich gerade genannt habe.

Wenn man jetzt mal betrachtet, dass der Mindestlohn 
nach der politischen Einwirkung auf 12 Euro angehoben 
wurde und sich dann auf 12,82 Euro weiterentwickelt hat, 
stellt man fest, dass er seit 2015 um fast 50 Prozent ge-
stiegen ist, die Inflation jedoch nur um 26 Prozent und der 
Tarifindex um 29 Prozent. Sie sehen also: Auch durch das 
politische Einwirken hat man das Gap, das vorher schon 
da war, noch mal um mehr als 10 Prozent vergrößert. 
Deswegen kann man anhand dieser Zahlen nur sagen: 
Die Mindestlohnkommission hat gute Arbeit geleistet. 
Dafür danken wir ihr, und daran halten wir auch weiterhin 
fest.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Es wird daher auch wichtig sein, dass die Mindest- 
lohnkommission unabhängig und auch ohne politische 
Nebendiskussionen arbeiten kann. Jede Diskussion und 

Einwirkung, die man auf die Mindestlohnkommission 
vornehmen möchte, lehnen wir ab und halten sie für 
untunlich.

Des Weiteren haben Sie den Medianbruttolohn an-
gesprochen. An dieser Stelle muss man sagen: Der Me-
dian ist eigentlich erfüllt, es ist nur die Frage, welchen Sie 
nehmen. Im Antrag beziehen Sie sich nur auf die Voll-
zeitbeschäftigten, also auf den Kaitz-Index. Sie müssen 
aber alle Beschäftigten sehen.

(Widerspruch des Abg. Pascal Meiser [Die 
Linke])

– Doch, das müssen Sie schon, wenn Sie redlich damit 
umgehen wollen. Und dann stellen Sie fest, dass der 
Mindestlohn über den 60 Prozent des Medians liegt. Des-
wegen halte ich und halten wir auch nichts von reinen 
Berechnungsgrößen.

Wenn Sie aber wollen, dass bei den Menschen wirklich 
mehr Geld in der Tasche bleibt, dann sollten wir alle hier 
in der Politik – das gilt auch für Ihre Anträge – die Instru-
mente in die Hand nehmen, für die wir zuständig sind. 
Wir wollen auch, dass die Menschen mehr Geld in der 
Tasche haben. Aber dann lassen Sie uns doch mal damit 
anfangen, die Steuern und Abgaben zu senken!

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

Dann bleibt nämlich auch mehr übrig. Dafür braucht man 
nicht den Mindestlohn zu erhöhen und so auf der einen 
Seite die Wirtschaft zu belasten, aber die Instrumente, die 
man selbst in der Hand hat, ungenutzt zu lassen. Das ist 
nicht richtig.

Heute Morgen – das fand ich ganz interessant – habe 
ich einen Bericht im „Morgenmagazin“ gesehen. Falls 
Sie ihn nicht gesehen haben, rate ich allen, sich diesen 
Bericht mal anzuschauen. Dort wurde nämlich gesagt, 
dass selbst Mitarbeiter nicht davon begeistert sind, 
wenn der Mindestlohn so erhöht wird, weil dann natür-
lich auch die Lohngitter innerhalb der Beschäftigtenlage 
verzerrt werden. Deswegen kann ich nur sagen: Hände 
weg von den Anträgen, die Sie hier vorlegen!

(Pascal Meiser [Die Linke]: Drei Viertel der 
Menschen in Deutschland wollen den Mindest-
lohn von 15 Euro! Nehmen Sie das doch mal 
zur Kenntnis!)

Die Mindestlohnkommission ist genau der richtige Ort, 
wo das diskutiert werden muss.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herzlichen Dank. – Peter Bohnhof von der AfD-Frak-

tion erhält als Nächster das Wort.
(Beifall bei der AfD)

Peter Bohnhof (AfD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren Kollegen! 

Liebe Bürgerinnen und Bürger! Die Grünen wollen wei-
ter heimlich mitregieren. „Grün“ ist und bleibt der Ersatz-
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begriff für „realitätsfern“. Wir haben es gerade schon von 
Herrn Oellers gehört: Ein ideologischer Angriff auf unser 
Land folgt dem anderen. Jetzt ein völlig überzogener 
Mindestlohn. Es ist – so wie die Grünen ihn diktieren 
wollen – ein direkter Schlag gegen unseren Mittelstand, 
gegen die Leistungsträger und die Kaufkraft unserer Bür-
ger.

(Beifall bei der AfD)
Wir als Alternative für Deutschland stehen für eine 

starke Wirtschaft, für Wohlstand und für Arbeitsplätze. 
Ja, Arbeit muss sich lohnen, aber nicht durch staatliche 
Zwangsvorgaben, die kleine Betriebe in den Ruin treiben 
und Menschen immer ärmer machen. Auch wir sind 
grundsätzlich für den Mindestlohn. Der darf aber nicht 
von der Politik diktiert werden, wie es hier geschehen 
soll. Die Höhe muss Ergebnis der Arbeit der Mindest-
lohnkommission sein, und zwar ohne ideologische Vor-
gaben.

(Beifall bei der AfD)
Wir befinden uns in einer Zeit, in der Massenentlas-

sungen unsere Wirtschaft erschüttern. thyssenkrupp 
plant, 11 000 Arbeitsplätze abzubauen. Die Automobil-
industrie leidet unter der verfehlten Energiewende. Im 
Einzelhandel und in der Gastronomie kämpfen Betriebe 
ums Überleben. Der Mindestlohn trifft vor allem diese 
kleinen Betriebe: Bäckereien, Friseursalons, Gastwirt-
schaften. Tausende Menschen verlieren ihre Jobs, Fami-
lien geraten in finanzielle Not, und die Kaufkraft der 
Bürger schwindet. In vielen Bereichen werden die Preise 
weiter explodieren. Hohe Energiekosten durch die links- 
grüne Energiewende, Bürokratie aus Brüssel, Billig-
importe aus Asien machen ihnen das Leben schwer.

Und jetzt auch noch höhere Lohnkosten? Ein 15-Euro- 
Mindestlohn oder gar höher – wie ja Ihr Antrag zeigt, 
kann er noch höher gehen –, zwingt diese Betriebe, ihre 
Preise zu erhöhen, für Brot, für Dienstleistungen, für 
alles. Doch wer soll das dann noch bezahlen? Es ist ein 
Teufelskreis, den die Grünen hier in Gang setzen. Sie 
geben den Arbeitern Steine statt Brot.

(Beifall bei der AfD)
Am Ende stehen leere Ladenregale, geschlossene Betrie-
be; denn der Mittelstand wird mit dem Grünenantrag auf 
Dauer zerquetscht.

Wir haben eine bessere Lösung: Arbeit muss sich ein-
fach wieder lohnen, ohne staatliche Gängelung. Wir for-
dern Steuersenkungen für Geringverdiener, eine deutli-
che Reduzierung der Sozialabgaben. So bleibt den 
Menschen mehr Netto vom Brutto, ohne dass kleine Be-
triebe in die Insolvenz getrieben werden. Und vor allem 
stoppen wir die sogenannte Energiewende, die uns alle 
mit irrwitzigen Strompreisen stranguliert. Nur so können 
wir die Kaufkraft stärken und Arbeitsplätze sichern.

(Beifall bei der AfD)
Meine Damen und Herren, Grüne und Linke wollen 

mit diesem Antrag den Staat zum allmächtigen Lohnpoli-
zisten machen. Das lehnen wir entschieden ab. Wir kämp-
fen für eine Wirtschaft, die Arbeitsplätze schafft, die 
Kaufkraft sichert und Deutschland starkmacht – ohne 
links-grüne Ideologie.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Ich erteile als Nächstem Bernd Rützel 

für die SPD das Wort.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Bernd Rützel (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich freue 
mich jedes Mal, wenn wir über den Mindestlohn reden. 
Vielen Dank an die Grünen, vielen Dank an die Linken 
für die Anträge!

(Lisa Paus [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Gern geschehen! – Ricarda Lang [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Immer gerne!)

Ein verschärfter Dank geht an die Grünen; denn vom 
ersten Tag an habt ihr dem Mindestlohn zugestimmt. Wir 
haben diesen vor drei Jahren noch einmal gemeinsam 
erhöht; denn in der Tat, Kollege Oellers – wir schätzen 
uns, wir mögen uns –, kann man sagen: Der Mindestlohn 
ist um 23 Prozent gestiegen. Aber in sieben Jahren ist er 
um 1 Euro gestiegen. Was diese Trippelschritte bedeuten 
und dass das zu wenig ist, haben wir gesehen. Es war 
unser Job – das finden wir wenigstens –, einzugreifen 
und den Mindestlohn auf 12 Euro zu erhöhen. Das haben 
wir vor drei Jahren gemacht.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Bei der Einführung 2014 – ich war dabei – war es ein 
Horrorszenario, was das alles bedeuten würde: Die Wirt-
schaft geht zugrunde, es gibt Massenarbeitslosigkeit. – 
Genau das Gegenteil ist eingetreten. Die Einführung des 
Mindestlohns hat über 1 Million sozialversicherungs-
pflichtige Jobs gebracht. Es war eine Erfolgsgeschichte. 
Jeder Euro, der da von über 6 Millionen Menschen ver-
dient wird, die eine tolle Arbeit machen, geht nicht ir-
gendwo auf die Cayman Islands oder sonst wohin. Der 
geht in den nächsten Supermarkt, weil sie für sich und 
ihre Familien was kaufen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken)

Von daher ist das eine Binnenkonjunkturstärkung. 
Wenn wir hier über den Mindestlohn reden – im Agrar-
bereich, für Leute, die zu uns kommen oder allgemein –, 
dann müssen wir uns doch mal halbwegs vorstellen, was 
es bedeutet, überhaupt für solch einen Mindestlohn zu 
arbeiten.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herr Kollege Rützel, erlauben Sie eine Zwischenfrage 

vom Abgeordneten Audretsch?

Bernd Rützel (SPD):
Ja.
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Andreas Audretsch (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank, dass Sie die Frage zulassen. – Armut 

trotz Arbeit muss ein Ende haben in Deutschland. Des-
wegen brauchen wir 15 Euro Mindestlohn. Das ist er-
reichbar, auch wenn man sagt, dass das im Rahmen der 
Tarifpartnerschaft weiterhin ausgehandelt werden soll. Es 
ist nämlich dann erreichbar, wenn man 60 Prozent des 
Medians im Gesetz festlegt – das ist das eine – und 
wenn man zum anderen sagt: Es sollen tatsächlich auch 
zukünftige Lohnentwicklungen einberechnet werden. Sie 
haben hier jetzt viel dazu gesagt, was der Mindestlohn 
Ihnen bedeutet. Sind Sie bereit, das dann tatsächlich auch 
gesetzlich umzusetzen?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herr Rützel, bitte.

Bernd Rützel (SPD):
Vielen Dank für die Zwischenfrage. – Ich war ja mit 

meiner Rede noch gar nicht zu Ende. Uns verbindet, dass 
auch Sie 15 Euro fordern. Die Linken fordern ebenfalls 
15 Euro. In unserem Koalitionsvertrag steht 15 Euro. Es 
gab schon andere Zeiten. Da hat jeder andere Beträge 
gefordert. Also, uns eint die Überzeugung, dass 15 Euro 
ein ganz guter Wert sind.

Entscheidend ist – und da gebe ich Ihnen vollkommen 
recht –, dass wir es damals in die Hände der Mindestlohn-
kommission gelegt haben. Das macht Sinn und ist absolut 
richtig und notwendig, da die das am besten wissen und 
können.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Das letzte Mal gab es aber keine Einigung. Die Kom-

mission hat sich nicht einigen können, und dann hat die 
Vorsitzende entschieden. Das hat auch zu Ärger innerhalb 
der Mindestlohnkommission geführt. Deswegen hat sie 
ihre Geschäftsordnung geändert. Der Referenzwert von 
60 Prozent des Bruttomedianlohns wurde eingefügt. Au-
ßerdem wurde ergänzt – ich wäre froh gewesen, wenn es 
noch schärfer formuliert worden wäre –, dass es, wenn 
man sich nicht einigt, eine weitere Verhandlungsrunde 
und gegebenenfalls noch eine weitere Verhandlungs-
runde gibt. Also, es ist wie bei jeder Tarifverhandlung, 
dass man nicht gleich die Flinte ins Korn wirft, sondern 
dass man wirklich versucht, zu einer gemeinsamen Lö-
sung zu kommen.

Auf die spezielle Frage von Ihnen im Hinblick auf 
vorausschauende Lohnerhöhungen:

(Andreas Audretsch [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Gesetzlich!)

Es ist immer schwierig, wenn man vorausschauend auf 
etwas guckt. Ich bin damit zufrieden, dass jetzt 60 Prozent 
des Medianlohnes der Referenzwert sind. Das haben üb-
rigens nicht wir erfunden. Das ist europäischer Durch-
schnitt.

(Beifall bei der SPD)
Wir waren mit 12 Euro in diesem europäischen Durch-
schnitt. Wir waren früher oft Schlusslicht, dann waren wir 
mit unseren Löhnen plötzlich im oberen Drittel. Wir dür-

fen ja nicht nur die Eurobeträge in Europa vergleichen, 
sondern wir müssen auch den Durchschnittsverdienst 
vergleichen.

(Beifall der Abg. Dr. Kirsten Kappert-Gonther 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

In dem Vergleich waren wir erst ziemlich weit oben, sind 
aber wieder deutlich zurückgefallen, weil die Steigerung 
von 12,00 Euro auf 12,41 Euro und dann auf 12,82 Euro 
eben zu wenig war.

Also, Kollege Audretsch, wir sind uns im Ziel einig, 
und ich hoffe, dass am Ende dieses Monats unsere Min-
destlohnkommission einen Wert vorlegt, der ziemlich nah 
an diese 15 Euro herankommt.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Wunderbar. Jetzt können Sie Ihre Rede fortsetzen.

(Beifall bei der SPD – Zuruf der Abg. Lisa 
Paus [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Bernd Rützel (SPD):
Jetzt habe ich schon viel gesagt, was ich für meine 

Rede vorgesehen hatte. Aber ich bin nicht verlegen, 
noch mehr darüber zu reden.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD, der 
CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Marc Biadacz [CDU/CSU]: Nutze 
die Zeit, Bernd!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wer für 12,82 Euro 
pro Stunde und 40 Stunden in der Woche arbeitet, der hat 
rechnerisch brutto ungefähr 2 064 Euro. Davon gehen 
noch Sozialversicherungsbeiträge und Steuern ab. Das 
ist nicht so viel bei Geringverdienern. Deswegen ist es 
auch schwierig, wenn in Diskussionen gesagt wird: 
Macht doch mal Steuersenkungen. – Diese Menschen 
haben nicht viel, und sie zahlen auch nicht viele Steuern, 
weil es eben Geringverdiener sind. Am Ende hat der oder 
die – meistens sind es Frauen – etwa 1 400 Euro übrig. 
Das trifft auf 6 Millionen Menschen zu.

Ich habe es vorhin gesagt: Wir müssen mal versuchen, 
uns in die Lage derjenigen zu versetzen, die jeden Tag für 
den Mindestlohn hart arbeiten, und zwar ihr Leben lang 
und nicht nur ein paar Wochen bzw. ein paar Monate, 
bevor sie dann wieder alle tolle Jobs haben.

Aber seien wir doch mal ehrlich – und das ist heute 
auch angesprochen worden –: Viele haben doch gar nicht 
Angst vor dem Mindestlohn. Viele haben Angst, dass der 
Mindestlohn dann auch Tariflöhne nach oben bringt, dass 
das Gitter durcheinanderkommt.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Lieber Kollege Rützel, die Redezeit endet.

Bernd Rützel (SPD):
Aber wer heute Fachkräfte will, die für 15,10 Euro 

oder 15,20 Euro pro Stunde arbeiten, der hat ein falsches 
Geschäftsmodell. Also, hier muss sich was bewegen.
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(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Ich darf zu seiner ersten Rede aufrufen den Kollegen 

Cem Ince von der Linken.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/ 
DIE GRÜNEN)

Cem Ince (Die Linke):
Sehr geehrter Herr Präsident, schön, dass Sie bei mei-

ner ersten Rede dabei sind. – Sehr geehrte Abgeordnete! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen in den Betrieben! Wir 
brauchen keine Mindestlohnkommission. Wir brauchen 
einen armutsfesten Mindestlohn.

(Beifall bei der Linken)

Schon vor 20 Jahren haben wir, Die Linke, einen ge-
setzlichen Mindestlohn gefordert, um den arbeitenden 
Menschen guten Lohn für gute Arbeit und ein selbstbe-
stimmtes Leben zu ermöglichen. Vor zehn Jahren wurde 
auf Druck von uns und der Gewerkschaftsbewegung ein 
Mindestlohn eingeführt. Darauf sind wir stolz. Doch ma-
chen wir uns nichts vor: So wie Sie den Mindestlohn 
gestaltet haben, verdient er nur den Titel Armutslohn.

(Beifall bei der Linken – Bernd Rützel [SPD]: 
Sie haben allerdings zugestimmt!)

Als Gesetzgeber sind wir in der Pflicht, die Rahmen für 
gute Arbeitsbedingungen festzulegen. Doch den Min-
destlohn lagern Sie an die Mindestlohnkommission aus, 
und die erkämpfte Arbeitszeit wollen Sie flexibilisieren. 
Damit vertreten Sie die Interessen der Kapitalseite. Das 
Ergebnis? Ein Stundenlohn von 12,82 Euro, der für alles 
reicht, außer für ein würdevolles Leben. Ein Hungerlohn, 
für den die meisten hier Anwesenden niemals aufstehen 
würden. Das ist Verrat an der arbeitenden Klasse.

(Beifall bei der Linken)

Konkret bedeutet das bei einer 40-Stunden-Woche 
circa 2 000 Euro brutto im Monat. Davon gehen ab Steu-
ern, Versicherung, Miete, Lebensmittel. Was soll da noch 
übrig bleiben für Freizeit, Urlaub und die Rente? Alters-
armut ist nämlich kein Schicksal, Altersarmut ist poli-
tisch gemacht.

(Beifall bei der Linken sowie des Abg. Timon 
Dzienus [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Wir wissen auch: je geringer das Einkommen, desto 
schlechter die Bildungschancen für die Kinder. Ein höhe-
rer Mindestlohn ist auch eine Frage der Chancengleich-
heit. Und dies kann auch nur politisch geändert werden. 
Und was tun sie? Nix. Selbst die Vorgaben der Europäi-
schen Union werden ignoriert.

Arbeit muss sich lohnen – ja, das sagen Sie. Dann 
hören Sie endlich auf mit Ihrer neoliberalen Politik für 
die Bosse!

(Beifall bei der Linken)

Arbeit lohnt sich nur, wenn sie den Menschen ein gutes 
Leben ermöglicht. Das muss unser Ziel sein, damit Ar-
beiterinnen nicht mehr aufstocken müssen, damit Arbei-
terinnen nicht in Altersarmut leben, damit Arbeiterinnen 
ein würdevolles Leben haben und nicht nur für den Profit 
der Reichsten arbeiten.

(Beifall bei der Linken sowie des Abg. Timon 
Dzienus [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Was wir hier und heute vorschlagen, ist nichts weiter als 
das absolute Mindestmaß. Arbeit muss sich lohnen. Wenn 
Sie das ernst meinen, müssen Sie verdammt noch mal 
etwas dafür tun – 15 Euro Mindestlohn jetzt! – und diesen 
auch effektiv durchsetzen!

Aktuell werden Millionen von Menschen um den Min-
destlohn betrogen. Das liegt auch daran, dass es zu wenig 
Mindestlohnkontrollen gibt. Ein Betrieb wird hoch-
gerechnet nur alle paar Hundert Jahre mal kontrolliert. 
Sie bleiben tatenlos. Wir unterstützen unsere Kolleginnen 
und Kollegen ganz konkret. Mein Vorgänger aus dem 
Wahlkreis, Victor Perli, hat ein Portal initiiert. Falls ihr 
da draußen um den Mindestlohn betrogen werdet, meldet 
euch bei unserem Portal www.mindestlohnbetrug.de.

(Der Redner hält ein Papier hoch)

Wir stehen an eurer Seite.
Vielen lieben Dank.

(Beifall bei der Linken sowie des Abg. Timon 
Dzienus [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Ich darf ebenfalls zu ihrer ersten Rede aufrufen Frau 

Dr. Hülya Düber von der CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Dr. Hülya Düber (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Mindestlohndebatten finden auch zehn Jahre 
nach der Einführung des Mindestlohns im Eilverfahren 
den Weg auf die Tagesordnung des Deutschen Bundes-
tages. Der Grund ist offensichtlich: Die Mindestlohn-
kommission muss bis Ende Juni dieses Jahres eine Emp-
fehlung für die Höhe des gesetzlich festgeschriebenen 
Mindestlohns geben.

Damit bin ich auch schon bei den Anträgen der Frak-
tionen Bündnis 90/Die Grünen und Die Linke. Die Politik 
sollte sich nicht in die Lohnfindung einmischen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Einen gesetzlich vorgeschriebenen Mindestlohn lehnen 
wir ab. Wir setzen nämlich auf die Errungenschaften 
der sozialen Marktwirtschaft, eine starke Tarifpartner-
schaft aus Vertretern der Arbeitgeber sowie der Arbeit-
nehmer. Diese Position vertreten wir mit aller Entschlos-
senheit.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Der richtige Adressat für das Verhandeln eines an-
gemessenen Mindestlohns ist somit nicht die Politik, son-
dern die unabhängige Mindestlohnkommission. Aber 
liebe Kolleginnen und Kollegen, gleichzeitig erwarten 
wir völlig zu Recht, dass die Mindestlohnkommission 
ihre Arbeit ordentlich macht. Ordentlich heißt für uns, 
dass, wie es in einer guten Partnerschaft selbstverständ-
lich sein sollte, ein gesunder und fairer Austausch und 
Ausgleich zwischen den Interessen der Arbeitnehmer so-
wie der Arbeitgeber stattfindet.

Die Entscheidung aus dem Jahr 2023, als die Arbeit-
geberseite ohne Übereinkunft mit der Arbeitnehmerseite 
ihre Empfehlung durchsetzte, darf sich aus meiner Sicht 
nicht wiederholen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Aber, liebe Kolleginnen und Kollegen, eine starke Min-
destlohnkommission muss das auch ohne bürokratisch 
aufwendiges Schlichtungsverfahren selbst schaffen. 
Und das ist auch unsere Erwartungshaltung.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Als Gesetzgeber müssen wir, liebe Antragsteller, auch 

nochmals ganz genau auf die Regeln der EU-Mindest-
lohnrichtlinie schauen. Über den Median haben wir ge-
rade schon gesprochen. Aber aktuell läuft auch noch ein 
Klageverfahren, und wir wissen zum jetzigen Zeitpunkt 
noch nicht einmal, ob diese Richtlinie vor dem Europäi-
schen Gerichtshof Bestand haben wird. Diese Richtlinie 
trifft nämlich keine eindeutige Festlegung, und es beste-
hen erhebliche Zweifel an der Wirksamkeit mangels aus-
reichender Kompetenzgrundlage der EU, sodass wir hier 
erst einmal die Entscheidung des EuGH abwarten sollten.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Liebe Kolleginnen und Kollegen, in der Sache sind wir 

uns im Grundsatz einig: Wir wollen die Arbeitsbedingun-
gen für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer verbes-
sern. Unser Ziel muss es sein, dass Menschen von ihrer 
Arbeit auch leben können. Der Bruch mit diesem Ver-
sprechen unserer sozialen Marktwirtschaft ist eben keine 
Option.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Aber ich sage an dieser Stelle auch klar: Das Ziel, für 
angemessene Löhne zu kämpfen, ist richtig. Der Weg 
dorthin muss aber verantwortungsvoll gestaltet werden. 
Eine wesentliche Frage im Umgang mit dem Mindest-
lohn muss daher auch lauten: Welcher Lohn ist fair, und 
welche Gehaltszahlung kann die Wirtschaft in der aktuel-
len Lage noch verkraften?

Liebe Kolleginnen und Kollegen, im ländlichen Raum 
arbeiten viele kleine Betriebe mit großem persönlichem 
Einsatz und engen finanziellen Spielräumen. In meinem 
Wahlkreis in Würzburg gibt es beispielsweise viele Win-
zer und Landwirte, die Sonderkulturen anbauen wie 
Beeren und Spargel. Etliche sind in den letzten Wochen 
auf mich zugekommen und haben selbstverständlich die 
große Sorge geäußert, dass der Mindestlohn von 15 Euro 
sie belasten könnte und vielleicht sogar in existenzielle 
Nöte bringt. Auch diese Sorgen müssen wir ernst neh-
men.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Deswegen brauchen wir die richtigen Rahmenbedingun-
gen, deswegen brauchen wir Entlastungen, deswegen 
brauchen wir Steuererleichterungen, und wir brauchen 
den Dialog mit den Menschen, damit auch in diesen Be-
reichen dort gute Löhne möglich sind, ohne die wirt-
schaftliche Existenz aufs Spiel zu setzen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, erlauben Sie mir 
zum Schluss noch eine Anmerkung zu einem Punkt, der 
neben dem Mindestlohn wichtig ist und heute noch gar 
nicht angesprochen wurde. Besorgniserregend ist natür-
lich auch die Entwicklung der Tarifbindung. In Deutsch-
land arbeiten nur noch gut die Hälfte der Beschäftigten in 
einem tarifgebundenen Betrieb. Daher befürworten wir, 
wie es auch im Koalitionsvertrag steht, das Bundestarif-
treuegesetz, um diejenigen zu stärken, die heute schon 
Verantwortung übernehmen, und um mehr Anreize zu 
setzen, damit die Tarifbindung in der Breite auch umge-
setzt werden kann.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
des Abg. Niklas Wagener [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Meine Damen und Herren, ich fasse es zum Schluss in 
einem Satz zusammen: Gute Arbeits- und Sozialpolitik 
liegt vor, wenn gute Löhne möglich sind, ohne Betriebe 
in Existenznot zu bringen, wobei die Entscheidungsfin-
dung in die bewährten Hände der Tarifautonomie gehört.

Vielen herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
des Abg. Niklas Wagener [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die AfD-Fraktion darf ich aufrufen Herrn Abge-

ordneten Hans-Jürgen Goßner.

(Beifall bei der AfD)

Hans-Jürgen Goßner (AfD):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Es 

ist mal wieder so weit: Die politische Einheitsfront aus 
grüner Verbotspartei und linker Umverteilungsromantik 
hat sich zusammengerauft und herausgekommen ist – wie 
immer – ein Wunderpaket voller sozialistischer Fantasie 
und ökonomischer Ahnungslosigkeit.

(Zurufe der Abg. Harald Ebner [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN] und Ina Latendorf [Die 
Linke])

Die Linken jedenfalls werden beinahe orgastische Wol-
lust verspüren. Thema heute: 15 Euro Mindestlohn. Po-
litisch diktiert. Wirtschaftlich desaströs. Hauptsache, es 
klingt moralisch überhöht und riecht irgendwie nach 
Volkskammer und Politbüro.

(Beifall bei der AfD – Pascal Meiser [Die 
Linke]: Machen Sie doch weiterhin Politik ge-
gen die Mehrheit der Menschen!)
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Bei den Grünen heißt das natürlich „Reform“. Das 
klingt schöner als Planwirtschaft. Und Die Linke macht 
kurzen Prozess: Wenn die Mindestlohnkommission nicht 
spurt, wird sie einfach übergangen wie bei der „eisernen 
Reisschüssel“ in der Volksrepublik China.

(Zurufe der Abg. Jeanne Dillschneider 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] und Pascal 
Meiser [Die Linke])

Die Bioladenkassiererin, der Barista mit einem Ab-
schluss in Gender Studies und der bezahlte Antifa- 
Schläger: Alle bekommen bald 15 Euro. Ideologie statt 
Realität. Und wer soll das bezahlen? Natürlich der Hand-
werker, der Pflegedienst, die kleine Bäckerei um die 
Ecke, Menschen, die täglich früh aufstehen, um Leistung 
zu bringen,

(Pascal Meiser [Die Linke]: Genau die sollen 
das Geld bekommen!)

und nicht, um Genderworkshops und Klimaaktivismus zu 
subventionieren. In der grünen Fantasie können sie Geld 
drucken wie Habeck Strom aus Windflauten.

(Beifall bei der AfD)
Der Mindestlohn soll laut Antrag „armutsfest“ sein.

(Zuruf des Abg. Kai Whittaker [CDU/CSU])
Interessant, denn die grüne Politik hat erst dafür gesorgt, 
dass selbst 15 Euro nicht mehr reichen: Mieten, Strom-
preise, CO2-Abgabe für Ihre Klimareligion aus der grü-
nen Hölle. Das ist nicht sozial. Das ist zynisch.

(Dr. Anja Reinalter [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: „Grüne Hölle“? Was haben Sie denn 
geraucht!)

Jetzt soll der Staat das Loch zuschütten, das dieselben 
Parteien vorher gerissen haben. Was Sie hier vorlegen, 
ist kein Arbeitsmarktprojekt, sondern ein Ablasshandel 
für Wohlstandslinke mit Studienabbruch und Staatsali-
mentierung.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD – Wider-
spruch beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wenn Sie wirklich Armut bekämpfen wollen, dann 
hören Sie auf, dieses Land zu ruinieren. Das ist insbeson-
dere dort der Fall, wo Ihre Parteikollegen immer noch 
und schon viel zu lange in den Länderregierungen sitzen. 
Setzen Sie sich für niedrige Steuern, bezahlbare Energie, 
sichere Grenzen und ein Bildungssystem ein, das diesen 
Namen noch verdient.

(Beifall bei der AfD – Zurufe der Abg. Karl 
Bär [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] und 
Dr. Anja Reinalter [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Und hören Sie auf, Unternehmen wie Feinde zu be-
handeln. Ihre 15-Euro-Märchenpolitik ist nichts als ein 
Symptom Ihrer Entkopplung von der Wirklichkeit. Die 
Menschen draußen arbeiten, und Sie hier träumen. Und 
wir sagen: Genug geträumt!

Schönes Wochenende.
(Beifall bei der AfD – Zurufe der Abg. Pascal 
Meiser [Die Linke] und Dr. Anja Reinalter 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Ich darf für die SPD-Fraktion Kollegin Rasha Nasr 

aufrufen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Rasha Nasr (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten 

Damen und Herren! Werte Kolleginnen und Kollegen! 
Glauben Sie mir, Herr Goßner, die einzigen Feinde in 
diesem Land sind Sie, die Feinde von Einigkeit und Recht 
und Freiheit. Und Sie lassen hier auch nur Schlagzeilen 
ab, Ihnen geht es überhaupt nicht um Inhalte.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie der Abg. 
Zada Salihovic [Die Linke])

Als Sozialdemokratin freue ich mich natürlich über 
diese Debatte, und ich möchte sie zum Anlass nehmen, 
um an etwas zu erinnern: Der Mindestlohn ist nicht vom 
Himmel gefallen. Er ist nicht einfach irgendwann ein-
geführt worden, weil es gerade opportun war. Der Min-
destlohn ist das Ergebnis eines jahrzehntelangen, zähen 
und engagierten Kampfes.

(Beifall des Abg. Bernd Rützel [SPD])

Und es war die Sozialdemokratie, die diesen Kampf ge-
meinsam mit den Gewerkschaften geführt hat – mit 
Nachdruck, mit Ausdauer und mit einem klaren Kom-
pass: Wer arbeitet, muss von seiner Arbeit leben können. 
Punkt!

Über viele Jahre hinweg haben wir gegen Stimmen 
gekämpft, die behauptet haben, ein Mindestlohn zerstöre 
Arbeitsplätze, schade der Wirtschaft, sei unrealistisch. 
Doch wir haben nie an unserem Ziel gezweifelt. Und 
2015 wurde der gesetzliche Mindestlohn dann einge-
führt – für uns als SPD ein historischer Moment. Für 
Millionen Menschen in diesem Land war es die erste 
echte Lohnerhöhung seit Jahren, und das ganz besonders 
in Branchen, die lange Zeit systematisch unterbezahlt 
waren.

Aber wir wussten auch: Das war nur ein Anfang; denn 
ein Mindestlohn, der nicht armutsfest ist, ist auch nicht 
ausreichend. Deshalb haben wir in der letzten Legislatur-
periode ein weiteres Versprechen eingelöst und den Min-
destlohn auf 12 Euro erhöht. Das war ein echter Fort-
schritt, und ja, ich bin stolz darauf: stolz auf meine 
Fraktion, stolz auf Minister Hubertus Heil, der das mög-
lich gemacht hat, stolz auf Ministerin Bärbel Bas, die den 
Kampf mit uns weiterführen wird.

(Beifall bei der SPD)

Diese Erhöhung hat vor allem jenen geholfen, die wenig 
Lobby haben: den Verkäuferinnen, den Reinigungskräf-
ten, den Paketzustellern, den Menschen in unteren Lohn-
gruppen, die unser Land jeden Tag am Laufen halten – oft 
unbemerkt, oft unterbezahlt.

Doch die Realität entwickelt sich weiter. Wir erleben 
seit Jahren Preissteigerungen, die den Alltag gerade für 
Menschen mit kleinen Einkommen immer schwieriger 
machen. Ja, die Inflation ist zurückgegangen, aber die 
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Lebenshaltungskosten sind hoch geblieben. Mieten, 
Energie, Lebensmittel – all das belastet Menschen mit 
niedrigen Einkommen überproportional stark. Deshalb 
ist klar: Es muss weitergehen, und der Mindestlohn 
muss steigen.

Die Forderung nach einem Mindestlohn von 15 Euro 
ist aus unserer Sicht nicht nur legitim, sondern notwen-
dig. Und sie ist umsetzbar. Wer 40 Stunden pro Woche 
arbeitet, muss davon nicht nur heute leben können, son-
dern auch morgen eine sichere Rente erwarten dürfen.

(Beifall bei der SPD)

Das ist keine Frage der Ökonomie allein; es ist eine Frage 
des Respekts und der Gerechtigkeit.

In diesem Zusammenhang möchte ich betonen, dass 
ich ausdrücklich die Initiative der Grünen und der Linken 
begrüße. Ich sehe darin ein wichtiges Signal: nicht des 
politischen Streits, sondern des gemeinsamen Ringens 
um eine bessere, gerechtere Zukunft für Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer in diesem Land.

(Beifall des Abg. Pascal Meiser [Die Linke])

Und ich sage auch ganz klar: Die SPD ist bereit, diesen 
Weg weiterzugehen. Wir stehen zu unserer Verantwor-
tung. Wir werden die Vorschläge sorgfältig beraten. Wir 
werden zuhören, abwägen – und immer das klare Ziel vor 
Augen haben, dass es für die Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer in diesem Land vorangehen muss.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Vielen Dank. – Wir sind damit am Ende der verein-

barten Redezeit.
Ich möchte eine Leitungsentscheidung transparent ma-

chen. Ein Kollege hatte während der Aussprache ein Pla-
kat oder etwas Ähnliches hochgehalten. Das kann ich von 
hier aus nicht sehen. Da es seine erste Rede war, habe ich 
ihn gebeten, sich in Zukunft daran zu orientieren, dass wir 
hier vorne gerne alle Abgeordneten zum Reden sehen 
möchten, aber nicht sonstige Zeichen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlagen auf 
Drucksachen 21/346 und 21/347 an die in der Tagesord-
nung aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es 
weitere Überweisungsvorschläge? – Das kann ich nicht 
erkennen. Dann ist das so geschehen, und wir verfahren 
wie vorgeschlagen.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 26 auf: 

Erste Beratung des von den Fraktionen der CDU/ 
CSU und SPD eingebrachten Entwurfs eines Ers-
ten Gesetzes zur Änderung des GAP-Direkt-
zahlungen-Gesetzes 

Drucksache 21/328

Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Landwirtschaft, Ernährung und Heimat (f) 
Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare Si-
cherheit

Für die Aussprache ist eine Dauer von 30 Minuten ver-
einbart.

Als Erster hat Johannes Steiniger von der Unionsfrak-
tion das Wort. Herr Kollege Steiniger, Sie sind am Zuge.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Johannes Steiniger (CDU/CSU):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die 

Gemeinsame Agrarpolitik ist ein europäisches Erfolgs-
modell. Sie steht für Versorgungssicherheit. Sie steht 
für wirtschaftliche Perspektiven im ländlichen Raum 
und für die Anerkennung der Leistung von Bauern und 
Landwirten. Doch dieses Modell lebt auch davon, dass es 
praktikabel bleibt.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, es hilft niemandem, wenn in Brüs-
sel oder auch hier in Berlin Regelungen gemacht werden, 
die an der Lebensrealität unserer Landwirte vorbeigehen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Deswegen brauchen wir eine Agrarpolitik aus einem 
Guss: europäisch abgestimmt, national vernünftig umge-
setzt und regional tragfähig ausgestaltet. Wir müssen 
schauen, dass Brüssel, Berlin und die Bundesländer an 
einem Strang ziehen, um das Vertrauen wieder zurück-
zugewinnen, das in den letzten Jahren in der Landwirt-
schaft verloren gegangen ist.

Agrarpolitik braucht auch Stabilität. Deswegen ist ei-
nes klar: Eine Gemeinsame Agrarpolitik, die ständig ver-
ändert wird, die wird zur Dauerbaustelle. Planungssicher-
heit sieht anders aus, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Karl Bär [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Und deswegen schaf-
fen Sie jetzt was ab, was wir gemacht haben!)

Deswegen bringen wir heute hier mit diesem Ge-
setzgebungsverfahren auf Initiative von SPD und CDU/ 
CSU eine Notoperation auf den Weg. Wir stoppen eine 
überhastete, nicht ausreichend vorbereitete Einführung 
von zwei neuen Öko-Regelungen. Um es klar zu sagen: 
Wir reparieren hier etwas. Und wenn wir das nicht tun 
würden, dann würden diese überhasteten Regelungen ab 
nächstem Jahr, ab dem 01.01.2026, gelten. Wir stoppen 
das jetzt erst mal.

Es war der grüne Bundeslandwirtschaftsminister 
Özdemir, der im letzten Jahr diese umstrittenen neuen 
Regeln eingeführt hat, ohne die Bundesländer einzubin-
den.

(Bernd Schattner [AfD]: Das kommt auch von 
der SPD!)

Es war jahrzehntelange Praxis, dass man, wenn man die 
GAP-Vorschriften ändert, das nur mit einem einstimmi-
gen Beschluss der Bundesländer macht. Man muss es so 
klar sagen: Landwirtschaftsminister Özdemir hat sich be-
wusst darüber hinweggesetzt. Und erlauben Sie mir die 
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Bemerkung: Dass ein ehemaliger Bundesminister, dem 
die Interessen der Bundesländer offensichtlich so egal 
sind, jetzt in Baden-Württemberg Ministerpräsident wer-
den möchte, das ist ein Treppenwitz der Geschichte.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Es ist gut, wenn dieser Spuk im März 2026 vorbei ist.
Wir werden diesen Vertrauensbruch mit diesem Ge-

setzgebungsverfahren heute hier kitten. Das zeigt: Diese 
Koalition ist handlungsfähig. Wir stellen uns der Verant-
wortung. – Ich habe es gerade schon erwähnt: Im Kern 
geht es bei diesem Gesetzgebungsverfahren darum, dass 
wir das Inkrafttreten der beiden umstrittenen Öko-Re-
gelungen noch einmal um zwölf Monate verschieben. 
Ich möchte aber auch sagen: Wir sind ja fast am Ende 
der aktuellen Förderperiode, die von 2023 bis 2027 geht; 
wir sind sehr weit fortgeschritten. Ich kann schon nach-
vollziehen, dass die Bundesländer ihre Probleme mit die-
sen beiden Regelungen haben:

Erstens. Die Mittel sind nur begrenzt. Wenn man jetzt 
hier neue, teure Grünland-Öko-Regelungen einführt, 
dann geht das im Zweifel zulasten dessen, was wir errei-
chen wollen, nämlich den Inflationsausgleich bei anderen 
Prämien.

Zweitens. Wir haben, ehrlich gesagt, auch keinen ak-
tuellen Handlungsbedarf. Wir sehen, dass die Inan-
spruchnahme der bestehenden Öko-Regelungen immer 
besser läuft. Das, was jetzt neu dazu kommt, ist reine 
Bürokratie.

Ein dritter Punkt. Es gibt ja auch eigene Förderpro-
gramme der Bundesländer; und wir müssen aufpassen, 
dass wir uns da nicht kannibalisieren.

Ein vierter und letzter Punkt. Diese Koalition ist ange-
treten, Bürokratie abzubauen. Wenn man jetzt sieht, dass 
für die verbleibenden zwölf Monate der aktuellen Förder-
periode ein hoher IT-Aufwand betrieben werden muss – –

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Steiniger, gestatten Sie eine Zwischenfrage von 

Bündnis 90/Die Grünen?

Johannes Steiniger (CDU/CSU):
Herr Bär, wollen Sie sich das wieder antun nach der 

letzten Debatte?
(Harald Ebner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-

NEN]: Oijoijoi!)
Ich bin gespannt.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
War das ein Ja oder ein Nein?

Johannes Steiniger (CDU/CSU):
Ja, gerne. Das lief in der letzten Debatte schon ziemlich 

gut.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Es war ein Ja. – Bitte.

Karl Bär (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank, dass Sie die Zwischenfrage zulassen. Ich 

hoffe, das läuft wieder gut. – Sie haben jetzt eine Zeit lang 
über diese Öko-Regelungen geredet. Sie haben aber noch 
kein Wort darüber gesagt, was Inhalt der Öko-Regelun-
gen ist. Wenn ich das richtig im Kopf habe, dann geht es 
darum, Betrieben, die Weidehaltung bei Rindern betrei-
ben, eine Extraprämie zu zahlen. Warum wollen Sie das 
nicht?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Marcel Bauer [Die Linke])

Johannes Steiniger (CDU/CSU):
Ich empfehle Ihnen, sich in der nächsten Debatte ein 

bisschen besser vorzubereiten

(Harald Ebner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Was? Er hat doch eine Frage gestellt!)

und vielleicht zu lesen, was in den entsprechenden Agrar-
ministerkonferenzen dazu gesagt wird. Es ist ganz klar, 
dass solche neuen Regelungen zulasten der Prämien in 
anderen Bereichen gehen.

(Christoph Frauenpreiß [CDU/CSU]: Genau!)

Wir wollen das nicht. Wir wollen an dieser GAP nicht 
immer neu rumschrauben. Es kann nicht sein – das wäre 
jetzt der vierte Punkt, den ich genannt hätte –, dass Sie 
den Bundesländern hier noch mal neue Bürokratie auf-
drängen. Wir stoppen dieses Gesetz jetzt erst einmal, ver-
schieben das Inkrafttreten der Regelungen und geben den 
Bundesländern und auch den Betrieben mehr Luft. Dass 
Sie als grüne Bundestagsfraktion dafür kein Verständnis 
haben, ist mir klar. Aber deswegen sind Sie ja zu Recht 
nicht mehr Teil der aktuellen Bundesregierung.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zurufe der Abg. 
Dr. Anja Reinalter [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN] und Niklas Wagener [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

In der Zukunft brauchen wir in der Gemeinsamen Ag-
rarpolitik eine starke erste Säule, die einkommenswirk-
sam ist, und eine kluge zweite Säule, die gut ausgestattet 
ist. Deswegen setzen wir uns dafür ein, dass die nationale 
Umsetzung flexibler wird und regionale Unterschiede 
berücksichtigt. Und, um es hier im Plenarsaal des Deut-
schen Bundestages sehr deutlich in Richtung Brüssel zu 
sagen: Wir als CDU/CSU wollen weiterhin einen eigen-
ständigen Agrarhaushalt der EU, und dieser soll mindes-
tens in der gleichen Höhe erhalten bleiben. Dieser muss 
einfach bleiben, und dafür werden wir uns als Fraktion 
einsetzen.

Zum Schluss: Das ist zusammen mit der Frage der 
Tierhaltungskennzeichnung ein Einstieg in den Bürokra-
tieabbau auch im Bereich der Landwirtschaft. Es wird in 
den nächsten Wochen weitergehen beim Agrardiesel, bei 
den Saisonarbeitskräften, beim Thema „Wolf im Jagd-
recht“.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Denken Sie bitte an die Redezeit.
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Johannes Steiniger (CDU/CSU):
All das haben wir uns als Koalition vorgenommen und 

freuen uns, wenn wir diese Erfolge auch schnell zum 
Abschluss bringen können.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Dr. Franziska Kersten [SPD] – Widerspruch 
des Abg. Harald Ebner [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Zu seiner ersten Rede darf ich aufrufen Herrn Christian 

Reck, Fraktion AfD.

(Beifall bei der AfD)

Christian Reck (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Heute, in der ersten Juniwoche, haben unsere 
Landwirte wie jedes Jahr schon ihren Antrag auf Agrar-
förderung wieder einmal fristgerecht eingereicht. Das 
bedeutet für unsere Bauern: Die alljährliche Ochsentour 
in der Bürokratie hat ihr vorläufiges Ende, der Passier-
schein A38 wurde eingeholt. Das ist aber auch bitter 
nötig; denn die Direktzahlungen sind und bleiben die 
bedeutendste Förderung für unsere Landwirte. Jedoch 
wurden die Förderbedingungen von Jahr zu Jahr mit ihren 
verschiedenen Öko-Regelungen, Abfragen und Zusatz-
dokumenten immer aufwendiger. Es macht fast den Ein-
druck, als sollte der Hauptarbeitsplatz eines Bauern der 
Schreibtisch und nicht das Feld oder der Stall sein.

(Beifall bei der AfD – Karl Bär [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Das liegt daran, dass 
wir Weideprämien auszahlen wollen!)

Eine Trendumkehr, eine echte Bürokratiewende ist 
auch in der Landwirtschaft dringend geboten. Die Erwar-
tungen an die neue GroKo seitens der Bauernschaft sind 
hoch, vor allem bei der Umsetzung der aktuellen GAP- 
Regeln.

(Harald Ebner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist eine KleiKo!)

Also macht sich die GroKo mit diesem GAP-Direktzah-
lungen-Gesetz auf und hustet und prustet, und heraus 
kommt: so gut wie gar nichts.

(Beifall bei der AfD)

Lediglich das Inkrafttreten zweier, unter dem Ex-Minis-
ter Özdemir eingeführter Öko-Regelungen soll um ein 
Jahr verschoben werden. Auch wenn diese Verschiebung 
zwar für eine realistischere Umsetzung sorgen kann, zeigt 
sie aber insbesondere auf, dass die EU-gesteuerte Agrar-
politik in ihrer derzeitigen Ausgestaltung zu unflexibel, 
technisch überreguliert und operativ schwer steuerbar ist.

(Beifall bei der AfD – Zuruf des Abg. Karl Bär 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Diese Verschiebung zeigt auch: Es gibt keine neuen 
grundlegenden Impulse und keine Politikwende, wie sie 
die CDU im Wahlkampf versprochen hat. So sieht es aus.

(Beifall bei der AfD)

Stattdessen: aufschieben, herumdoktern und homöo-
pathische Änderungen als den großen Wurf verkaufen.

Was Deutschlands Bauern brauchen, ist eine grund-
legende Wende, eine Wende wieder hin zu einer landwirt-
schaftlichen Sachpolitik – im besten Sinne einer guten 
fachlichen Praxis.

Was ist zum Beispiel mit der Abschaffung der Stoff-
strombilanz?

(Zuruf des Abg. Karl Bär [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Nun ist es zwar gut, Herr Minister, dass nach den leid-
vollen Verzögerungen Ihres Vorgängers die Abschaffung 
der Stoffstrombilanz wieder angegangen wird. Doch un-
seren Bauern reicht es nicht, dass darüber nur geredet 
wird. Sie muss zügig und zeitnah abgeschafft werden.

(Beifall bei der AfD)
Was es bei den hochkomplexen und teilweise lebens-

fremden Förderbedingungen der GAP braucht, ist ein 
grundsätzlicher Paradigmenwechsel. Genau dafür setzen 
wir uns in der AfD auch ein.

(Beifall bei der AfD)
Ein Beispiel. Durch die zunehmende Digitalisierung 

sind immer aktuellere und präzisere satellitengestützte 
Bilder für den Flächennachweis der Landwirte möglich. 
Zugleich weiß auch jeder Praktiker, dass die Fehlertole-
ranz mit wenigen Quadratmetern mittlerweile ins Ab-
surde gesunken ist. Hier muss mit dem Ziel einer verein-
fachten Antragstellung unbedingt nachgesteuert werden.

(Beifall bei der AfD)
Meine Damen und Herren, wenngleich dieser Gesetz-

entwurf kaum wahrnehmbare Verbesserungen für unsere 
Landwirte bringt, wird sich unsere AfD-Fraktion der De-
batte im Ausschuss nicht verwehren.

(Zuruf des Abg. Karl Bär [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Herr Minister, gestatten Sie mir noch eine Anmerkung 
zum Schluss. Zu Anfang Ihrer Regierung fürchtete ich 
noch, dass Ihren mitunter fachlich guten Ideen und Ver-
lautbarungen im Dickicht der ministerialen Bedenken-
träger der Zahn gezogen wird. Mit diesem fast luftleeren 
Gesetzentwurf weiß ich nun aber: Sie haben keinen Zahn 
mehr, den man ziehen kann.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Ich darf für die SPD-Fraktion Frau Dr. Franziska 

Kersten aufrufen.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Dr. Franziska Kersten (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Sehr geehrter Herr Minister! Mit großem Elan 
sind wir in die Koalitionsverhandlungen gegangen. 
Wir wollten tragfähige Kompromisse für Landwirtschaft, 
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Umwelt und ländlichen Raum. Vor allem wollten wir 
schnell ins Handeln kommen, um auf die Notwendigkei-
ten in der Agrarpolitik wirklich zu reagieren.

Es ist uns gelungen; denn es liegen jetzt schon die 
ersten Gesetzentwürfe zur Landwirtschaft vor. Zur Tier-
haltungskennzeichnung hatten wir ja heute schon eine 
lebhafte Debatte, und jetzt sind wir wieder bei unserem 
wichtigsten Förderinstrument, der Gemeinsamen Agrar-
politik, GAP.

Wie ich vor diesem Hohen Hause schon öfter aus-
geführt habe, müssen wir wirtschaftliche Notwendigkei-
ten mit Nachhaltigkeit und Leistung für das Gemeinwohl 
in Einklang bringen. Die Agrarwissenschaften fordern 
schon seit Jahrzehnten einen Umbau des bisherigen Sys-
tems, wie auch von Professor Latacz-Lohmann gestern 
wieder bestätigt wurde.

Wir müssen hin zu einer einkommenswirksamen Ho-
norierung gesellschaftlicher Leistungen, um auf diese 
Weise Umwelt, Klima, Biodiversität und den Erhalt der 
Kulturlandschaft in der Breite fördern zu können und so 
eine neue gesellschaftliche Akzeptanz der Agrarför-
derung zu erreichen. Der Umbau muss sozial gerecht, 
regional angepasst und vor allem bürokratiearm erfolgen.

(Karl Bär [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das 
sind nur Allgemeinplätze!)

Hier eine ausgewogene Mischung zu erreichen, ist nicht 
immer leicht.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Sascha van Beek [CDU/CSU])

Ein Grundpfeiler der GAP seit 2023 sind die Öko-Re-
gelungen, die eben für diese einkommenswirksame Ho-
norierung ökologischer Leistungen sorgen sollen. Mit 
sieben Regelungen sind wir gestartet. Von der Anlage 
nichtproduktiver Flächen, also den Brachen, über die Re-
duktion des Pflanzenschutzmitteleinsatzes, den Anbau 
vielfältiger Kulturen, extensive Bewirtschaftungsweisen 
bis hin zu Agroforstsystemen. Am Anfang standen die 
Öko-Regelungen aber in der Kritik, weil zwei Bereiche 
nicht mitgedacht worden sind. Das wurde mit den neuen 
Vorschlägen korrigiert. Zum einen betrifft es Grünland-
betriebe mit Milchkühen, denn die Weidetierhaltung leis-
tet einen entscheidenden Beitrag zur Biodiversität, zum 
Tierwohl und auch zu geschlossenen Nährstoffkreisläu-
fen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Bernd 
Schattner [AfD]: Das ist aber ein dynamischer 
Beifall!)

Eine weitere Öko-Regelung dient der Schaffung von 
Biotopverbünden. Hier geht es um die innerbetriebliche 
Verteilung von landwirtschaftlichen Flächen, die zur Ver-
besserung der Biodiversität bereitgestellt werden. Das ist 
also der aktuelle Stand.

Uns als SPD ist es wichtig, dass diese neuen Öko-Re-
gelungen und die gesamte GAP mit anderen Politikberei-
chen auch gemeinsam gedacht werden. Ein Beispiel. Die 
EU-Verordnung zur Wiederherstellung der Natur soll bis 
2026 mit konkreten Maßnahmen hinterlegt werden, und 
das eben kongruent zur GAP.

Es geht dabei um die Grundsatzentscheidung zwischen 
Ordnungspolitik und kooperativer Umsetzung. Die Zu-
kunftskommission Landwirtschaft, in der ja alle gesell-
schaftlichen Akteure des ländlichen Raums vertreten wa-
ren, hat sich jedenfalls eindeutig für Modelle der 
Kooperation zwischen Naturschutz und Landwirtschaft 
ausgesprochen. Die Umsetzung der EU-Verordnung zur 
Wiederherstellung der Natur soll mit den Landwirten 
gemeinsam implementiert werden; denn sie sind die 
Landnutzer.

Wie sieht es konkret in der Umsetzung aus? Es gibt 
viele gute Ansätze, aber es ist bisher noch eine lose 
Schüttung. Wir erproben gerade in Deutschland das nie-
derländische Modell; auch bei mir in Sachsen-Anhalt gibt 
es das Projekt MoNaKo, Modellhafte Erprobung von 
Naturschutzkooperativen. Und das ist der Weg, den wir 
gehen müssen: weg vom Ordnungsrecht hin zu Koope-
rativen,

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU – Karl Bär [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Deshalb verschieben Sie die Ein-
führung der Weideprämie!)

um Akzeptanz und Vertrauen zu schaffen. Das habe ich 
schon im Januar hier gefordert, und jetzt haben wir im 
Koalitionsvertrag verankert, diese Kooperationsmodelle 
flächendeckend einzuführen und das praktisch mit den 
jeweiligen Ländermaßnahmen auch wirklich gut ab-
zustimmen.

Uns allen ist doch klar: Wir stehen vor großen Heraus-
forderungen. Der Klimawandel macht sich in diesem 
Frühjahr schon wieder mit extremer Dürre bemerkbar. 
Auch Windräder und Solarpaneele brauchen Platz und 
konkurrieren mit unseren Landwirten um die Fläche. 
Deswegen müssen wir unsere Förderinstrumente anpas-
sen: durch Diversifizierung, Etablierung regionaler 
Kreisläufe und auch angepasstes Wassermanagement, 
um die Resilienz der Betriebe zu erhöhen.

Allerdings sind diese beiden neuen Öko-Regelungen 
auf viel Kritik gestoßen: zu bürokratisch und auch nicht 
administrierbar. Auch der Bundesrat hat sich bisher bei 
diesem Thema nicht einigen können, da die Länder ihre 
schon bestehenden Programme ändern müssten.

Wie eingangs betont, brauchen wir aber tragfähige 
Kompromisse mit unseren Landwirtinnen und Landwir-
ten. Mit dem heutigen Gesetzentwurf verschieben wir die 
Einführung der Öko-Regelungen um ein Jahr, und ich bin 
sehr zuversichtlich, dass wir diese Zeit nutzen werden, 
um mit allen Beteiligten einen guten Kompromiss aus-
zuarbeiten.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Ich darf für Bündnis 90/Die Grünen Frau Dr. Ophelia 

Nick aufrufen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Dr. Ophelia Nick (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Kühe gehören auf die Weide. Basta! – 
Das hat mir mal eine Milchbäuerin gesagt, und sie hat 
damit zu 100 Prozent Recht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Kühe gehören auf die Weide; denn genau dort können 
sie ihre natürlichen Bedürfnisse ausleben: Bewegung, 
frische Luft, Gras unter ihren Klauen. Und nicht nur 
das. Kühe auf der Weide bedeuten Biodiversität, Klima-
schutz und Erholungsräume. Grünland und Weidehaltung 
zu erhalten, das ist unsere Verantwortung.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Marcel Bauer [Die Linke])

Und das sollten doch auch eigentlich keine News für 
Sie sein, liebe Kolleginnen und Kollegen von der Union. 
Und dennoch scheinen Ihnen Tierschutz, Biodiversität 
und eben auch die Unterstützung von weidehaltenden 
Betrieben einfach egal zu sein.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Dr. Oliver Vogt [CDU/CSU]: Das ist es nicht!)

Dabei ist Milch einer der bedeutendsten Wirtschaftszwei-
ge, und einen Mehrwert – Kühe auf der Weide – sollten 
wir doch auch unterstützen.

(Karl Bär [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Jetzt geht’s endlich ums Thema!)

Wenn wir durch den Supermarkt gehen, sehen wir die 
ganzen Kühlregale voll mit Milchprodukten: Hartkäse, 
Frischkäse, Erdbeerjoghurt. Ja, und das alles verdanken 
wir einem Tier, der Kuh.

(Bernd Schattner [AfD]: Und die Hafermilch 
aus Getreide!)

Und das sollte uns doch etwas wert sein.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Trotzdem reden wir viel zu selten über die Bedingun-
gen, unter denen Kühe gehalten werden. Kühen geht es 
besser, wenn sie draußen auf der Weide sind. Und Wei-
dehaltung ist keine romantische Vorstellung. Es bedeutet 
Mehraufwand. Und dahinter stecken harte Arbeit, Ver-
antwortung, Fürsorge – 365 Tage im Jahr, an Weihnach-
ten, an Ostern, auch am Sonntagmorgen. Und das muss 
sich lohnen: für den Menschen, für die Umwelt und eben 
auch für die Tiere.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Deshalb ist es so wichtig und übrigens auch längst 

überfällig, eine bundesweite Weideprämie einzuführen.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der Linken)
Und ja, viele Bundesländer – übrigens auch die unions-
regierten – gehen da schon mit gutem Beispiel voran. Es 
kann aber doch nicht sein, dass es vom Ort abhängt, ob 
ein Betrieb für artgerechte Haltung unterstützt wird. För-
derung sollte für jeden Betrieb sein, und für jede Kuh, 
egal wo sie in Deutschland weidet, sollte diese Förderung 
ermöglicht werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Wir wollen eine einheitliche, unbürokratische und aus-

kömmliche Weideprämie für ganz Deutschland. Im Ge-
setz haben wir das fürs nächste Jahr, ab 2026, verankert. 
Und diese Regierung will jetzt einfach diese Prämien 
nach hinten verschieben.

(Niklas Wagener [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Unglaublich!)

Dabei ist es doch gerade die Union, die immerzu von 
Anreizen spricht. Anreize für Umwelt und Klimaschutz – 
das sagen Sie und auch Ihr Landwirtschaftsminister im-
mer. Aber Sie haben es wohl noch nicht verstanden: Die 
Öko-Regelungen sind doch diese Anreize.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken – Johannes 
Steiniger [CDU/CSU]: Warum sind denn die 
Bundesländer dagegen, wenn das alles so toll 
ist?)

Sie fordern also Anreize und machen genau das Ge-
genteil. Sie treten die Unterstützung für Landwirtinnen 
und Landwirte mit Füßen.

(Johannes Steiniger [CDU/CSU]: Gut, dass Sie 
keine Verantwortung haben!)

Zusätzlich schaffen Sie, die schwarz-rote Regierung, mit 
Ihrer Aufschieberitis nämlich nun Planungsunsicherheit 
für Milchbäuerinnen und Milchbauern.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Ina Latendorf [Die Linke]: Richtig! Genau!)

Das ist nicht nur für die Landwirtinnen und Landwirte 
enttäuschend, sondern eben auch für den Tierschutz und 
für den Erhalt von Grünland.

Und was bieten Sie den Landwirtinnen und Landwir-
ten stattdessen an? Wie wollen wir denn eigentlich das 
Ambitionsniveau der Gemeinsamen Agrarpolitik halten, 
wenn Mindeststandards aktuell massiv abgesenkt wer-
den? Und da hören wir eben nichts – Leere, einfach gar 
nichts!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Marcel Bauer [Die Linke])

Bürokratieabbau sieht anders aus. Er setzt da an, wo es 
wirklich schmerzt, zum Beispiel bei der elendig großen 
Doppeldokumentation. Und was macht die Union? Ab-
bau von Umweltstandards, Abbau von Tierschutzstan-
dards, Abbau von Klimastandards zulasten aller! Ich er-
warte von Ihnen, dass Sie Landwirtinnen und Landwirten 
eine Perspektive, Planungssicherheit und Verlässlichkeit 
bieten. Machen Sie endlich Politik für heute, für morgen, 
für die nächsten Generationen, statt in Maßnahmen von 
vorgestern versunken zu bleiben!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Marcel Bauer [Die Linke])

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Ich darf für die Fraktion Die Linke den Abgeordneten 

Marcel Bauer aufrufen.
(Beifall bei der Linken – Johannes Steiniger 
[CDU/CSU]: Er hat seine Mütze vergessen!)
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Marcel Bauer (Die Linke):
Verehrter Herr Präsident! Verehrte Zuhörer/-innen!

(Zurufe von der AfD: Und „außen“!)
Wir als Linke haben die Direktzahlungen der Gemein-
samen Agrarpolitik – 80 Prozent Flächenprämie und 
nur 20 Prozent für die Öko-Regelungen – immer wieder 
kritisiert, weil dadurch nahezu keine Lenkung der land-
wirtschaftlichen Entwicklung erfolgt, weil die Förderung 
viel zu wenig auf den Erhalt kleiner Betriebe zugeschnit-
ten wird und weil am Ende diejenigen am meisten profi-
tieren, die eh schon am meisten haben.

Wir fordern stattdessen eine starke soziale Absiche-
rung und ökologische Ausrichtung der landwirtschaftli-
chen Arbeit. Wir fordern für ganz Europa eine Demokra-
tisierung der bäuerlichen Wirtschaft und einen Schutz der 
Landwirtinnen und Landwirte, der Forstwirte und der 
Fischerei vor immer mehr Preisdruck, vor Kostenexplo-
sion und Bürokratie.

(Beifall bei der Linken – Stefan Schröder 
[AfD]: Ihr wollt sozialistische Planwirtschaft! 
Das wollt ihr!)

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf soll jetzt die Ein-
führung zweier Förderleistungen um zwölf Monate ver-
schoben werden – die Weideprämie für Milchkühe und 
die Förderung einer besseren Verteilung von Ökoflächen; 
es wurde gerade von der Kollegin von den Grünen aus-
geführt. Warum sollten diese Förderungen eigentlich 
kommen? Diese sollten den Wegfall der verpflichtenden 
Brachflächen ökologisch ausgleichen.

Die Brachflächen sind nämlich unverzichtbar als Le-
bensräume und Nahrungsquellen für Insekten. In den 
letzten 30 Jahren hat die Biomasse der Insekten schon 
um 75 Prozent abgenommen.

(Bernd Schattner [AfD]: Könnte an den 
Windrädern liegen!)

Wo früher noch vier Schmetterlinge, vier Wildbienen, 
vier Libellen flogen, gibt es heute nur noch jeweils eine 
einzige. Die Krise der Biodiversität ist so real wie die 
Klimakrise, und wir sind verpflichtet, zu handeln.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Christian Reck [AfD]: Vor allem auf PV-Flä-
chen! – Stephan Protschka [AfD]: Auf Wind-
rädern, dort leben sie gut, die Insekten!)

Dass die Parteien der Regierungskoalition jetzt, nach-
dem sie letztes Jahr die Streichung der Pflichtbrachen auf 
EU-Ebene mitgetragen haben, den dafür versprochenen 
ökologischen Ausgleich wieder auf die lange Bank schie-
ben wollen, ist politisch verantwortungslos und das völlig 
falsche Signal an die Zivilgesellschaft und auch an die 
Landwirtinnen und Landwirte. Dadurch schaffen Sie 
keine Sicherheit.

(Beifall bei der Linken sowie des Abg. Karl 
Bär [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Dieser Gesetzentwurf spricht Bände über den rück-
wärtsgewandten Koalitionsvertrag. Sie lösen ökologische 
Standards auf und haben kein tragfähiges Konzept dafür, 
wie Sie die natürlichen Lebensgrundlagen unserer Ge-

sellschaft in der Fläche sichern wollen. Diese Regierung 
sät mit sogenannter Praxistauglichkeit; aber sie erntet 
eine Landwirtschaft, die weder den Menschen dient 
noch der Natur. Diese katastrophale Politik hat keine 
Zukunft.

Solange Sie diese Aufgabe nicht ernst nehmen, wird 
Die Linke an der Seite der Landwirtinnen und Landwirte 
gemeinsam mit den Umweltbewegungen und den Um-
weltverbänden kämpfen:

(Zuruf des Abg. Raimond Scheirich [AfD])
für eine bessere Zukunft, für Ernährungssouveränität und 
für eine lebendige Landwirtschaft, die Leben schafft und 
nicht zerstört.

(Beifall bei der Linken – Stefan Schröder 
[AfD]: Eure Landwirtschaft und euren Um-
weltschutz haben wir in Bitterfeld gesehen!)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Ich darf für die CDU/CSU-Fraktion den Abgeordneten 

Artur Auernhammer aufrufen.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Artur Auernhammer (CDU/CSU):
Verehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten Kolle-

ginnen und Kollegen! Meine Damen und Herren! Die 
Europäische Union ist eines der größten Friedensprojekte 
unserer Zeit. Und die wichtigste Säule für das Zusam-
menwachsen Europas ist die Gemeinsame Agrarpolitik.

(Johannes Steiniger [CDU/CSU]: Stimmt!)
Dazu haben unsere Bauernfamilien einen großen Beitrag 
geleistet.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des Abg. Niklas Wagener 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Wir haben immer die Diskussion um die europäische 
Agrarförderung geführt. Und wir stehen zu einer einkom-
menswirksamen Agrarförderung durch die Europäische 
Union. Im Gegensatz dazu gibt es hier im Hause welche, 
die der Meinung sind, wir sollten aus der Europäischen 
Union aussteigen. Wie Sie diese Zahlungen kompensie-
ren wollen, habe ich bis heute nicht gehört.

(Beifall des Abg. Niklas Wagener [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Meine sehr verehrten Damen und Herren, auch die 
Agrarministerkonferenz hat sich bereits zu diesen zwei 
Öko-Regelungen im Rahmen der GAP positioniert. Und 
wir sollten insgesamt mit der Agrarministerkonferenz, 
mit den Bundesländern hier gemeinsam arbeiten.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Weil gerade das Thema Weidetierhaltung angespro-
chen wurde: Derzeit haben wir eine sehr intensive Dis-
kussion, gerade bei den Biomilcherzeugern, die vor der 
Weidepflicht stehen. Hier ist die Gefahr, dass wir sehr, 
sehr große Anteile an der Biomilch verlieren. Also, wir 
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haben aktuell eigentlich andere Aufgaben zu erledigen, 
als eine Diskussion um diese zwei Öko-Regelungen zu 
führen.

Wenn wir uns diese Öko-Regelungen für die Weide-
tierhaltung anschauen, stellen wir fest: Wir reden von 
70 Euro pro Großvieheinheit – 70 Euro! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren, als Weidetierhalter habe ich 
mehr Sorge, dass der Wolf die Weidetiere entnimmt, statt 
dass ich diese 70 Euro bekomme. Also sollten wir doch in 
erster Linie das Thema Wolf angehen, um die Weidetier-
halter zu unterstützen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ich fordere deshalb die Bundesregierung dazu auf, dass 
sie endlich den günstigen Erhaltungszustand des Wolfes 
in Deutschland nach Brüssel meldet. Denn nur so können 
wir das Thema Wolf im Jagdrecht entsprechend regeln.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir haben 
viele engagierte Bundesländer, die mit den Instrumenten 
der zweiten Säule durch die Europäische Union unsere 
Weidetierhalter und auch sehr viele Umweltmaßnahmen 
unterstützen. Es darf nicht sein, dass wir diese Zweite- 
Säule-Programme mit diesen zwei neuen Öko-Regelun-
gen außer Kraft setzen. Deshalb auch noch mal meine 
Bitte: Verschieben und neu darüber nachdenken!

Meine Damen und Herren, unsere Bauernfamilien leis-
ten einen sehr großen Beitrag nicht nur für unsere Kultur-
landschaft, sondern auch für unseren gesellschaftlichen 
Zusammenhalt. Deshalb muss es nach wie vor das wich-
tigste Ziel dieser Direktzahlungen sein, dass sie einkom-
menswirksam sind und nicht irgendwelche ökologischen 
Spielwiesen bedienen. Wir müssen in erster Linie den 
Fokus darauf haben: Welches Einkommen erzielen un-
sere Bauernfamilien? Das sollte die Grundlage für die 
anstehende Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik sein. 
Hier müssen, wie gesagt, die Bauernfamilien im Vor-
dergrund stehen und nicht irgendwelche ideologischen 
Spielwiesen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, jetzt heißt es, 
Zeit zu gewinnen; jetzt heißt es, zu überdenken, wie wir 
hier weiterarbeiten wollen, und vor allem, was wichtig 
ist. Bei jeder Agrarreform, die wir in den letzten Jahren 
hatten, war jedes Mal die Umsetzung in den Behörden 
und bei den Betrieben eine große Herausforderung. Es 
gab ein Durcheinander bei der Antragstellung und in 
den Behörden, die nicht wussten, welche Verordnung 
jetzt eigentlich greift. Wir brauchen hier Planungssicher-
heit, nicht nur für unsere Bauernfamilien, sondern auch 
für die Behörden, für die Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter, die damit beschäftigt sind, zum Beispiel auf den Äm-
tern für Landwirtschaft. Deshalb: Lieber jetzt erst einmal 
verschieben, aber dann vernünftig machen!

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Ich darf als letzten Wortbeitrag in dieser Aussprache 

für die AfD-Fraktion Herrn Bernd Schattner aufrufen.
(Beifall bei der AfD)

Bernd Schattner (AfD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Heute ste-

hen erneut zwei sogenannte Öko-Regelungen zur Debat-
te: die Weideprämie für Milchkühe und eine Maßnahme 
zur Biodiversität im Ackerbau, beide beschlossen und 
jetzt schon wieder infrage gestellt. Und warum? Weil 
die SPD interne Streitigkeiten mal wieder nicht geregelt 
bekommt. Erst wollte Minister Backhaus aus Mecklen-
burg-Vorpommern die Regelungen ganz stoppen, nun soll 
die Frist auf einmal um ein Jahr verschoben werden, und 
zwar aus organisatorischen Gründen. Das ist, ehrlich ge-
sagt, ein Offenbarungseid. Man sieht, wie hier gearbeitet 
wird.

(Beifall bei der AfD)
Aber zur Sache. Die Weideprämie in Höhe von 70 Euro 

je Großvieheinheit mag auf dem Papier gut aussehen, in 
der Realität aber bedeutet Weidehaltung für Milchkühe 
oft einen Produktionsrückgang von bis zu 3 000 Litern 
Milch jährlich pro Tier. Der Arbeitsaufwand steigt deut-
lich, der ökonomische Nutzen tendiert gegen null. Kein 
Landwirt wird sich für diese Maßnahme entscheiden, 
außer unter Zwang oder aus Idealismus. Wirtschaftlich 
ist das ein Minusgeschäft; wie so oft bei ideologisch 
motivierten Gesetzgebungen, wie wir sie hier mittler-
weile regelmäßig sehen.

Auch die zweite Öko-Regelung – Biodiversität im 
Ackerbau – ist realitätsfern. 750 Euro pro Hektar klingen 
gut, aber nur bei schlechten Böden. An guten Standorten 
macht kein Landwirt seinen Acker zur Distelwiese, nur 
um Fördergelder zu kassieren. Unser Ziel in Deutschland 
muss doch Höchstertrag sein, nicht Artenromantik auf 
Kosten der Ernährungssicherheit.

(Beifall bei der AfD)
Beide Maßnahmen bedeuten zusammengenommen 

mehr Bürokratie, mehr Kontrolle und wie so oft weniger 
Freiheit für unsere Bauern. Stattdessen brauchen wir end-
lich Planungssicherheit und eine Rückkehr zur Unterstüt-
zung über die erste Säule zur Einkommenssicherung.

Während man über neue Öko-Regelungen sinniert, hat 
man den Landwirten in den Jahren 2024 und 2025 mal 
eben 500 Millionen Euro durch die Streichung der 
Agrardieselrückvergütung schlicht gestohlen. Gleichzei-
tig schickt man wieder einmal 5 Milliarden Euro in die 
Ukraine, ein Fass ohne Boden, und lässt ukrainisches 
Billiggetreide weiterhin ungebremst auf unseren Markt, 
500 000 Tonnen allein dieses Jahr – das sind 10 Prozent 
der Gesamtimporte –, und die drücken massiv die Preise 
unserer Landwirte. Das führt zu realen Einkommensver-
lusten.

(Beifall bei der AfD)
Jetzt wird noch darüber nachgedacht, den Import rus-

sischen Düngers zu sanktionieren, ein Produkt, auf das 
unsere Landwirtschaft dringend angewiesen ist. Auch 
das wird wieder die Preise verteuern, sowohl für unsere 
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Landwirte als auch für alle Verbraucher hier in Deutsch-
land. Diese Doppelmoral schadet direkt unseren Bauern 
und untergräbt unsere Versorgungssicherheit.

Wir fordern deshalb die sofortige Rücknahme dieser 
Öko-Regelungen, und zwar endgültig, eine vollständige 
Rückerstattung der Agrardieselrückvergütung, und zwar 
rückwirkend für 2024 und 2025 – so wie es die CDU in 
ihrem Wahlprogramm angekündigt hat –, und endlich 
eine vernünftige Zollpolitik zum Wohle deutscher 
Bauern, nicht zu deren Schaden. Ein echter Politikwech-
sel in der Landwirtschaft geht nur mit der AfD.

Und ein letzter Satz. Herr Bauer, wie man als Sozialist 
über Demokratieprinzipien sprechen kann, kann ich über-
haupt nicht verstehen. Ich kann auch nicht verstehen, wie 
Sie als ehemalige Nachfolger der SED zu demokrati-
schen Werten stehen wollen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Damit schließe ich die Aussprache.
Interfraktionell wird die Überweisung des Gesetzent-

wurfs auf Drucksache 21/328 an die in der Tagesordnung 
aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es weitere 
Überweisungsvorschläge? – Das kann ich nicht erken-
nen. Dann verfahren wir wie vorgeschlagen.

Ich rufe auf den Zusatzpunkt 11: 

Erste Beratung des von den Abgeordneten Tobias 
Matthias Peterka, Stephan Brandner, Ulrich von 
Zons, weiteren Abgeordneten und der Fraktion 
der AfD eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur besseren Bekämpfung der Kriminalität 
von Kindern, Jugendlichen und Heranwach-
senden 

Drucksache 21/333
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz (f) 
Innenausschuss 
Ausschuss für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 30 Minuten 
vereinbart.

Ich eröffne die Aussprache und darf für die AfD-Frak-
tion dem Abgeordneten Tobias Matthias Peterka das Wort 
erteilen.

(Beifall bei der AfD)

Tobias Matthias Peterka (AfD):
Herr Präsident! Liebe Bürger! Kinder und Jugendliche 

befinden sich in einem Lebensabschnitt, der allgemein als 
Heranreifen bezeichnet wird. Man sei noch nicht im Voll-
besitz der Erkenntnisfähigkeit, habe wenig Erfahrung, 
wolle und müsse sich noch ausprobieren dürfen, und 
das ist insoweit auch korrekt. Das Ausprobieren und der 
Fokus auf Nachsicht stoßen im Strafrecht jedoch irgend-
wann an eine Grenze; das dürfte sogar hier jedem so 
halbwegs einleuchten. Aber Sie können es nicht lassen 
und wollen auch hier in alter No-Border-Gewohnheit 

diese Grenzsetzung möglichst aufweichen, aussitzen, 
zerreden und niemals nicht irgendwie schärfer definieren. 
Man könnte ja fast ein abgesprochenes Zusammenwirken 
über Parteigrenzen hinweg zulasten Dritter hier ver-
muten.

(Dr. Till Steffen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist einfach nur wirr! Sie haben 
sich verlaufen!)

Da aber niemand Kartelle mag, gab es leichte Vorstöße 
hin zur politischen Marktwirtschaft. Neu im Angebot war 
Klare-Kante-Linnemann von der Union, stark in der 
Grundnote, unauffällig im Abgang, Achtung: Kurze Halt-
barkeit!

(Dr. Till Steffen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Nicht jede Rede, die ChatGPT schreibt, 
ist gut!)

Herr Linnemann forderte bekanntlich noch im Februar 
die Herabsetzung der Strafmündigkeit auf 12 Jahre. 
Meine Damen und Herren, liebe Bürger, betäuben Sie 
sich nicht mit solchen durchschaubaren Sonderange-
boten! Gegen die überhandnehmende Kriminalität Ju-
gendlicher in diesem Land gibt es nur ein effektives Mit-
tel, und das ist blau, garantiert frei von jeder politischen 
Preisabsprache und an jeder Wahlurne erhältlich.

(Beifall bei der AfD)
Denn der gute Klare-Kante-Linnemann wurde zurück-
gepfiffen von der SPD-Justizministerin Hubig. Alles 
soll so bleiben, wie es ist.

Das Problem: Dieses Land ist nicht mehr, wie es ein-
mal war. 2024 wurden über 450 000 Jugendliche bei der 
Polizei als Tatverdächtige geführt, darunter Zehntau-
sende Kinder, allein 14 000 einfache Gewalttäter, 35 000 
bei noch schlimmeren Rohheitsdelikten und Freiheits-
beraubung. Und das ist auch nur das Hellfeld. Hier kein 
Dunkelfeld von einem mehrfachen Umfang anzuneh-
men – das wäre Ihre Hauptbetätigung –, das wäre naiv.

Also wird beschwichtigt und ganz plötzlich die sonst 
verpönte Erziehungspflicht der Eltern heraufbeschworen. 
Aber auch die Eltern sind nicht mehr das, was sie einmal 
waren. Und damit meine ich nicht die Alleinerziehende, 
die wegen drei Jobs gar nicht mehr weiß, wann sie allein 
erziehen soll. Nein, es muss einfach gesprochen werden 
von Eltern, die ihr Kind nicht mit den Werten und Regeln 
in diesem Land vertraut machen, weil sie diese selbst 
kaum kennen oder sie sogar offen verachten.

(Beifall bei der AfD)
Und nein, das steckt natürlich nicht hinter allen Fällen. 

Aber wir sind verpflichtet, die allgemeine Kausalkette 
offen zu benennen, wie sie ist. Bullerbü an unseren Schu-
len und Spielplätzen ist untergegangen, entsprechend ist 
auch Abschied zu nehmen von der großzügigen Strafbar-
keitsschwelle bei 14 Lebensjahren.

(Beifall bei der AfD)
Wer andere Menschen zusammenschlägt, vor Züge 

stößt, absticht oder beraubt, erkennt auch mit 12, das 
dies nicht richtig sein kann, sei es innerhalb seiner 
eigenen Parallelgesellschaft, gegenüber einer anderen ge-
rade als Gegner identifizierten Minderheit oder gegen-
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über dem Opfer, das aufgrund seiner naiven Wehrlosig-
keit immer geht: dem Kartoffeldeutschen. Hören Sie um 
Gottes willen endlich auf, zu verdrängen und mit Teil-
symptomen abzulenken!

Der vorliegende Gesetzentwurf geht die ersten not-
wendigen Schritte: Strafmündigkeit runter auf 12, wie 
es auch seit Jahren verzweifelt die Deutsche Polizei-
gewerkschaft fordert. Und sparen Sie sich nachher gege-
benenfalls billige historische Effekthascherei. Wir ziehen 
nur gleich mit den heutigen Niederlanden oder Irland, 
während man in Großbritannien ab 10 strafmündig ist 
und es in Griechenland sogar ab 8 sein kann. Und wir 
halten fest: Es geht nur um die Anwendung des Jugend-
strafrechts; nicht, dass das nachher wieder unter den 
Tisch fällt.

Weiter muss aber auch das Jugendstrafrecht sinnvoll 
beschränkt werden. Ab dem 19. Lebensjahr hat Erwach-
senenstrafrecht zu gelten. Eine Berücksichtigung bei all-
gemeinen Strafmaßerwägungen bleibt ja möglich. Ent-
scheidend ist aber: Wer alt genug ist, Mitglieder dieses 
Hohen Hauses zu wählen und ihm sogar anzugehören, 
der kann auch für seine Straftaten in vollem Umfang 
geradestehen.

(Beifall bei der AfD)

Wer bei zweistelligen Wachstumsraten bei der Kinder- 
und Jugendkriminalität die Augen verschließt, der kann 
auf jeden Fall nicht auf unser Verständnis zählen. Es ist 
nicht mehr in Ordnung, hier auf sozialarbeiterische 
Selbstregulierung in den oft dysfunktional oder in offener 
Staatsablehnung lebenden Familien zu verweisen.

Vielleicht liegt zur Ausschussberatung bereits die von 
Frau Hubig versprochene Kindergewalt-Analyse vor – 
schreckliches Wort. Ich bin mal gespannt, wie die dann 
zerredet wird. Es heißt jetzt, die Organisierte Kriminalität 
ist an allem schuld. Na ja, mit der haben wir auch noch 
ein Hühnchen zu rupfen; auch das sprechen nur wir offen 
an. Jedenfalls geht es so in unseren Schulen, auf unseren 
Spielplätzen nicht mehr weiter.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die CDU/CSU-Fraktion darf ich den Abgeordneten 

Axel Müller aufrufen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Axel Müller (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Kolleginnen und 

Kollegen! Der seitens der AfD-Fraktion eingebrachte Ge-
setzentwurf ist im Grunde eine Dublette eines nahezu 
gleichlautenden Entwurfs der AfD aus der letzten Legis-
laturperiode – Drucksache 20/6194 –, der allerdings er-
folglos war.

(Stephan Brandner [AfD]: Ja, was gut ist, muss 
ja wohl bleiben, oder nicht? Was ist daran 
schlimm?)

Es ist unstreitig, dass die Zahl der durch Jugendliche 
und Kinder verübten Gewaltstraftaten im Jahr 2024 den 
höchsten Stand seit 2011 erreicht hat, während die Ju-
gendkriminalität in anderen Deliktsbereichen jedoch zu-
rückgegangen ist. Es darf daher nicht der Eindruck er-
weckt werden, dass die Jugend heute schlechter wäre 
als früher. Viele junge Menschen engagieren sich ehren-
amtlich bei der Feuerwehr, in Hilfsorganisationen oder 
zahlreichen Vereinen. Sie leisten einen wichtigen Beitrag 
für unsere Gesellschaft. Sie sind unsere Zukunft.

(Stephan Brandner [AfD]: Reden Sie doch zum 
Thema!)

Die Zunahme der Gewaltkriminalität bei Kindern und 
Jugendlichen ist auch kein auf diese Altersgruppe be-
schränktes Phänomen, sondern ein gesamtgesellschaftli-
ches; denn die Gewaltkriminalität hat in allen Altersgrup-
pen deutlich zugenommen und den höchsten Stand seit 
2007 erreicht.

(Stephan Brandner [AfD]: Ja, alle anderen sind 
auch strafmündig!)

Die Erklärung ist multikausal:
(Fabian Jacobi [AfD]: CDU-Regierung!)

Wirtschaftliche Unsicherheit, soziale Belastungen, ei-
gene Gewalterfahrungen und gescheiterte Integration 
sind nur einige Gründe. Schon diese kurze Aufzählung 
zeigt, dass das ein vielschichtiges Thema ist und dass es, 
wie so oft im Leben, auf komplexe Fragen keine simplen 
Antworten gibt. Genau das suggeriert jedoch die AfD mit 
ihrem Gesetzentwurf. Mit den Ursachen dieser Gewalt-
kriminalität befasst sie sich nicht.

Davon losgelöst reduziert sich der Lösungsvorschlag 
auf drei Punkte: Erstens. Absenkung der Strafmündig- 
keit von 14 auf 12 Jahre. Zweitens. Ab 18 Jahren aus-
schließlich Erwachsenenstrafrecht – es soll keine Option 
mehr für das Gericht geben, in der Altersspanne zwischen 
18 und 21 Jahren bei den Heranwachsenden entsprechend 
dem Entwicklungszustand eine angemessene Jugend- 
oder Erwachsenenstrafrechtssanktion zu finden. Drittens. 
Befugnisse der Staatsanwaltschaften bei der Unterbrin-
gung Minderjähriger sollen erweitert werden.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, manchmal hilft auch 
berufliche Erfahrung, um sich einem Thema fachlich zu 
nähern. Vor meinem Eintritt in den Deutschen Bundes- 
tag war ich 25 Jahre lang Mitglied der baden-württem-
bergischen Justiz. Ich war 15 Jahre lang Mitglied einer 
Jugendstrafkammer, Vorsitzender eines Jugendschöffen-
gerichts und Jugendrichter. Ich habe alle Facetten von 
Jugendkriminalität kennengelernt: vom Fahren mit einem 
frisierten Motorroller bis zum Mord, den ein 14-Jähriger 
begangen hat.

Ich kann Ihnen versichern, dass es einen himmelweiten 
Unterschied macht, ob man Anträge mit martialischen 
Inhalten in die Tasten des Computers hämmert oder ob 
man einen 14-Jährigen, der vor einem sitzt, für zehn Jahre 
ins Gefängnis schickt und ihm dadurch die gesamte Zeit 
des Erwachsenwerdens in Freiheit nimmt.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)
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Leitgedanke im Jugendstrafrecht ist stets der Erzie-
hungsgedanke. Maßgeblich für die möglichst individuel-
le, passgenaue Sanktion gegen den Jugendlichen oder 
Heranwachsenden ist, welches Maß an erzieherischem 
Defizit in der Tat – –

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Kollege Müller, gestatten Sie eine Zwischenfrage 

des Abgeordneten Brandner?

Axel Müller (CDU/CSU):
Ja.

Stephan Brandner (AfD):
Vielen Dank, Herr Müller. – Sie zerreden jetzt unseren 

Gesetzentwurf. Ich habe mal ein bisschen im „Spiegel“ 
nachgeforscht.

(Dr. Till Steffen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Dem glauben Sie doch sonst auch nicht! 
Das ist ja was ganz Neues!)

Am 04.02.2025 zitiert der „Spiegel“ Ihren Generalsekre-
tär, Herrn Linnemann – ich lese mal vor, was zitiert 
wird –:

„Wenn jede Woche oder jeden Monat was passiert 
im Bereich der 13-Jährigen, dann müssen wir doch 
reagieren. Die Schweiz hat es auch gesenkt. Ich bin 
klar für zwölf Jahre.“

(Dr. Till Steffen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ich glaube, das müssen Sie noch mal 
bei „NIUS“ nachprüfen, ob das wirklich so 
war!)

Zitat Ende. Das sagte Ihr Generalsekretär Linnemann vor 
acht Wochen.

Wie bringen Sie das in Einklang mit Ihrer Rede?

Axel Müller (CDU/CSU):
Ich bin noch gar nicht an dem Punkt, den Sie angespro-

chen haben; aber ich komme noch dazu, Herr Brandner.
(Beifall und Heiterkeit bei Abgeordneten der 

CDU/CSU)
Vielleicht hören Sie mir einfach zu. Es ist ohnehin eines 
Ihrer größten Mankos, dass Sie niemandem zuhören kön-
nen – bei keiner Rede, egal wer spricht.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abge-
ordneten der Linken – Stephan Brandner 
[AfD]: Das ist Quatsch!)

Sie rufen permanent dazwischen. Aber ich komme noch 
auf den Punkt zu sprechen.

(Stephan Brandner [AfD]: Ich bin gespannt!)
Ich habe schon gesagt: Leitgedanke ist der Erziehungs-

gedanke, und maßgeblich ist die möglichst passgenaue 
Sanktion. Und das erzieherische Defizit, das in einer 
Tat zum Ausdruck gekommen ist, muss in entsprechen-
dem Umfang mit Sanktionen ausgeglichen werden. Dafür 
hat der Gesetzgeber dem Jugendrichter einen großen In-

strumentenkasten zur Hand gegeben: Auflagen, Weisun-
gen, Freizeit-, Dauerarrest, Jugendstrafe mit und ohne 
Bewährung oder Vorbewährung usw.

Ein erheblicher Teil der strafrechtlichen Hauptver-
handlung entfällt bei Jugendstrafverfahren auf die Sank-
tionsfindung.

(Zuruf des Abg. Fabian Jacobi [AfD])
Oftmals ist der Sachverhalt einfach gelagert, und man 
bespricht sich – Richter, Jugendgerichtshilfe – über die 
angemessene passgenaue Sanktion, sozusagen wie die 
Erziehungsberechtigten.

(Fabian Jacobi [AfD]: Das ist doch genau der 
Punkt!)

Jetzt gilt im Strafrecht der Grundsatz: keine Strafe ohne 
Schuld. Schuldfähigkeit setzt nämlich Einsichtsfähig-
keit – die Fähigkeit, die Unrechtmäßigkeit des eigenen 
Handelns einzusehen und sich entsprechend dieser Ein-
sicht zu steuern – voraus. Seit über hundert Jahren besteht 
in unserem Recht die Vermutung, dass diese Vorausset-
zungen gegeben sind, wenn das 14. Lebensjahr erreicht 
ist.

Richtig ist, dass andere Länder diese Grenze weiter 
unten festgelegt haben. Wie auch Herr Linnemann fest-
gestellt hat: In der Schweiz beginnt die Strafmündigkeit 
sogar ab einem Alter von 10 Jahren; allerdings kann man 
eine Inhaftierung erst ab dem 15. Lebensjahr vornehmen. 
Also, solche Vergleiche taugen nichts.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD – Zu-
ruf des Abg. Stephan Brandner [AfD])

Wer das Alter der Strafmündigkeit ändern – insbeson-
dere herabsetzen – will, muss sich dem Thema nicht 
populistisch, sondern wissenschaftlich annähern.

(Stephan Brandner [AfD]: Wo bleibt denn jetzt 
die Antwort auf meine Frage? – Gegenruf des 
Abg. Ulrich von Zons [AfD]: Er hat keine!)

Dazu empfehle ich auch Ihnen, Herr Brandner, einen 
Aufsatz in der „Kriminalpolitischen Zeitschrift“ 4/2024. 
Dort warnen Kriminologen, Kinder- und Jugendpsychia-
ter eindringlich davor, aus der Kriminalitätsentwicklung 
Rückschlüsse auf eine Festsetzung der Strafmündigkeits-
grenze zu ziehen, um dadurch Vergeltungsbedürfnis zu 
befriedigen. Stattdessen bedarf es belastbaren empiri-
schen Wissens.

Deswegen sieht der aktuelle Koalitionsvertrag von 
CDU, CSU und SPD vor – jetzt komme ich darauf zu 
sprechen –, dass zu den Ursachen der gestiegenen Kin-
der- und Jugendgewalt eine Studie in Auftrag gegeben 
werden soll, die auch etwaigen gesetzgeberischen Hand-
lungsbedarf umfasst.

(Fabian Jacobi [AfD]: Wow! Nach Jahrzehnten 
gibt es jetzt eine Studie! Wow!)

Denn nur so lassen sich die Grundlagen für verantwor-
tungsbewusste rechtspolitische Entscheidungen finden.

(Stephan Brandner [AfD]: Aber Herr 
Linnemann hat jetzt schon gesagt, dass er die 
zwölf Jahre will! Nicht erst nach der Studie! 
Wo ist die Antwort auf meine Frage?)
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Von alledem liest man im Gesetzentwurf der AfD nichts.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Abgeordneter Müller, die Redezeit.

Axel Müller (CDU/CSU):
Dieser ist daher mangelhaft, und ein mangelhaftes 

Werk nehmen wir nicht ab.
Danke schön.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD – 
Stephan Brandner [AfD]: Wo ist die Antwort 
auf meine Frage? – Knuth Meyer-Soltau 
[AfD]: Am Thema vorbei! Ungenügend! – 
Ulrich von Zons [AfD]: Peinlich war das! 
Armselig! – Weiterer Zuruf von der AfD: 
Was für ein arroganter Auftritt!)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Ich darf für Bündnis 90/Die Grünen Frau Dr. Lena 

Gumnior aufrufen.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Lena Gumnior (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Demokra-

tinnen und Demokraten!
(Stephan Brandner [AfD]: Hallo, Frau Demo-

kratin!)
Ich habe eine gute Nachricht und auch eine schlechte – 
zuerst die schlechte. Der BKA-Präsident hat vor ein paar 
Tagen gewarnt: Die rechte Kriminalität unter Jugend-
lichen steigt massiv; sie radikalisieren sich, schließen 
sich zusammen, um schwere rechtsextreme Straftaten 
zu begehen. Und jetzt die gute: Insgesamt aber geht die 
Jugendkriminalität zurück.

(Knuth Meyer-Soltau [AfD]: Wo? – Gegenruf 
des Abg. Stephan Brandner [AfD]: Bei Canna-
bis zum Beispiel! Bei Cannabiskonsum!)

Das Niveau der Gewaltdelikte junger Menschen liegt 
auf einem deutlich niedrigeren Niveau als in den letzten 
20 oder 30 Jahren.

Hinzu kommt: Wir kennen doch die Faktoren, die dazu 
führen, dass Jugendliche Straftaten begehen.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Ja, welche denn? – 
Stephan Brandner [AfD]: Grüne Politabende!)

Wenn weniger in Jugendämter investiert wird, dann fal-
len Jugendliche durchs Raster, wenn an psychosozialer 
Arbeit und der Schulsozialarbeit gespart wird,

(Zuruf des Abg. Fabian Jacobi [AfD])
wenn junge Menschen gerade nach der belastenden Zeit 
der Coronapandemie ohne Perspektive alleingelassen 
werden – ohne Ausblick auf eine Ausbildung nach der 
Schule –,

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: …, werden sie 
kriminell!)

dann geht das ziemlich zuverlässig nach hinten los.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken – Zuruf 
des Abg. Fabian Jacobi [AfD])

Ich werde an dieser Stelle nichts zur AfD sagen – die 
ist ein Fall für Karlsruhe –; aber auch die Union lässt ja 
alle Jahre wieder keine Gelegenheit aus, um über das 
Thema Strafmündigkeit zu sprechen. Zuletzt forderte 
Carsten Linnemann eine Strafmündigkeit ab zwölf Jah-
ren.

(Stephan Brandner [AfD]: Was sagt denn der 
Herr Müller dazu? Herr Müller kennt das Zi-
tat! – Weitere Zurufe von der AfD: Hört! 
Hört!)

Aber der Fehler im System ist doch nicht, dass die Union 
strafrechtliche Daumenschrauben nicht genug anzieht. 
Sie sehen mit einem Auge anscheinend ein wenig trüb. 
Wir haben bereits ein System, das genau für solche Kin-
der und Jugendlichen gedacht ist.

(Fabian Jacobi [AfD]: Es funktioniert ja her-
vorragend!)

Es mag einige hier überraschen: Es gibt sogar ein gan-
zes Gesetzbuch dazu, das SGB VIII. Aber wenn so ein 
Hilfesystem nicht funktioniert, liegt es eben oft daran, 
dass Sie es kleinsparen und kleinhalten. Und hintenraus 
ist dann die einzige Idee, Kinder vor Gerichte zu stellen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wenn Sie glauben, man müsste Kinder und Jugend-
liche nur härter bestrafen und dadurch würde es keine 
Kriminalität mehr geben, dann sind Sie weit weg von 
Realität und Wissenschaft. Deshalb will ich heute drei 
Gedanken hierlassen für ein bisschen Realismus in dieser 
90er-Jahre-Debatte.

(Stephan Brandner [AfD]: Das sind doch schon 
alle Gedanken, die Sie haben!)

Erstens. Sie alle, wir alle waren mal jung, und, klar, da 
werden auch mal Regeln infrage gestellt. Manche ma-
chen das mehr, manche machen das weniger – rein sta-
tistisch gesehen haben aber die allermeisten hier in die-
sem Saal in der Jugend etwas Strafbares gemacht.

(Karsten Hilse [AfD]: Das gilt vielleicht für die 
Grünen!)

Und aus den meisten ist dann doch noch was ganz Or-
dentliches geworden. Wer also in der Jugend eine 
kleinere oder größere Tat begangen hat, der kriegt doch 
noch oft die Kurve. Und junge Menschen dabei zu unter-
stützen – das ist doch unsere Aufgabe.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der Linken)

Zweitens. Wer als Kind oder Jugendlicher eine Straftat 
begeht, der denkt sich doch nicht vor der Tat: Verflucht, 
da hat die Union doch neulich das Alter für die Strafmün-
digkeit im StGB abgesenkt; da lasse ich das mal lieber 
sein. – Abschreckung und Angst haben immer so einen 
fahlen Atem aus den 50ern.

(Fabian Jacobi [AfD]: Nee, im Gegenteil! Die 
können sich das nur erlauben, weil sie noch 
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nicht strafmündig sind! Das Bewusstsein ist 
durchaus vorhanden!)

Und das funktioniert nun mal nicht. Liebe Union, es ist ja 
nicht verboten, in 75 Jahren auch mal was dazuzulernen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Und drittens. Was junge Menschen davon abhält, ins-

besondere schwere Straftaten zu begehen, ist eine gute 
Perspektive, ein Ausblick auf Ausbildung oder einen 
Job, ein liebevolles Umfeld, Anerkennung, Wertschät-
zung für das, was ein Mensch sein und leisten kann, 
Unterstützung für deren Eltern, wenn diese sie brauchen, 
eine gute und schnelle psychologische Betreuung – dort, 
wo sie notwendig ist – und vor allem ein öffentlicher 
Raum, in dem es auch sogenannte Dritte Orte gibt, also 
Räume außerhalb von Klassenzimmer und Kinderzim-
mer, wo man sich mit Freunden treffen kann, wo man 
für sich ist und wo man vielleicht auch ein Hilfsangebot 
vorfindet.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Und an diesem Freitagnachmittag ende ich mit einem 
Lichtblick: Union und SPD haben sich ja vorgenommen, 
eine Studie zum Thema Jugendkriminalität durchführen 
zu lassen. Erst mal auf die Wissenschaft hören und dann 
Schlüsse daraus ziehen, das ist eine sehr sinnvolle Rei-
henfolge. Dann haben wir vielleicht auch im Jahr 2025 
noch mal schwarz auf weiß, was wir seit hundert Jahren 
wissen: Die beste Kriminalpolitik ist eine gute Sozial-
politik.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
Linken)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Ich darf für die SPD-Fraktion den Kollegen Mahmut 

Özdemir aus Duisburg aufrufen.
(Beifall bei der SPD)

Mahmut Özdemir (Duisburg) (SPD):
Mit Heimatnennung, danke! – Herr Präsident! Liebe 

Kolleginnen und Kollegen! Ich finde es schon einigerma-
ßen befremdlich, dass über die Schuldfähigkeit von Kin-
dern und Jugendlichen entweder auf Stammtischniveau 
diskutiert wird oder teilweise auch mit reflexartiger Ab-
lehnung.

(Zuruf des Abg. Fabian Jacobi [AfD])
Die SPD-Bundestagsfraktion hat in diesem Punkt eine 

ganz klare Haltung: Wir lehnen die Senkung des Straf-
mündigkeitsalters von 14 auf 12 Jahre ab, stellen uns 
aber gerne jeder differenzierten Diskussion, die die Ver-
hältnismäßigkeit von Vorbeugen, Einschreiten, aber auch 
Bestrafen vereinnahmt. Nicht umsonst haben wir im Koa-
litionsvertrag – gerade ist es genannt worden – die Beauf-
tragung einer Studie vorgesehen, um auf die Wissen-
schaft zu hören, um gerade im Bereich „Kinder- und 
Jugendgewalt“ noch mal zu schauen: Welche Handlungs-
möglichkeiten eröffnen sich denn dem Gesetzgeber an 
dieser Stelle? Es darf hierbei nicht nur um das StGB 
oder das JGG gehen, sondern wir müssen den Blick wei-

ten und schauen: Wie können wir Prävention in der Ju-
gendhilfe gewährleisten? Vom BGB über das FamFG bis 
hin zum SGB, wir müssen noch mal genau schauen: 
Welche Gesetze müssen wir anfassen, um kindgerechtes, 
jugendgerechtes „Aburteilen“ – in Anführungsstrichen – 
zu ermöglichen bzw. Jugendlichen- und Kinderstraftaten 
zu begegnen? Eine ganzheitliche Betrachtung ist not-
wendig, denn die Sicherheit ist zu gewährleisten durch 
das Verhindern von Gefahren; das ist unser Staatsverspre-
chen an dieser Stelle. Deshalb ist auch ein stärker jugend-
spezifisches Einschreiten der Polizeien notwendig. Ich 
wünschte mir, dass auch die länderpolizeilichen Gesetze 
auf dieses Phänomen noch speziell reagieren.

Das Sprichwort sagt: „Es braucht ein ganzes Dorf, um 
ein Kind zu erziehen“; denn Kinder und Jugendliche sind 
Spiegelbilder ihres Umfelds.

(Zuruf des Abg. Fabian Jacobi [AfD])
Jeder Politiker, der zum Beispiel von sozialen Brenn-
punkten redet, muss wissen, dass er oder sie die Verant-
wortung trägt und es in der Hand hat, die Kita, die Schule, 
die Sportanlage, den öffentlichen Wohnungsbau zum 
Besten im Stadtteil zu machen – damit überall auch gleich 
gerechte und gleich gute Lebensverhältnisse für das Auf-
wachsen von Kindern und Jugendlichen bestehen,

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Elisabeth 
Winkelmeier-Becker [CDU/CSU])

dort, wo Netzwerke – von Kita und Schule bis hin zu 
Betrieben in Ausbildung –funktionieren, dort, wo Nach-
barschaft, Eltern und Familien Verantwortung überneh-
men, dort, wo der Dorfpolizist Respektsperson, aber auch 
Vorbild ist.

Unser Jugendstrafrecht basiert auf dem Schuldprinzip; 
das hat der Kollege Müller hier gerade dargelegt. Doch 
welche Schuld trägt eigentlich ein 14-Jähriger, ein 13-, 
ein 12-Jähriger daran, wo er aufwächst, wer seine Nach-
barn sind, wer seine Eltern sind, wo er zur Schule geht, 
welche Schuld trägt er daran? Wenn man von guten Kom-
munen, die Kinder- und Jugendpartizipation großschrei-
ben, jetzt mal absieht: Welchen Einfluss haben Kinder 
und Jugendliche auf ihr Wohnumfeld, auf ihre Freizeit-
möglichkeiten?

(Fabian Jacobi [AfD]: Verantwortungslosigkeit 
als Grundprinzip der Sozialdemokratie!)

Daher: Wieso sollen wir eigentlich die Jüngsten, die 
14-, die 12-Jährigen zur Rechenschaft ziehen, die keine 
Schuld tragen und keine Verantwortung in dieser Gesell-
schaft, nicht mal ein Wahlrecht, in diesem Alter haben? 
Wieso sollen wir diese Menschen zur Rechenschaft zie-
hen? Erzählen Sie es mir!

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Dennoch versuche ich mal, Ihr Stammtischniveau auf 
Bundestagsniveau zu heben.

(Zuruf von der AfD: Das wird nicht klappen!)
Die Zahlen, die Sie vorgelegt haben, hinken. Es ist ein 
Fehler, zu sagen, dass die Zahlen steigen. Ich habe mir 
mal die Mühe gemacht, den Peak von 1999, die höchste 
Zahl an Tatverdächtigen, zu nehmen; Sie haben sich ja 
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auf die URL „de.statista.com“ bezogen. Für 1999, knapp 
700 000 Tatverdächtige, habe ich mal berechnet, wo der 
Anteil der U13er liegt; er liegt bei 22 Prozent. Und jetzt? 
Ich habe die 2024er-Zahl genommen, also round about 
452 000 Tatverdächtige insgesamt, und der Anteil der 
U13er beträgt – ebenfalls 22 Prozent. Also, da von ge-
stiegen zu sprechen,

(Zuruf des Abg. Fabian Jacobi [AfD])
wenn man das in Relation setzt! Ich habe dann auch Ihre 
Einzelzahlen noch einmal addiert. Die wiederum stim-
men tatsächlich.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Kollege, gestatten Sie eine Zwischenfrage aus der 

AfD-Fraktion?

Mahmut Özdemir (Duisburg) (SPD):
Wenn es der Wahrheitsfindung dient. Ich glaube es 

zwar nicht; aber ich versuche es mal.
(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD und des 

BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Tobias Matthias Peterka (AfD):
Vielen Dank. – Es ist auch tatsächlich eine Frage. 

Wenn Sie jetzt die Zahlen aufführen, die ja gleich seien, 
ist dann Ihre Aussage: „Ist alles in Ordnung, es ist ja nicht 
schlimmer geworden“? – Erstens.

Und zweitens geht es ja gerade um die Qualität der 
Straftaten, nämlich um schlimmste Gewalttaten – die es 
früher auch gab, aber nicht in diesem Umfang und in 
dieser Unverfrorenheit. Deswegen: Was ist Ihre Antwort? 
„Passt ja so weit“, wir haben halt einfach unrecht – an-
geblich. Oder was schlagen Sie denn vor?

Mahmut Özdemir (Duisburg) (SPD):
Herr Kollege, ich habe schlichtweg gerügt, dass Sie die 

Zahlen in Ihrer Begründung falsch würdigen; weil es 
einfach nicht der Wahrheit entspricht, wie Sie sie würdi-
gen. Die Zahlen sind nicht gestiegen. Die Zahlen – Frau 
Kollegin Dr. Gumnior hat es gerade auch noch einmal 
dargestellt – sinken und auch die Relation der U13er. 
Aber genau das ist der Punkt, den Sie hier heute zum 
Gegenstand der Beratung gemacht haben: Sie haben ge-
sagt, wir müssen das Strafmündigkeitsalter von 14 Jahre 
auf 12 Jahre senken. Das, was Sie verlangen, ist aber 
weder wissenschafts- noch faktenbasiert, wenn man die 
vorliegenden Zahlen nimmt. Die Zahlen in Ihrem eigenen 
Gesetzentwurf geben es nicht her, was Sie damit zu be-
gründen versuchen. Das ist schlichtweg falsch.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und der Linken)

In Anbetracht meiner Redezeit möchte ich noch ein 
konkretes Beispiel bringen. In meinem Heimatwahlkreis 
in Duisburg-Meiderich gab es Jugendbanden oder Ju-
gendliche, die marodierend über eine Einkaufsstraße 
herzogen, was das Sicherheitsgefühl von Seniorinnen 
und Senioren in Mitleidenschaft gezogen hatte. Die Ant-
wort der Landespolizei darauf war schlicht: Wir stellen 

dort Kameras auf und überwachen diesen Bereich. – Aber 
lenkt das nicht nur von der Unfähigkeit und vom Unver-
mögen des Staates an dieser Stelle ab? Statt Gewahrsam, 
Obhut, Unterbringung, Jugendamtsmaßnahmen und das 
ganze Instrumentarium eigentlich auch von erzieheri-
schen Maßnahmen ins Werk zu setzen, mit einer Polizei, 
die Hand in Hand mit dem Jugendamt arbeitet, die Hand 
in Hand auch mit der Jugendgerichtshilfe arbeitet, mit 
den sozialen Diensten,

(Fabian Jacobi [AfD]: Überwachen, über-
wachen, überwachen!)

stellen wir stattdessen Kameraüberwachungen auf. Wir 
müssen hier stärker an die Hintermänner ran. Und die 
Hintermänner sind die Eltern, es ist das Umfeld, es ist 
das soziale Umfeld, es sind Freunde. Wir müssen krimi-
nelle Karrieren ganz schnell schon dort beenden, wo sie 
zu beginnen drohen, nicht erst dort, wo sie beginnen, 
sondern schon dort, wo sie zu beginnen drohen.

(Fabian Jacobi [AfD]: Möglichst früh, ganz 
genau!)

Ich möchte zum Beispiel das Projekt „Haus des Ju-
gendrechts“ hier einmal kurz nennen, es nur anreißen, 
wo die Akte von Hand zu Hand geht, wo alle Behörden, 
alle im Bereich Jugendrecht zuständigen Institutionen 
unter einem Dach gemeinsam arbeiten und die beste er-
zieherische Maßnahme ins Werk setzen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Sie zitieren in Ihrer 
Begründung aus der „B. Z.“: Wie können Kinder so etwas 
tun? – Die Frage ist völlig berechtigt. Aber die Frage, 
die sich der Deutsche Bundestag, die sich der Gesetz-
geber, die sich die Landesgesetzgeber und die Länder-
polizeien und die Kommunen zu stellen haben, ist: Wie 
können wir das am besten verhindern? Dafür brauchen 
wir ein ganzheitliches gesetzliches Konzept, aber keine 
Schnellschüsse auf Stammtischniveau. Das Stammtisch-
niveau können Sie gerne in Ihre Kneipen verlagern, aber 
bitte nicht in den Deutschen Bundestag.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Kollege, Ihre Redezeit.

Mahmut Özdemir (Duisburg) (SPD):
Hier erwarten wir eine gesetzgeberische, vernünftige 

Antwort auf die Probleme der Zeit.
Ganz herzlichen Dank, Herr Präsident!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Stephan Brandner [AfD]: 
Wann machen Sie eigentlich Ihr zweites 
Staatsexamen?)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Ich darf für die Fraktion Die Linke den Abgeordneten 

Luke Hoß aufrufen.

(Beifall bei der Linken)
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Luke Hoß (Die Linke):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Abge- 

ordnete! Besucherzelle statt Badengehen, U-Haft statt 
U-Bahn-Surfen in Subway Surfers – die AfD will jetzt 
sogar schon Zwölfjährige in den Knast stecken. Spüren 
Sie eigentlich noch irgendwas?

(Beifall bei der Linken)

Wir wissen alle: Durch härteres oder früheres Strafen 
wird keine einzige Gewalttat verhindert. Jugendliche prü-
fen vor einer Straftat nicht die Rechtslage. Taten von 
Kindern und Jugendlichen geschehen nicht mit Über-
legung oder Strategie, sie geschehen spontan und unüber-
legt.

Sie wollen nicht die Ursachen bekämpfen. Sie wollen 
nicht, dass sich etwas zum Besseren verändert. Seien Sie 
doch ehrlich: Sie wollen immer nur Strafe, Strafe, Strafe – 
ist das primitiv; meine Güte!

(Beifall bei der Linken)

Wer solche Taten wirklich verhindern will, muss die 
Kinder- und Jugendhilfe stärken,

(Lachen bei Abgeordneten der AfD)

mit pädagogischen Angeboten Hilfe leisten, die Eltern 
und Kinder benötigen. Das führt zu einer geringeren 
Rückfallquote als Inhaftierungen.

(Beifall bei der Linken)

Schon jetzt können Jugendämter und Familiengerichte 
auch auf Straftaten von Strafunmündigen reagieren. Hier-
bei steht im Mittelpunkt, wie den Betroffenen künftig ein 
straffreies Leben ermöglicht werden kann. Was die AfD 
hier vorhat, ist die sinnlose Demonstration von Stärke 
und Macht auf Kosten junger Menschen. Die Wahrheit 
ist: Es geht Ihnen nie um junge Menschen.

(Beifall bei der Linken)

Dem Ganzen setzt die Zielsetzung des Entwurfs noch 
einen drauf. Ein Meister des Zynismus muss da am Werk 
gewesen sein. Dem Kindeswohl solle es dienen, Kinder 
schon mit zwölf Jahren in den Knast zu stecken. Sie 
wollen an deutschen Grenzen auch gegen Kinder – ich 
zitiere – „von der Schusswaffe Gebrauch machen“. Sie 
wollen Kinder und Jugendliche ohne ihre Eltern in 
Kriegsgebieten verkümmern lassen – übrigens etwas, 
was die Koalition diese Woche umsetzt. Schämen sollten 
Sie sich, und zwar alle!

(Beifall bei der Linken)

Sie wollen auffällige Schüler/-innen in sogenannten 
Spezialanstalten unterbringen. Sie wollen Jugendliche 
zwingen, ein Geschlecht zu wählen, das nicht zu ihnen 
passt. Wie steht es um Gewalttätigkeit gegenüber Ihren 
eigenen Kindern? Erzählen Sie uns doch nichts von Kin-
deswohl! Und – diesen Vergleich müssen Sie sich gefal-
len lassen –: Wer hat denn in der Geschichte dieses Lan-
des zuletzt die Strafmündigkeit auf zwölf Jahre gesenkt?

Vielen Dank.

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die CDU/CSU-Fraktion darf ich dem Abgeord-

neten Christian Moser das Wort erteilen.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Christian Moser (CDU/CSU):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Es 

stimmt, die Jugendkriminalität ist hoch. Wie kann man, 
wie muss man darauf reagieren? Eine Möglichkeit ist das 
Strafrecht. Bei uns wie in allen modernen Gesellschaften 
ist der Sinn von Strafe für junge Menschen vorrangig die 
Spezialprävention. Wir konzentrieren uns also auf die 
positive Einwirkung auf den einzelnen Täter, um vor 
allem Wiederholungsstraftaten zu vermeiden. Das ist 
richtig so.

Warum? Jugendliche und Kinder sind nicht kleine Er-
wachsene, sondern sie sind Persönlichkeiten, die unge-
festigt sind und einstweilen noch eigenen Gesetzmäßig-
keiten gehorchen. Jede Mutter und jeder Vater kann 
davon wahrscheinlich ein Lied singen. Gerade deswegen 
gibt es für Jugendliche und junge Erwachsene ein eigenes 
Strafrecht, welches diesen Erkenntnissen Rechnung tra-
gen soll. Die Frage, die wir heute debattieren, ist: Trägt 
der Gesetzentwurf der AfD-Fraktion diesen Erkenntnis-
sen Rechnung?

(Stephan Brandner [AfD]: Absolut!)
Dass wir gegen die steigende Jugendkriminalität etwas 

tun müssen, ist klar. Und wir werden etwas tun. Der AfD- 
Gesetzentwurf ist jedoch nichts anderes als billiger Po-
pulismus auf dem Rücken unserer Kinder.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Carmen Wegge [SPD] – Stephan Brandner 
[AfD]: Haben wir Herrn Linnemann nach-
gemacht!)

Schauen wir uns den Gesetzentwurf einmal genauer 
an: Die Altersgrenze soll ohne wissenschaftliche Unter-
fütterung von 14 auf 12 Jahre gesenkt werden. Können 
wir das guten Gewissens so mir nichts, dir nichts hopp-
lahopp tun?

(Stephan Brandner [AfD]: Ja! Problemlos! 
Herr Linnemann macht das ja auch!)

Die AfD-Fraktion schreibt in ihrer Begründung selbst, es 
sei nicht zu befürchten, dass Kinder vermehrt wegen 
Fahrlässigkeitstaten belangt würden. Derartige Sachver-
halte seien so komplex, da würde man schon zu dem 
Ergebnis kommen, dass die strafrechtliche Reife fehle. 
Die Sache ist nur die: Fahrlässigkeitstaten können auch 
Offizialdelikte sein; hier muss aufwendig ermittelt wer-
den, hier muss gegebenenfalls Anklage erhoben werden. 
Wollen wir das wirklich? Unsere Staatsanwaltschaften 
sind ohnehin überlastet. Wollen wir wirklich Zwölfjähri-
ge, die ohne Vorsatz einen Fehler gemacht haben, vor den 
Strafrichter zerren? Das muss gut überlegt sein, das darf 
kein Schnellschuss sein.

Es ist deshalb richtig, dass die Koalition mit einer 
Studie den psychologischen Entwicklungsstand vor 
allem von 12- und 13-Jährigen wissenschaftlich fundiert 
aufarbeiten lässt und gerade auch die Umstände unter-
sucht, unter denen Kinder zu Tätern werden. Das sind 

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 11. Sitzung. Berlin, Freitag, den 6. Juni 2025                                                                                                                                                                                                        949 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 



wir unseren Kindern schuldig. Wenn das Ergebnis vor-
liegt, kann man über die Strafmündigkeit diskutieren, 
aber dann eben differenziert und nicht mit einem Schnell-
schuss. Man kann über bedingte Strafmündigkeit dis-
kutieren – dass der Jugendrichter im Einzelfall anhand 
der Einsichtsfähigkeit entscheidet –, man kann auch da-
rüber diskutieren, die Strafmündigkeit auf besonders 
schwere Delikte zu beschränken – dann könnte man Fahr-
lässigkeitstaten und vor allem Bagatelldelikte von vorn-
herein aussondern. Wie auch immer, es muss mit Maß 
und Vernunft erfolgen und nicht mit blindem Eifer, der 
für unsere Kinder nur neue Probleme schafft.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Carmen Wegge [SPD])

Noch ein wesentlicher Punkt im AfD-Entwurf: Ju-
gendstrafrecht nur noch bis 17 Jahre. „Warum?“, frage 
ich mich. Warum nehmen wir dem Jugendrichter, der 
gerade auf unreife Persönlichkeiten einwirken soll, 
Handlungsmöglichkeiten?

(Stephan Brandner [AfD]: Weil volljährig voll-
jährig heißt! Fertig! Ganz einfach! Entweder 
ist mal volljährig, oder man ist nicht volljäh-
rig!)

Fakt ist doch: Bereits jetzt gilt nach § 105 JGG für Heran-
wachsende ab 18 Jahren im Regelfall das Erwachsenen-
strafrecht. Es ist wichtig, dass der Jugendrichter im Ein-
zelfall bei einem 18- oder 19-Jährigen den ganzen 
Instrumentenkasten, auch den des Jugendstrafrechts, zur 
Verfügung hat. Wir wollen doch gerade bei jungen Men-
schen, dass diese sich resozialisieren, dass diese keine 
Wiederholungstäter werden.

Ob und warum dieses Regel-Ausnahme-Verhältnis 
derzeit in der Praxis eher umgekehrt gelebt wird, ist et-
was, das wir uns anschauen müssen, aber fundiert und 
ohne Schnellschüsse. So wie Ihre Fraktion das will, neh-
men wir dem Staat Handlungsoptionen. Damit erweisen 
Sie ihm und unserer Gesellschaft einen Bärendienst. Des-
halb werden wir diesen Gesetzentwurf ablehnen.

Danke. 

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Ich darf Rainer Galla, dem Abgeordneten der AfD, für 

die letzte Rede in dieser Debatte das Wort erteilen.

(Beifall bei der AfD)

Rainer Galla (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren Kollegen! Liebe Landsleute! In aller Kürze: Die 
Erziehung von Kindern und Jugendlichen ist zuallererst 
Aufgabe und Sache der Eltern, und zwar hin zu einem 
mündigen, kritischen, aber auch einem sozialen Wesen. 
Nur ausnahmsweise ist der Staat gefordert, wenn zum 
Beispiel die Erziehung versagt hat. Und auch hier wiede-
rum darf das schärfste dem Staat zur Verfügung stehende 
Mittel, das Strafrecht, nur ausnahmsweise angewandt 
werden, wenn Kinder oder Jugendliche ein Verhalten 
zeigen, das die Gesellschaft nicht tolerieren kann.

Es hat sich gezeigt, dass die bisherige Systematik nicht 
mehr den Anforderungen der Zeit entspricht. Wenn 
Minderjährigen schon vor Eintritt der Volljährigkeit das 
Wahlrecht zugestanden wird, ist es schwerlich einzuse-
hen, warum Erwachsene bis zur Vollendung des 21. Le-
bensjahres noch nach Jugendstrafrecht verurteilt werden 
können. Dieser Widerspruch wird meistens übersehen – 
Achtung! –, wenn etwa eine noch weitere Absenkung des 
Wahlalters gefordert wird.

(Mahmut Özdemir [Duisburg] [SPD]: Das eine 
ist demokratische Partizipation, und das andere 
ist Strafrecht!)

Auf der anderen Seite ist die Vollendung des 14. Le-
bensjahres als starre Grenze der Schuldfähigkeit ungeeig-
net, auf deliktisches Verhalten von Personen unterhalb 
dieser Grenze eine angemessene Reaktion zu finden. 
Ich stelle mal die Behauptung auf: Es entspricht auch 
dem Kindeswohl, wenn man bei erkennbaren Fehlent-
wicklungen mit angemessenen Mitteln des Strafrechtes 
einwirken kann.

Im Ergebnis sprechen wir uns für eine moderate Sen-
kung der Strafmündigkeit von 14 auf 12 Jahre aus. An-
dere Staaten, die ebenfalls dem westlichen Wertekanon 
zuzurechnen sind, sehen eine Strafmündigkeit teilweise 
schon ab 10 oder, wie wir gehört haben, ab 8 Jahren vor. 
Wir bleiben dem Grundsatz treu: Ein Problem wird an-
gegangen. Den Verantwortlichen, etwa den Staatsanwäl-
ten und Gerichten, werden die erforderlichen Instrumente 
an die Hand gegeben. Und Standards, die unserer Werte-
ordnung entsprechen, bleiben erhalten.

Ich freue mich auf die Anhörung im Ausschuss.
Jetzt verbleibt es mir noch, Ihnen allen, auch den 

selbsternannten Demokraten, ein schönes Pfingstwo-
chenende zu wünschen.

Danke schön.
(Beifall bei der AfD – Axel Müller [CDU/ 
CSU]: Und möge der Heilige Geist über euch 
kommen! – Gegenruf des Abg. Rainer Galla 
[AfD]: Ja!)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Ich schließe damit die Aussprache.
Interfraktionell wird die Überweisung des Gesetzent-

wurfs auf Drucksache 21/333 an die in der Tagesordnung 
aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es weitere 
Überweisungsvorschläge? – Das kann ich nicht sehen. 
Damit wird das so vollzogen. Wir verfahren wie vorge-
schlagen.

Ich rufe auf den Zusatzpunkt 6: 

Aktuelle Stunde 

auf Verlangen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN

Klimakrise spitzt sich zu – Bundesregierung 
darf Klimaschutz nicht hintenanstellen

Ich eröffne die Aussprache und darf aufrufen für Bünd-
nis 90/Die Grünen Felix Banaszak.
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(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Felix Banaszak (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Als 

ich vor einigen Jahren Vater wurde, war das verlässlichste 
Mittel, meine kleine Tochter zum Schlafen zu bringen, 
mit ihr, sie in der Trage an meinem Bauch bewegend, 
durch den Park oder die Wohnung zu laufen und Bücher 
zu lesen. Ich habe in der Zeit Bücher über ihre Zukunft 
gelesen, über die Klimakrise,

(Zuruf von der AfD: „Habecks Märchen“!)
über die Veränderung unserer Ökosysteme, über die Frei-
heitschancen, die sie noch hat in einer Welt, in der es uns 
vielleicht sogar gelingen könnte, die eigenen Klimaziele 
zu erreichen – vor allem aber über eine Welt, in der uns 
das nicht gelingt.

Diese Welt 2050 ist geprägt von gleichzeitig immer 
mehr Überschwemmungen und Dürren, von vollkom- 
men veränderten Bedingungen für unsere Landwirt-
schaft. Ganz viele Weinanbaugebiete werden beispiels-
weise ihre ökonomische Existenz verlieren. Wir werden 
erleben, dass der Kuckuck beispielsweise keine Vögel 
mehr findet, die die Eier für ihn ausbrüten, weil er wegen 
der klimatischen Veränderungen zu spät im Norden an-
kommt.

Man kann über all das lachen, man kann das alles 
ignorieren. Aber man kann sich auch fragen: 2050, 
wann ist das eigentlich? Ist das irgendeine abstrakte Jah-
reszahl, oder ist das vielleicht die Zeit, in der meine 
Tochter Ende 20 ist und sich selbst fragt, ob sie mal 
Kinder in die Welt setzen möchte? Möchte sie Menschen 
zumuten, in einer solchen Welt groß zu werden? Ich weiß 
nicht, wer diese Frage dann noch mit Ja beantworten 
wird. Viele Menschen entscheiden sich schon jetzt da-
gegen.

Ich erzähle das deswegen, weil ich mich auch frage, 
was uns unsere Kinder in dieser Zeit fragen und was wir 
ihnen antworten werden. Werden sie uns fragen: Krass, 
das sah ja schon ziemlich schlecht aus; aber ihr habt es 
geschafft. Wie habt ihr das gemacht? –

(Karsten Hilse [AfD]: Wir haben die Grünen 
abgewählt!)

Oder werden sie uns fragen: Warum, zur Hölle, habt ihr 
nichts getan?

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Warum habt ihr die 
Kernkraftwerke abgeschaltet?)

Warum, zur Hölle, habt ihr uns diese Welt nicht erspart? –
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

und bei der Linken)
Ich möchte nicht, dass unsere Antwort ist: Sorry, nach-
dem wir ein paar Jahre gedacht haben, wir kriegen die 
Kurve, haben wir euer Anliegen, euer Recht auf ein le-
benswertes Leben wohl für ein bisschen überbetont ge-
halten und wieder nichts getan.

Aber genau das haben Sie vor. Nachdem es das erste 
Mal eine Bundesregierung gab, die aus Zielen Maßnah-
men abgeleitet hat, die nicht gesagt hat: „Wir radikalisie-
ren uns darin, fünf Jahre früher klimaneutral zu sein, 

setzen uns dann aufs Sofa, legen die Füße hoch und gu-
cken, was passiert“, sondern die Maßnahmen, ja, auch 
komplizierte Maßnahmen, ergriffen hat, haben Sie ge-
sagt: „Diese Zumutungen wollen wir nicht mehr. Wir 
wollen nicht mehr, dass Menschen damit konfrontiert 
werden, dass sich etwas an unserem Leben ändern muss. 
Und vor allem wollen wir nicht dafür sorgen, dass diese 
Zumutungen gerecht verteilt werden“. Deswegen ist es 
irritierend, dass Ihre Fraktion, die CDU/CSU-Fraktion, 
zwar vollkommen zu Recht in der letzten Wahlperiode 
angemahnt hat, dass ein Klimageld kommen muss, sich 
jetzt aber, obwohl Sie alles Geld der Welt haben, so viel 
Geld, wie noch keine andere Bundesregierung hatte, da-
gegen entschieden hat, das einzuführen, und gesagt hat: 
Die Einnahmen aus dem CO2-Preis geben wir nicht ge-
recht an die Bürgerinnen und Bürger zurück; wir senken 
damit nur die Netzentgelte. – Das ist eine schöne Maß-
nahme, aber nicht das, was nötig wäre.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Ich prognostiziere – und ich lege das auf „Wiedervor-

lage“ –, dass wir uns nächstes Jahr hier treffen und Sie 
mit den Worten der „Bild“-Schlagzeilen sagen werden: 
Der Kostenschock kommt. Nationaler CO2-Preis mit 
klarem Pfad geht in europäisches System über. Der Preis 
bildet sich dann am Markt und kann nach oben gehen. O 
Gott, o Gott, o Gott, das kann man den Leuten doch nicht 
zumuten. – Daraus werden Sie dann nicht den Schluss 
ziehen, zu sagen: „Dann machen wir jetzt das Klima-
geld“, sondern sagen: „Dann lassen wir es halt mit dem 
Klimaschutz.“ Das ist das, was Sie vorhaben. Glauben 
Sie mir: Damit werden Sie nicht durchkommen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Ich weiß, dass gleich wieder Reden kommen werden 

wie: „Klimaschutz, alles schön und gut, aber technologie-
offen und gerecht“ und dies und das. Ich kann es, ehrlich 
gesagt, nicht mehr hören. Ich will Ihnen das Beispiel von 
Miami erzählen. 94 Prozent des Gebiets von Miami wer-
den wahrscheinlich bis etwa 2100 überschwemmt sein. 
Als es vor einigen Jahren eine Studie zu der Frage gab, 
welche Teile zuerst überschwemmt sein werden, hat man 
festgestellt, dass es die sind, wo die Menschen mit hohem 
Einkommen leben, nämlich die an der Küste, während die 
etwas höher gelegenen, wo Menschen mit Migrations-
geschichte, mit wenig Einkommen, die Arbeiterinnen 
und Arbeiter leben, die sicheren Gebiete sind. Was ist 
passiert? Diese Gebiete wurden aufgekauft, und die Leute 
mit wenig Geld wurden weiter an den Stadtrand gescho-
ben.

(Karsten Hilse [AfD]: Können Sie das irgend-
wie belegen?)

Klimaschutz ist per se ein Gerechtigkeitsprojekt, ein Pro-
jekt für soziale Gerechtigkeit,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Marcel Bauer [Die Linke])

weil Menschen wie Sie und ich sich von den Folgen 
immer freikaufen können, während andere mit wenig 
Geld das eben nicht tun können.

(Marcel Queckemeyer [AfD]: Die Quelle, die 
zeigen Sie uns mal!)
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Gleich wird die Bundesregierung reden. Da gibt es 
eine spannende Aufgabenverteilung. Ein Großteil der 
Bundesregierung ist dafür verantwortlich, das Klima wei-
ter zu zerstören, und einer hat jetzt „Klimaschutz“ im 
Titel seines Ministeriums stehen. – Pst, Herr Schneider, 
das wird eine schwierige Aufgabe. Sie können ja nicht 
alles aufgreifen, was Frau Reiche und andere einreißen 
werden. Zwinkern Sie gleich in Ihrer Rede zweimal, 
wenn Sie Hilfe brauchen! Wir sind nicht weit.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Karsten Hilse [AfD]: Um Gottes willen! Wie 
peinlich!)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Ich darf für die CDU/CSU-Fraktion den Abgeordneten 

Mark Helfrich aufrufen.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Mark Helfrich (CDU/CSU):
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her-

ren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wenn ich den Titel 
der Aktuellen Stunde so lese, dann frage ich mich, was 
Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen der Grünen, in den 
letzten dreieinhalb Jahren eigentlich für den Klimaschutz 
getan haben.

(Beifall bei der CDU/CSU – Marcel 
Queckemeyer [AfD]: Böden versiegelt! Wind-
kraftanlagen auf Felder gestellt!)

Wenn ich mich nicht täusche, waren Sie Teil der Koaliti-
on, die unser Klimaschutzgesetz sogar noch aufgeweicht 
hat.

(Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]: Ge-
nau!)

Sie sollten hier also mal die Kirche im Dorf lassen.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Außerdem gibt es überhaupt keinen Grund zu der 
Annahme, dass die aktuelle Bundesregierung den Klima-
schutz hintanstellt. Unser Bundeskanzler Friedrich Merz 
hat es in seiner Regierungserklärung an dieser Stelle noch 
mal ganz deutlich gesagt: Wir stehen zu den internatio-
nalen, europäischen und nationalen Klimazielen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Dunja Kreiser [SPD])

Dass Klimaschutzpolitik nicht einfach ist und großer 
Anstrengung bedarf, das wissen wir alle. Wir sind wei-
terhin fest entschlossen dazu. Daran hat sich rein gar 
nichts geändert, auch wenn Sie das suggerieren. Wir wol-
len Klimaschutz aber klug machen, gemeinsam mit den 
Menschen und den Unternehmen in unserem Land und 
nicht gegen sie. Ohne das Zutun der Gesellschaft wird 
uns Klimaschutz schlicht nicht gelingen. Klimaschutz 
braucht Akzeptanz, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Für uns ist und bleibt die CO2-Bepreisung das zentrale 

Element unserer nationalen und europäischen Klima-
schutzpolitik. Für uns ist aber auch klar: Wenn wir die 
Menschen auf der einen Seite belasten, müssen wir sie 

auf der anderen Seite auch wieder entlasten. Deshalb 
wollen wir die Einnahmen aus der CO2-Bepreisung an 
die Bürgerinnen und Bürger zurückgeben. Man kann na-
türlich darüber streiten, Herr Banaszak, auf welchem 
Wege man das tut. Aber Sie wissen auch, dass eine Sen-
kung des Strompreises einen doppelten Nutzen bringt, 
weil sie Elektrifizierungslösungen, für die Sie kämpfen, 
am Ende im Vergleich wirtschaftlicher macht, und dass es 
deswegen auch für diesen Weg durchaus gute Gründe 
gibt.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf der Abg. 
Katharina Beck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Für gleiche Wettbewerbsbedingungen im europäischen 
Binnenmarkt wollen wir einen fließenden Übergang un-
serer nationalen CO2-Bepreisung in das neue Europäi-
sche Emissionshandelssystem für Gebäude und Verkehr, 
für Fachleute: ETS II. Meine Damen und Herren, um die 
Akzeptanz nicht zu verlieren, werden wir Preissprünge 
verhindern.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Verehrte Kolleginnen und Kollegen der Grünen, es gibt 
viele Unterschiede zwischen uns. Ein grundlegender Un-
terschied ist aber, dass Sie den Klimaschutz immer nur 
durch die nationale Brille betrachten.

(Lachen beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Katharina Dröge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Da müssen Sie selber lachen!)

Aber ich sage Ihnen: Selbst wenn wir es wollen, können 
wir alleine das Klima nicht retten. Klimaschutz ist eine 
globale Aufgabe.

(Beifall bei der CDU/CSU – Felix Banaszak 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Die Rede ist 
doch schon 15 Jahre alt! – Weitere Zurufe vom 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Gewiss haben wir als Industrienation eine große Ver-
antwortung, aber ohne die anderen Staaten der Welt geht 
es nicht. Nicht zuletzt deshalb müssen wir unsere Klima-
schutzpolitik klug machen, damit wir Nachahmer finden. 
Andere werden es uns nur nachmachen, wenn wir zeigen, 
dass CO2-Reduktion und Wirtschaftswachstum keine Ge-
gensätze sind, dass Klimaschutztechnologien ein Wettbe-
werbsvorteil für unsere Unternehmen sein können. Und 
wir müssen – es wird Sie nicht wundern – den Artikel 6 
des Pariser Klimaabkommens mit Leben füllen. Damit 
werden auf der einen Seite notwendige Klimaschutz-
investitionen in Drittländern angereizt. Auf der anderen 
Seite erhalten wir eine Möglichkeit, unsere unvermeid-
baren Restemissionen auszugleichen.

Wir haben aus den negativen Erfahrungen des Kyoto- 
Mechanismus gelernt. In Baku wurde das Regelbuch so 
nachgeschärft, dass es hier nicht mehr zu Schindluder 
kommen kann. Wir setzen auf glaubwürdige und zertifi-
zierte Projekte. Das ist dann eine Win-win-Situation für 
die Entwicklungs- und Schwellenländer und für uns auf 
unserem Weg zur Klimaneutralität. Lassen Sie uns diesen 
Weg gemeinsam gehen!
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(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Ich darf für die AfD-Fraktion dem Abgeordneten 

Dr. Rainer Kraft das Wort erteilen.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Rainer Kraft (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Kollegen! Kaum 

sind die Grünen nach der Wahl wieder krachend in der 
Opposition gelandet, versuchen sie verzweifelt, an ihre 
alten Weltuntergangsmärchen von 2021 anzuknüpfen. 
Die Höllensommer 2022, 2023 und 2024 sind zwar aus-
gefallen; aber das hindert die Grünen nicht daran, jedes 
Jahr aufs Neue dieselbe alte Schallplatte abzuspielen: Wir 
werden alle sterben.

(Katharina Dröge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Am Ende, ja!)

Ob es nun zu heiß, zu kalt, zu nass oder zu trocken ist – 
schuld ist in ihren Augen immer das Gleiche: bezahlbarer 
Sprit, Fleisch auf dem Teller, die Landwirte, Plastikstroh-
halme, deutsche Kinder, unsere Marktwirtschaft, Grill-
abende, Urlaubsreisen, Haustiere, beheizte Wohnungen – 
ja, gefühlt alles, was das Leben lebenswert macht. Sie 
werden es unseren Vorfahren einfach niemals verzeihen, 
dass die es gewagt haben, die Höhlen zu verlassen.

(Heiterkeit und Beifall bei der AfD)

Sie schaffen eine Ersatzreligion, und wie bei jeder 
Sekte haben nur Sie allein Vergebung anzubieten. Wenn 
wir Deutschen Buße tun und Ihren NGOs und Ihren Büro-
kraten nur genug Geld und Macht überlassen, dann wird 
alles gut. „Wenn die Münze im Kasten klingt, die Seele in 
den Himmel springt“ – ein Konzept, so mittelalterlich 
wie Ihre Energiewende.

(Beifall bei der AfD)

Mit Verlaub: Das sind sozialistische Parolen im deli-
rierenden Endstadium. Ich sage das hier so deutlich, weil 
ich es leid bin, dass diese billigen Schreckensszenarien 
jedes Jahr neu aufgetischt werden, ohne dass jemals je-
mand in der Presse oder in den Ministerien hinterfragt, 
wie realistisch diese Behauptungen denn eigentlich sind.

(Zuruf der Abg. Britta Haßelmann [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Gerade beim Thema Hochwasser zeigt sich die ganze 
Schieflage. Natürlich kommt es bei Starkregen zu Über-
schwemmungen. Das ist normal.

(Marcel Bauer [Die Linke]: Häufiger!)

„Aber das Ahrtal!“, höre ich Sie schon rufen. Dabei ver-
schweigen Sie geflissentlich, dass diese Tragödie nicht 
der Klimawandel verursacht hat, sondern das völlige Ver-
sagen Ihrer geliebten Bürokraten.

(Beifall bei der AfD – Marcel Bauer [Die 
Linke]: Das ist falsch! – Esra Limbacher 
[SPD]: Das ist eine Beleidigung für alle Op-
fer!)

Denn vor dem Hochwasser an der Ahr wurde rechtzeitig 
gewarnt, mehrfach und mit Nachdruck, und diese War-
nungen wurden von Ihren Leuten ignoriert. Der CDU- 
Landrat – ein Totalausfall. Ihre grüne Umweltministerin 
hat zuerst ihre Arbeit nicht gemacht, dann mehrfach ge-
logen, fuhr für einen Monat in den Urlaub, und als Be-
lohnung haben Sie sie zur Bundesfamilienministerin er-
nannt.

(Heiterkeit des Abg. Dr. Bernd Baumann 
[AfD])

Nicht das Klima tötet; Ihr unfähiges Personal hat eine 
ganze Region ins Elend gestürzt und 136 Bürger auf dem 
Gewissen.

(Timon Dzienus [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Was? – Zuruf der Abg. Britta 
Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Ein Großteil des Schadens an Leib und Leben hätte ver-
hindert werden können, hätten Ihre Politiker nur das ge-
tan, wofür sie gewählt worden sind: dem Volk zu dienen 
und Schaden von ihm abzuwenden.

(Beifall bei der AfD)
Aber nein, lieber wird die große Flut dem Klimawan-

del in die Schuhe geschoben. Das ist ja so bequem. Das ist 
so eine gute Ausrede; das ist so gut in den Sonntagsreden. 
Gleichzeitig kann man mit diesem moralischen Vor-
schlaghammer neue Steuern, neue Abgaben und neue 
Verbote rechtfertigen. Denn das ist Ihr einziges Ziel: 
mehr Steuern, mehr Staat, mehr Vorschriften und weniger 
Freiheit für die Menschen in diesem Land.

(Beifall bei der AfD – Raimond Scheirich 
[AfD]: Richtig!)

Ich sage es ganz klar: Wir lassen uns diese Freiheit 
nicht nehmen. Wir lassen uns nicht von Ihren Weltunter-
gangsmärchen einschüchtern, und wir lassen uns nicht 
weismachen, dass es unsere Klimasünde sei, wenn Ihre 
Parteigenossen vor Ort versagt haben.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD – Marcel 
Bauer [Die Linke]: Gehen Sie mal lieber zu-
rück in die Höhle! – Dr. Alaa Alhamwi 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Totaler 
Quatsch!)

Zurück zum Thema und damit zu dem, worüber Sie 
nicht sprechen: tatsächliche Auswirkungen auf lokale 
und regionale Mikroklimas. Letzte Woche wurde berich-
tet, dass die Niederlande Belgien des Winddiebstahls be-
zichtigen. Damit wurde erstmals offiziell zugegeben, was 
auch Kinder schon längst wissen: Hinter einem Windrad 
weht der Wind schwächer, und damit verändern Wind-
räder das Mikroklima.

(Lachen bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN – Katharina Dröge 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: O Gott!)

Bei fast 29 000 Windindustrieanlagen an Land kommt 
eine ganze Menge an veränderten Mikroklimas zusam-
men, die in ihrer Summe messbare Auswirkungen auf das 
regionale Wettergeschehen haben.

(Lachen bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN – Felix Banaszak 
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[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Jeder macht 
sich so lächerlich, wie er kann!)

– Dass Sie lachen, überzeugt mich davon, dass Sie nur 
ideologisch getrieben sind.

(Beifall bei der AfD – Marcel Queckemeyer 
[AfD]: Genau so ist es!)

Da haben wir ihn also, den menschengemachten Faktor 
zur Veränderung des Wetters.

(Lachen bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN – Gegenruf des Abg. 
Karsten Hilse [AfD]: So dumm lachen dumme 
Menschen!)

Aber davon wollen Sie nichts hören. Sie halten all das für 
Unfug, obwohl dieser Effekt auf bis zu 18 Prozent bezif-
fert wird – 18 Prozent weniger Wind, verursacht durch 
einen vorgelagerten Windpark. Erforscht wird das in 
Deutschland natürlich nicht. Es darf nur erforscht wer-
den, was zur Mehrung der Gläubigen der Klimakirche 
beiträgt.

Meine Damen und Herren, der Klimawandel findet seit 
Jahrmillionen statt, mit oder ohne uns. Mehr Steuern, 
dafür weniger Industrie, weniger Arbeitsplätze, weniger 
Wohlstand und noch mehr Verbote werden das Wetter 
nicht ändern, dafür aber unser Leben ruinieren. Was es 
braucht, sind kluge regionale Schutzkonzepte, keine Pa-
nikmache und keine ideologische Umerziehung.

Was es braucht, ist vorausschauendes Handeln, ehr-
liche Analysen und der Wille, Verantwortung zu über-
nehmen. Und was es nicht braucht, sind inkompetente 
Selbstdarsteller, denen die Gendersprache wichtiger ist 
als das Leben der ihnen anvertrauten Menschen.

(Beifall bei der AfD – Timon Dzienus [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie braucht es nicht! 
Ja, Sie braucht es nicht!)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Sehr geehrter Herr Dr. Kraft, ich erlaube mir, darauf 

hinzuweisen, dass ich das Protokoll noch mal anschauen 
werde, um zu gucken, ob Sie mit den Vorwürfen des 
Mordes oder von Tötungsdelikten eine unzulässige Per-
sonalisierung vorgenommen haben.

(Zuruf von der AfD: „Mord“?)
Ich bin mir nicht ganz sicher, konnte es von hier aus auch 
so nicht verfolgen,

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Dann warten Sie 
doch erst ab!)

werde mir das aber unter diesem Aspekt noch mal an-
schauen. Wir sollten aufpassen, dass wir uns nicht gegen-
seitig Tötungsabsichten unterstellen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der Linken sowie bei Abgeordneten 
der SPD)

Ich darf nun für die Bundesregierung aufrufen den 
Bundesminister für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz 
und nukleare Sicherheit, Carsten Schneider. – Du hast 
das Wort.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Carsten Schneider, Bundesminister für Umwelt, Kli-
maschutz, Naturschutz und nukleare Sicherheit:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Gleich zu Beginn sage ich unmissverständlich: Die Bun-
desregierung bekennt sich vollumfänglich zu den natio-
nalen, europäischen und globalen Klimazielen. Wir ma-
chen das nicht aus reinem Selbstzweck, sondern weil es 
für den Schutz unserer Lebensgrundlagen wichtig ist. So 
verlangen es nicht nur das Grundgesetz und der Koaliti-
onsvertrag, sondern auch die Vernunft und im Übrigen 
auch die Wissenschaft, Herr Kraft, die in Deutschland 
frei ist.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

In Deutschland gibt es Wissenschaftsfreiheit; jeder kann 
erforschen, was er möchte, wenn er dazu die Lust und 
auch die Ausstattung hat.

(Raimond Scheirich [AfD]: … und Geld von 
Ihnen bekommt!)

Ihre Sorge, liebe Kolleginnen und Kollegen von den 
Grünen, lieber Kollege Banaszak, die Sie im Titel der 
Aktuellen Stunde ausdrücken, ist insofern unbegründet. 
Ich fühle mich im Übrigen auch unterstützt von meinen 
Kolleginnen und Kollegen. Wir werden in diesem Jahr – 
ich bin gerade in den Vorbereitungen dafür – das Klima-
schutz-Programm auf den Weg bringen, wie es das Kli-
maschutzgesetz vorsieht, und dann natürlich über die 
einzelnen Sektoren mit den verantwortlichen Kollegin-
nen und Kollegen sprechen. Ich bin zuversichtlich, dass 
es uns gelingt, Ihnen einen einheitlichen Vorschlag zu 
unterbreiten.

(Felix Banaszak [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Jetzt haben Sie aber zweimal geblin-
zelt! Ich sehe das doch! – Heiterkeit und Bei-
fall bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/ 
DIE GRÜNEN – Beifall der Abg. Dr. Hülya 
Düber [CDU/CSU] und Daniel Rinkert [SPD])

– Lieber Kollege Banaszak, ich fühle mich natürlich im-
mer unterstützt. Ich freue mich, wenn ich vom Parlament 
in diesen Auseinandersetzungen unterstützt werde und 
wenn auch Sie, die Sie der Gesetzgeber sind, sich mit 
Nachdruck dafür einsetzen, dass die Regierung das Ge-
setz auf den Weg bringt. Ich habe da keinen Zweifel.

(Felix Banaszak [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Super!)

Wir müssen also den Klima-, Umwelt- und Natur-
schutz wieder in den Mittelpunkt der gesellschaftlichen 
Debatte rücken. Die Debatte heute – wir sind ja am Be-
ginn – wird zeigen, dass das in Teilen sehr unterschied-
lich gesehen wird. Ich befinde mich da, glaube ich, in der 
Gesellschaft mit der Vernunft, der Wissenschaft, wenn 
ich sage: Es gibt Klimaveränderungen. Es gibt Verände-
rungen insbesondere durch die Erhitzung der Erde, und 
diese Erhitzung ist menschengemacht. Sie kommt nicht 
von irgendwoher, sondern dadurch, dass wir zu viel CO2 
ausstoßen. Von daher ist die Reduktion des CO2-Aussto-
ßes bis 2050 und für uns in Deutschland bis 2045 zwin-
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gend notwendig, um unsere Welt so zu erhalten, wie 
Kollege Banaszak es zu Beginn ausgedrückt hat, nämlich 
dass auch meine Töchter noch gut leben können.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Dabei sehe ich auch gar keinen Gegensatz zwischen 
Wirtschaft und Umwelt. Ich war diese Woche, wie viele 
von Ihnen auch, bei zwei großen Kongressen von zwei 
großen Verbänden: bei dem der Entsorgungswirtschaft, 
aber auch bei dem der Energie- und Wasserwirtschaft. 
Diese Unternehmen erwarten von uns einen klaren klima-
politischen Kurs. Sie erwarten die Einhaltung der natio-
nalen und europäischen Klimaziele, und sie erwarten den 
weiteren Ausbau der erneuerbaren Energien, deren Er-
zeugung die günstigste Energie für uns in Deutschland 
ist.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
des Abg. Johannes Wagner [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Ich konnte gestern Abend aus gesundheitlichen Grün-
den leider nicht an der Debatte teilnehmen; aber ges- 
tern Morgen war ich beim Tag der Kreislaufwirtschaft 
des Bundesverbandes der Deutschen Entsorgungs-, Was-
ser- und Kreislaufwirtschaft. Ich sage das hier, weil auch 
er sich sehr klar zu den Nachhaltigkeitszielen bekannt 
hat. Die Kreislaufwirtschaft eröffnet uns wirtschaftliche 
Chancen und macht uns freier von geopolitischen Abhän-
gigkeiten. Denn wenn wir Produkte, die hier hergestellt 
und hier benutzt wurden, nicht einfach wegwerfen, son-
dern wieder dem normalen Kreislauf zuführen, dann spa-
ren wir nicht nur Geld, sondern letztendlich auch Res-
sourcen und machen uns weniger abhängig von anderen 
Ländern, die uns diese Ressourcen zur Verfügung stellen 
müssten. Von daher sind die Unternehmen der Kreislauf-
wirtschaft ein wichtiger Pfeiler, damit wir bis 2045 die 
Klimaneutralität erreichen.

Zudem findet nächste Woche in Nizza die UN-Oze-
ankonferenz statt. Dort wird die Weltgemeinschaft bera-
ten, wie wir die Meere besser schützen können. Sie sind 
die Wiege des Lebens auf unserem Planeten, und sie sind 
in akuter Gefahr. Der Internationale Seegerichtshof hat 
letztes Jahr festgestellt, dass die von uns Menschen ver-
ursachten Treibhausgase eine Verschmutzung der Meere 
darstellt. Der Schutz der Meere hat also nicht nur für die 
Politik eine Priorität, sondern insbesondere auch für 
meine Arbeit, und ich will, dass Deutschland hier eine 
Vorreiterrolle einnimmt. Ich werde das nächste Woche 
in Nizza in Begleitung von Kolleginnen und Kollegen 
aus dem Bundestag gemeinsam mit unseren französi-
schen Kollegen voranbringen und hoffe, dass wir beim 
Abkommen für Hochseeschutz, aber auch beim Ver-
ringern der Vermüllung der Meere mit Plastik und dem 
Moratorium beim Tiefseebergbau vorankommen und 
auch für mehr Zustimmung in anderen Ländern der 
Welt werben können.

Klimaschutz ist also ein zentrales Zukunftsprojekt die-
ser Bundesregierung. Er sichert die Lebensgrundlagen 
und die Grundlagen unserer Wirtschaft, und er ist maß-
geblich für unsere Sicherheit, wie auch das Weltwirt-
schaftsforum in Davos, die Münchner Sicherheitskon-
ferenz und die NATO bestätigt haben. Es gibt also viele 

ökonomische und ökologische Gründe dafür, dass 
Deutschland bis 2045 klimaneutral wird. Das ist die 
Richtschnur für das Regierungshandeln, das ich mit 
Nachdruck unterstütze und vorantreiben werde.

Als Bundesumweltminister möchte ich Natur und Um-
welt schützen und erhalten, und zwar gemeinsam mit 
allen Menschen in unserem Land. Ich bin mir sicher: 
Die große Mehrheit der Menschen unterstützt dieses Ziel, 
unabhängig von Wohnort, Geschlecht, Parteizugehörig-
keit, Alter oder Einkommen.

In den letzten Jahren ist aber etwas passiert, und zwar 
weltweit: Klimaschutz ist zu einem gesellschaftlichen 
Spalterthema geworden. Insbesondere die populistische 
Rechte benutzt es, um unsere Demokratien auszuhöhlen. 
Deswegen ist mir das Verbindende von Natur-, Umwelt- 
und Klimaschutz so wichtig. Wir müssen den sozialen 
Ausgleich beim Klimaschutz immer mitdenken und so 
den Spaltern ihr Geschäft erschweren. Ich nenne hier 
vier Wege, wie wir den Klimaschutz richtig anpacken 
und unser Land nach vorn bringen wollen.

Erstens. Klimaschutz ist ein riesiges Innovationspro-
gramm und stärkt die Wettbewerbsfähigkeit unserer Wirt-
schaft.

(Raimond Scheirich [AfD]: Sieht man ja!)
Die deutsche Industrie ist weltweit führend bei zahlrei-
chen Umwelttechnologien. Sie kann diese Stärke weiter 
ausbauen mit Wertschöpfung im Inland, mit guten Ar-
beitsplätzen.

(Zuruf des Abg. Dr. Michael Blos [AfD])
Im Übrigen ist die Verfügbarkeit von grüner Energie mitt-
lerweile einer der entscheidenden Faktoren für eine Un-
ternehmensansiedlung.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Mark 
Helfrich [CDU/CSU] – Dr. Rainer Kraft 
[AfD]: Ist das der grüne Staat, von dem ich 
gehört habe?)

Zweitens. Wir investieren in die Modernisierung unse-
res Landes. Die Bundesregierung wird die Möglichkeiten 
des Sondervermögens von 500 Milliarden Euro für Infra-
struktur und Klimaschutz zielgerichtet und klug nutzen. 
Gleichzeitig werden wir mehr private Investitionen anre-
gen. Dafür haben wir im Bundeskabinett am Mittwoch 
mit Abschreibungsmöglichkeiten von bis zu 30 Prozent 
für Unternehmen das Richtige auf den Weg gebracht; Sie 
haben das hier am gestrigen Tage gemeinsam mit dem 
Bundesfinanzminister diskutiert. Das wird das Potenzial-
wachstum unserer Volkswirtschaft stärken, sodass wir 
wieder deutlich über 1 Prozent kommen.

Drittens. Wir verbinden den Schutz des Klimas mit 
dem Schutz der Natur. Neben dem technischen Klima-
schutz setzen wir auf den natürlichen Klimaschutz. Mit 
dem Aktionsprogramm Natürlicher Klimaschutz inves-
tieren wir in die Wiedervernässung von Mooren, den 
Umbau unserer Wälder und das Pflanzen von Stadtbäu-
men. So schützen wir das Klima, betreiben aktiven Hoch-
wasserschutz und sorgen für lebenswerte Gemeinden. 
Die Bundesregierung wird daher das Aktionsprogramm 
Natürlicher Klimaschutz ausbauen, so wie ich es bereits 
angekündigt habe.
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Viertens. Wir sorgen für den sozialen Ausgleich beim 
Klimaschutz. Wir werden die Bürgerinnen und Bürger 
entlasten. Und das passiert schon jetzt: Durch die Ab-
schaffung der EEG-Umlage für Stromkunden haben 
Haushalte 2024 fast 20 Milliarden Euro gespart. 13,5 Mil-
lionen Menschen nutzen das Deutschlandticket und wer-
den so bei den Mobilitätskosten entlastet. Für den Hei-
zungstausch gibt es durch das Gebäudeenergiegesetz 
Fördermöglichkeiten von bis zu 70 Prozent. Unter ande-
rem dafür stehen im Klima- und Transformationsfonds 
fast 17 Milliarden Euro zur Verfügung. – Liebe Kollegin-
nen und Kollegen von Bündnis 90/Die Grünen, das habt 
ihr mitbeschlossen. Das sind auch eure Erfolge.

(Beifall bei der SPD – Felix Banaszak [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Viele Erfolge!)

Als Sozialdemokrat ist es mir daher besonders wichtig, 
dass die Einnahmen aus der CO2-Bepreisung an die Bür-
gerinnen und Bürger und die Unternehmen zurückgege-
ben werden. Das muss sozial gestaffelt geschehen. Die 
Instrumente müssen tatsächlich beim Umstieg auf klima-
freundliche Alternativen helfen. Auch Menschen mit nor-
malen Einkommen müssen in der Lage sein, eine För-
derung für ein E-Auto oder eine Wärmepumpe zu 
bekommen. Nur so erreichen wir Akzeptanz für eine 
ambitionierte Klimapolitik.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir wollen Deutsch-
land als ein modernes, sicheres, wirtschaftlich starkes 
Land und auch als verlässlicher Partner in Europa und 
der Welt in die Zukunft führen. Meine Hand ist aus-
gestreckt für alle, die sich dabei einbringen wollen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die Fraktion Die Linke darf ich aufrufen den Abge-

ordneten Dr. Fabian Fahl.

(Beifall bei der Linken)

Dr. Fabian Fahl (Die Linke):
Sehr geehrter Herr Präsident! Die Klimakrise ist da; sie 

ist nicht länger nur ein düsteres Zukunftsszenario. Wir 
befinden uns unmittelbar vor einigen Kipppunkten: in 
der Arktis, der Antarktis, im Amazonas, womöglich 
auch im Kongobecken, in Teilen der Weltmeere sowie 
gerade auch in den Nadelwäldern der Nordhalbkugel 
und in den Gletscherregionen. Wer jetzt nicht handelt, 
schlittert sehenden Auges von der Krise in die Katastro-
phe.

(Beifall bei der Linken)

Nur ein Aspekt: Jedes Jahr herrschen zum Beispiel in 
Pakistan wochenlang zwischen 40 und 50 Grad Celsius. 
Insbesondere in Verbindung mit hoher Luftfeuchtigkeit 
sterben Menschen schon jetzt.

(Karsten Hilse [AfD]: Das ist schon ein paar 
Jahrhunderte so!)

Aktuell sagen Meteorologen für Lahore in Pakistan an 
12 der kommenden 16 Tage zwischen 40 und 48 Grad 
Celsius voraus – im Juni! Der Ausnahmezustand ist dort 
inzwischen ein tödlicher Normalzustand. Und nach der 
Gluthitze kommt dann nicht der bekannte Monsun, 
sondern Sturzfluten, die weite Teile des Landes über-
schwemmen.

(Karsten Hilse [AfD]: Schon immer!)
Das ist auch eine Frage von Klimagerechtigkeit; denn ein 
Mensch in Pakistan emittiert mit 0,9 Tonnen CO2 pro 
Jahr gerade einmal ein Achtel eines Deutschen und ein 
Fünfzehntel eines US-Amerikaners. Die Klimakatastro-
phe wäre schon lange da, würden alle Fossile verbrennen 
wie wir. Dabei gilt: Steht ein Dorf unter Wasser, steigen 
Reiche auf die Jacht.

(Beifall bei der Linken)
Schon jetzt ist erkennbar, dass die Klimakrise als 

Brandbeschleuniger für Ungleichheit und Flucht wirkt. 
Sie verursacht Trockenheit, großflächige Waldbrände, 
und das fast in jedem Land. Weitere Folgen sind Ver-
teilungskämpfe und politische Instabilität.

Doch zu uns nach Europa. Im Wallis stürzten letzte 
Woche mindestens 5 Millionen Kubikmeter Fels und 
Gestein sowie Teile des Gletschereises vom 3 300 Meter 
hohen Kleinen Nesthorn ins Tal. Ab 2 400 Höhenmetern 
hielt früher der Permafrost und das Gletschereis das 
Ganze wie Kitt zusammen.

(Karsten Hilse [AfD]: Das hat der noch nie 
gemacht! Das hat er in den letzten hunderttau-
send Jahren noch nie gemacht!)

2024 erhitzte sich die Erde weiter, und zwar gegenüber 
der vorindustriellen Zeit nun erstmals global um 
1,55 Grad Celsius. Der Klimawandel ist tausendmal 
schneller als historisch. In Europa – die Schweiz ist ein 
Hotspot – sind es 2,5 Grad. Finden Sie da den Zusam-
menhang, und erzählen Sie von der rechten Seite mir 
nichts vom Wetter und normalen Naturkatastrophen. 
Das ist schlicht falsch.

(Beifall bei der Linken – Dr. Rainer Kraft 
[AfD]: Sie sind ja Experte!)

Herr Minister Schneider, Sie haben gerade leider kaum 
konkrete Lösungen vorgeschlagen. Deswegen mache ich 
das jetzt. Die Regierung muss endlich ein Tempolimit 
einführen: 120 km/h auf Autobahnen, 80 km/h auf Land-
straßen. Das macht laut Umweltbundesamt-Studie von 
2023 6 bis 8 Millionen CO2 weniger aus. Streichen Sie 
endlich die 65 Milliarden Euro an umwelt- und klima-
schädlichen Subventionen!

(Marcel Bauer [Die Linke]: Das wird Zeit!)
Dazu gehören das Dienstwagenprivileg, die Entfernungs-
pauschale und alle Subventionen in fossile Energien.

(Beifall bei der Linken)
Und verbieten Sie Flüge unter 500 Kilometern!

Diese Maßnahmen können aber nur ergriffen werden, 
wenn Sie die Menschen wegen der gestiegenen Kosten 
gleichzeitig – ich betone: gleichzeitig – mit einem Klima-
geld entlasten. Aus dem Klima- und Transformations-
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fonds finanziert könnten das pro Kopf und Jahr 320 Euro 
sein. Unterm Strich erhalten Menschen mit geringem 
Einkommen also mehr Geld zurück, als sie zahlen. 
Denn je mehr man verdient, umso häufiger werden zum 
Beispiel klimaschädliche Verkehrsträger genutzt.

Es braucht auch einen Stopp des Ausbaus fossiler In-
frastruktur. Für die Flüssiggasanlage auf Rügen – auch so 
eine Ampelaltlast – wäre der Rückbau noch die beste 
Lösung; denn offensichtlich gibt es dafür gar keinen Be-
darf.

(Beifall bei der Linken)

Ferner – das geht an die Adresse der Koalitionsfraktio-
nen –: Stopp der Kohleverstromung im Jahr 2030! Statt 
des weiteren Ausbaus der Stromerzeugung aus Erdgas als 
Backup-Kraftwerke, die bald wegen des Zubaus an er-
neuerbaren Energien noch weniger als heute gebraucht 
werden, muss der Ausbau von Energiespeichern forciert 
werden.

(Beifall bei der Linken)

Und hören Sie bitte damit auf, uns unausgereifte und 
sündhaft teure Pseudolösungen als „Klimaretter“ zu ver-
kaufen!

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Wasserstoff!)

Atomfusion, CCS und E-Fuels:

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Wasserstoff!)

Welche Konzerne haben Ihnen das eigentlich eingeflüs-
tert? Mit dem, was Sie für diese Sackgassentechnologien 
verpulvern wollen, sowie mit einer Kerosinsteuer ließe 
sich das 9-Euro-Ticket für circa 10 Milliarden Euro lo-
cker dauerhaft finanzieren.

(Beifall bei der Linken)

Noch eine Ampelaltlast, für die die Grünen mitverant-
wortlich sind: Führen Sie dringend die Sektorenziele ge-
mäß dem alten Klimaschutzgesetz wieder ein!

Und weil gerade Länder unter der Klimakrise leiden, 
die am allerwenigsten zu dieser beigetragen haben, muss 
es eine umfassende Entschuldung und mehr Gelder für 
nachhaltige Entwicklung geben. Das ist nur recht und 
billig.

(Beifall bei der Linken)

Dass unsere Gerichte wie im Fall des peruanischen 
Bauern Lliuya zwei Klimaklagen aus dem Ausland an-
nehmen und sich grundsätzlich für zuständig erklären, 
das aber in der Sache scheitert, ist evident. Wir müssen 
den Rechtsrahmen ändern. Zumindest die allergrößten 
Klimakiller wie RWE müssen für Schäden in Haftung 
genommen werden.

(Beifall bei der Linken)

Zusammengefasst: Klimawandel war gestern, Klima-
krise ist heute, und Klimakatastrophe ist morgen, wenn 
Sie jetzt nicht entschieden handeln.

Danke schön.

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Ich darf als nächsten Redner für die CDU/CSU Herrn 

Dr. Thomas Gebhart aufrufen.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Dr. Thomas Gebhart (CDU/CSU):
Vielen Dank. – Herr Präsident! Meine sehr geehr- 

ten Damen und Herren! Ich bin den Grünen dankbar 
dafür, dass sie diese Debatte auf die Tagesordnung ge-
setzt haben; denn das gibt uns noch einmal die Möglich-
keit, klarzumachen, wofür wir stehen, klarzumachen, wo 
vielleicht die Gemeinsamkeiten in diesem Hause liegen, 
und klarzumachen, was die Unterschiede sind. Ich will 
jedenfalls für uns Christdemokraten sehr deutlich ma-
chen: Klimaschutz ist und bleibt ein elementares Anlie-
gen. Es geht um den Erhalt der natürlichen Lebensgrund-
lagen. Wir stehen zu den Klimazielen, zu den deutschen, 
zu den europäischen Klimazielen. Das haben wir im Koa-
litionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD auch noch 
mal ausdrücklich so bekräftigt.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Aber es gibt natürlich unterschiedliche Wege, wie wir 
die Klimaziele erreichen wollen. Wenn wir zunächst noch 
einmal den Weg der letzten Bundesregierung unter Fe-
derführung der Grünen in diesem Bereich betrachten, 
dann müssen wir feststellen: Sie haben sehr stark auf 
Ordnungsrecht gesetzt, auf sehr viele kleinteilige Re-
gelungen, die Unternehmen, Bürgerinnen und Bürgern 
genau vorgeben, was sie zu tun und was sie zu lassen 
haben.

(Katharina Dröge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Bürokratieabbau haben wir gemacht!)

Teilweise war es überbürokratisch – denken wir an das 
Energieeffizienzgesetz – und teilweise ging es einfach an 
der Lebenswirklichkeit der Menschen vorbei,

(Karsten Hilse [AfD]: Sie haben das Energie-
gesetz mit beschlossen!)

Stichwort „Heizungsgesetz der Ampel“.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Das ist nicht der Weg, den wir weitergehen werden, 
sondern wir haben einen anderen Weg.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Es wird teurer!)
Was ist unser Weg? Ich will fünf Punkte nennen:

(Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das sind doch Phrasen!)

Der erste Punkt. Wir müssen Umwelt, Wirtschaft und 
Soziales immer konsequent zusammendenken und zu-
sammenbringen. Wenn wir auf dem Weg hin zur Klima-
neutralität die Wettbewerbsfähigkeit unserer heimischen 
Unternehmen verlieren würden, dann hätten wir mit 
Blick auf das Klima überhaupt nichts gewonnen. Wenn 
am Ende Produktionsverlagerungen stattfinden und die 
Fertigprodukte zu uns geliefert werden, dann ist das ein 
Rückschritt mit Blick auf das Klima; das ist wirtschaft-
lich gesehen ein Rückschritt und sorgt für soziale Ver-
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werfungen bei uns im Land. Das kann nicht die Lösung 
sein. Wir müssen Stück für Stück klimaneutral werden 
und dabei ein starkes Industrieland bleiben.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf von der 
AfD: Das schließt sich aus! – Dr. Rainer Kraft 
[AfD]: Außer mit Kernkraft, mit Atomkraft!)

Der zweite Punkt. Wir setzen auf technologische In-
novationen, auf Technologieoffenheit. Ja, wir brauchen 
zum Beispiel alle Formen der erneuerbaren Energien, 
die Wasserstofftechnologie, die Speichertechnologie, 
und – auch das unterscheidet uns von der letzten Bundes-
regierung –, wir sagen auch Ja zu CO2-Abscheidung, 
-Einlagerung und -Wiederverwertung. Wir müssen hin 
zu einer echten CO2-Kreislaufwirtschaft. Das wollen 
wir nicht nur ermöglichen, sondern aktiv unterstützen. 
Darin liegt auch eine Chance.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Ein dritter Punkt. Wir setzen vor allem auf marktwirt-

schaftliche Lösungen und Instrumente,
(Dr. Fabian Fahl [Die Linke]: Das ist zu 

langsam!)
auf Marktwirtschaft statt Planwirtschaft: Wir wollen An-
reize, damit investiert wird in CO2-Vermeidungstech-
nologien, Anreize für Innovationen; das ist der richtige 
Weg. Klimaschutz muss zu einem echten Geschäftsmo-
dell werden.

(Raimond Scheirich [AfD]: Ist es schon! – 
Weiterer Zuruf von der AfD: Ist es doch 
längst!)

Ein vierter Punkt – der hängt ganz eng damit zusam-
men –: Wir setzen stärker auf europäische Lösungen. 
Deswegen finden wir es richtig, dass es 2027 einen euro-
päischen Emissionshandel insbesondere auch für den 
Verkehrs- und Gebäudebereich geben wird. Wir gehen 
weg von der rein nationalen Lösung, die wir bisher hat-
ten, hin zu einer europäischen Lösung. Das ist gut für das 
Klima, das ist gut für faire Wettbewerbsbedingungen, und 
es hilft, dass einseitige Kostenbelastungen für Bürger und 
Unternehmen in Deutschland reduziert und beseitigt wer-
den.

Ein fünfter und letzter Punkt, meine Damen und Her-
ren: Ja, wir müssen die Einnahmen aus der CO2-Beprei-
sung zurückgeben. CO2-Bepreisung darf niemals ein Ein-
nahmeinstrument des Staates sein,

(Karsten Hilse [AfD]: Ist es aber!)
sondern die Einnahmen müssen zurück.

(Zuruf von der AfD: Oder das Geld gar nicht 
erst aus den Taschen ziehen!)

Das ist auch und insbesondere eine soziale Frage. Des-
wegen werden wir die Strompreise für alle in diesem 
Land, für Unternehmen wie für Bürger, deutlich senken.

(Dr. Fabian Fahl [Die Linke]: Klimageld!)
Das ist ein kluges Vorgehen. Insgesamt ist das aus meiner 
Sicht, aus unserer Sicht ein vernünftiger Weg, um die 
Klimaziele zu erreichen.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Bis wann denn? – 
Marcel Queckemeyer [AfD]: Bis wann denn? 

Das würde mich als Bürger auch interessieren, 
wann das wieder billiger wird!)

Ich bin zuversichtlich, dass wir auf diesem Weg gut vo-
rankommen werden.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Ich darf für die AfD-Fraktion den Abgeordneten Kas-

ten Hilse aufrufen.
(Beifall bei der AfD)

Karsten Hilse (AfD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe 

Landsleute! Und selbstverständlich: Werte Leugner des 
natürlichen Klimawandels! Auf Verlangen der „All Cops 
are Bastards“-Fraktion beschäftigen wir uns heute mit 
dem Lieblingsthema der Grünen, aber nicht etwa mit 
Umwelt- und Naturschutz, also dem Schutz der natürli-
chen Lebensgrundlagen. Nein, der Titel lautet: „Klima-
krise spitzt sich zu – Bundesregierung darf Klimaschutz 
nicht hintenanstellen“.

Da wir uns weder in einer Klimakrise befinden noch 
sich das Klima schützen lässt,

(Dr. Fabian Fahl [Die Linke]: Das ist falsch!)
würden wir als AfD diesen ideologischen Schwachsinn 
nicht hintenanstellen, sondern gleich komplett streichen.

(Beifall bei der AfD)
Die postulierte Krise wird lediglich dazu benutzt, die 
Menschen in Angst zu versetzen,

(Violetta Bock [Die Linke]: Die Klimakrise 
gibt es! Die Migrationskrise gibt es nicht!)

damit sie brav und ohne zu murren ihren Ablass in Form 
der CO2-Steuer entrichten, für die Klimarettung die 
höchsten Strompreise der Welt zahlen, ihren Arbeitsplatz 
verlieren, kein Auto mehr fahren, nicht mehr in den Ur-
laub fliegen, auf ein Eigenheim verzichten, also im 
Großen und Ganzen für die Klimarettung auf ihre Freiheit 
verzichten. Wir als AfD werden uns immer diesem ideo-
logischen Irrsinn entgegenstellen.

(Beifall bei der AfD – Harald Ebner [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie haben gar nichts 
verstanden!)

Ja, Deutschland befindet sich in einer Krise, in einigen 
Bereichen in einer tiefen Krise, die aber nichts mit dem 
Klima zu tun hat. Das beginnt mit der durch die Energie-
wende ausgelösten Wirtschaftskrise: Deutschland schlit-
tert in das nächste, das nun dritte Rezessionsjahr. Nach 
wie vor gehen reihenweise Traditionsunternehmen ins 
Ausland oder gleich in die Insolvenz wie jüngst thyssen-
krupp – eine direkte Folge der absurd hohen, künstlich in 
schwindelerregende Höhen getriebenen Energiekosten, 
begründet mit dem sogenannten Klimaschutz.

Inzwischen erreicht die Arbeitslosigkeit die 3-Millio-
nen-Grenze, die gedeckelte Arbeitslosigkeit wohlge-
merkt. Die reale – mit den in den Statistiken versteckten 
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Teilzeitarbeitslosen, Zwangsverrenteten, Frühpensionä-
ren und dem Heer von Menschen, die in diversen Arbeits-
beschaffungsmaßnahmen schlichtweg geparkt werden – 
dürfte bei über 6 Millionen liegen. Alles für die Klima-
rettung! Die einzige Partei, die willens und in der Lage 
ist, uns aus dieser absichtlich erzeugten Wirtschaftskrise 
herauszuführen, ist die AfD.

(Beifall bei der AfD)
Weiter geht es mit der nächsten Krise, einer Sicher-

heitskrise, die auch nicht auf Klimaveränderungen zu-
rückzuführen ist, sondern auf das Totalversagen der Alt-
parteien: massenhafte, unkontrollierte, in nicht wenigen 
Fällen tödliche Flutung Deutschlands mit Menschen aus 
fremden Kulturkreisen, die zu einem nicht unerheblichen 
Teil weder hier arbeiten noch sich integrieren wollen. 
Einhergehend mit dieser Flutung explodieren laut der 
Polizeilichen Kriminalstatistik die Zahlen bei Gewalt-
verbrechen, schwerer Körperverletzung, Totschlag und 
Mord

(Dr. Fabian Fahl [Die Linke]: Zur Sache!)
sowie Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung 
bis hin zu Gruppenvergewaltigungen, einem Tatbestand, 
den es vor 2015 praktisch nicht gab. Auch diese Krise 
kann, will und wird nur die AfD beenden.

(Beifall bei der AfD)
Kommen wir zur nächsten, in ihren Gesamtauswirkun-

gen verheerendsten Krise, einer ausgewachsenen Staats-
krise, die die freiheitlich-demokratische Grundordnung 
massiv bedroht. Und auch diese Krise hat nichts mit 
dem Klimawandel zu tun, sondern mit einer Verachtung 
der Interessen des deutschen Volkes: bis zu 1,7 Billionen 
Euro Schulden,

(Esra Limbacher [SPD]: Kennen Sie den Ta-
gesordnungspunkt? Wissen Sie, um was es 
geht? Können Sie mal zum Thema kommen?)

unter denen die nächsten Generationen ächzen werden, 
beschlossen von abgewählten Abgeordneten, Kriminali-
sierung von legalen Meinungsäußerungen, Verfolgung 
und Kriminalisierung der einzigen Opposition im Land, 
Versagung parlamentarischer Mitwirkung. Diese Krise 
wird gerade durch die amerikanische Administration 
mit Sorge betrachtet und veranlasste US-Außenminister 
Marco Rubio zu der Aussage „Das ist keine Demokratie – 
es ist verkappte Tyrannei“.

(Beifall bei der AfD)
Das sind Krisen, mit denen wir uns dringend beschäf-

tigen müssen. Stattdessen haben offenkundig kognitiv 
benachteiligte Vertreter von 60 Städten seit sechs Jahren 
einen Klimanotstand verkündet, natürlich um mit dem 
hart erarbeiteten Geld der Bürger Verwandte, Bekannte 
und Brüder im Geiste in gut bezahlte Posten zu hieven. 
Die AfD wird diesen Sumpf trockenlegen; darauf können 
Sie sich verlassen.

(Beifall bei der AfD)
Weiter geht es mit der Panikmache: Die Gesundheits-

ministerin will einen Hitzeschutzplan erstellen. Das 
Bündnis gegen den Hitzetod hat vor wenigen Tagen einen 
Hitzeaktionstag ausgerufen, mit zahlreichen Funktionä-

ren des Gesundheitswesens und natürlich Lobbyorgani-
sationen, denen der Hitzeschutz am Allerwertesten vor-
beigeht, die lediglich die Interessen der Wind- und 
Solarindustrie durchbringen wollen.

Die Wetterkarten im deutschen Fernsehen stellen 
Höchsttemperaturen von 28 Grad als dunkelrot, gar lila 
dar, während sie bis vor Kurzem sogar bei 36 Grad eher 
hellgrün waren.

(Dr. Fabian Fahl [Die Linke]: Das ändert sich 
mit den Jahreszeiten! Es gibt Jahreszeiten!)

Gibt es keine Krise, dann machen wir uns eben eine, 
mit immer dem gleichen Ziel: Angst zu verbreiten, Angst, 
die die Bürger veranlasst, auch die unsinnigsten Ideen 
gutzuheißen und zu zahlen.

(Daniel Rinkert [SPD]: Angst haben die Men-
schen vor Ihnen!)

Wir werden das beenden. Wir werden echten Umwelt- 
und Naturschutz betreiben. Wir werden das Geld der 
Bürger für ihre Interessen verwenden. Wir werden den 
Bürgern ihre Freiheit zurückgeben.

Schönes Wochenende!

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die SPD-Fraktion darf ich Esra Limbacher das 

Wort erteilen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Esra Limbacher (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Da-

men und Herren! Ich will es Ihnen nicht ersparen, in 
dieser Aktuellen Stunde zu meinem Vorredner ein, zwei 
Worte zu sagen. Ich kann Ihnen nur sagen: Sie bezeich-
nen sich selbst doch oft als Patrioten, auch hier im Hohen 
Hause. Da kann ich Ihnen nur sagen: Es gibt doch nichts 
Patriotischeres, als die eigene Heimat zu schützen.

Ich will Ihnen nur zurufen: Informieren Sie sich, und 
reihen Sie sich bei denjenigen ein, die in diesem Land 
etwas gegen den Klimawandel machen wollen! Das ist 
nämlich für unsere Heimat wichtig.

(Karsten Hilse [AfD]: Weg mit den Wind-
rädern!)

Überlegen Sie mal, was Sie tun. Das schadet unserem 
Land, was Sie hier vorbringen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der Linken – Karsten Hilse [AfD]: Nein, das, 
was Sie machen, schadet unserem Land!)

Ich will anlässlich der Aktuellen Stunde etwas ganz 
Grundsätzliches sagen. Diese Regierung ist jetzt 31 Tage 
im Amt. Wir haben zu diesem Thema schon mehrere 
Beiträge hier im Hohen Haus gehört, zuletzt gestern, als 
es um einen Antrag von Bündnis 90/Die Grünen zur 
Dürrephase in diesem Land und in Europa ging. Wenn 
eine der, wie ich finde, vernunftbegabtesten demokrati-
schen Oppositionsfraktionen
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(Lachen bei der AfD – Marcel Queckemeyer 
[AfD], an die CDU/CSU gewandt: Spätestens 
jetzt würde ich mir als CDU/CSU Gedanken 
machen, wenn das mein Koalitionspartner 
sein sollte!)

eine Aktuelle Stunde zu so einem Thema einberuft, dann 
ist es wichtig, auf den Diskurs zu achten – das möchte ich 
betonen – und darauf, wie wir mit Problemen umgehen. 
Einer Regierung schon nach 31 Tagen vorzuwerfen, sie 
würde nichts tun, sie könne nichts machen, es sei zu 
wenig, das passt nicht.

(Katharina Dröge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ihr habt nichts vor! Das ist das Pro-
blem!)

Ich finde schon, dass wir alle auf unsere Umgangsformen 
achten müssen.

Wir haben uns viel vorgenommen.

(Felix Banaszak [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Was genau?)

Diese Regierung wird tätig werden. Wir setzen da voll 
auf Ihre Unterstützung. Mir ist klar, dass ihr uns in den 
kommenden vier Jahren immer wieder kritisieren werdet: 
zu langsam, zu spät, zu wenig. Das ist auch vollkommen 
in Ordnung; das soll die Opposition ja auch tun.

(Felix Banaszak [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Was habt ihr euch denn vorgenom-
men?)

Wir als Koalition werden dagegen argumentieren. Es gibt 
nicht nur die eine wahre Lehre auf dem Weg hin zur 
Klimaneutralität. Es gibt nicht nur die grüne Brechstange.

(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Oah!)

Es gibt eben auch die Interessen der normalen Leute, die 
beachtet werden müssen.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Leif Erik 
Bodin [CDU/CSU] – Dr. Jan-Niclas 
Gesenhues [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Erst was von Vernunft erzählen und jetzt so 
populistisch hier! Das ist ganz schön billig!)

Diese rituellen Debatten kann man jede Woche führen; 
das tun wir ja tatsächlich in diesem Haus. Sie führen uns 
aber aus meiner Sicht nirgendwohin.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Daniel Rinkert [SPD] – Felix Banaszak 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Was habt ihr 
jetzt vor?)

Im Gegenteil – lassen Sie mich da deutlich werden –: 
Dieses oft stattfindende Polarisieren im demokratischen 
Spektrum schreckt viele Menschen ab.

(Felix Banaszak [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: „Grüne Brechstange“, ne?)

Diese ewige Vorwurfshaltung, die Behauptungen, alle 
würden die genialen grünen Hinweise ignorieren, schre-
cken viele Menschen ab. Wir alle sind Teil des Problems. 
Diese Art der Debatte ist ein Grund dafür, dass viele 

Menschen kein besonderes Interesse am Klimaschutz 
und an der Klimapolitik haben. Darum haben es Parteien 
am rechten Rand oft so einfach.

(Marcel Queckemeyer [AfD]: Weil die Leute 
immer schlauer werden! Die merken, was 
falsch läuft!)

Die demokratische Mitte streitet sich,
(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Wenn ihr die Grünen 

zur Mitte zählt!)
obwohl es doch nur einen vernünftigen Weg gibt, und der 
besteht eben nicht darin, den Kopf in den Sand zu ste-
cken, sondern darin, endlich etwas gegen den Klimawan-
del zu tun. Das hat sich diese Regierung vorgenommen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Ich will in der Redezeit, die mir verbleibt, kurz fünf 

Punkte nennen:
Erstens. Im Koalitionsvertrag steht ganz klar: Deutsch-

land soll bis 2045 klimaneutral werden. Auch wenn Ein-
zelne das mittlerweile infrage stellen, halten wir natürlich 
daran fest.

(Beifall bei der SPD)
Zweitens. Wir sind beim Klimaziel für 2030 auf dem 

richtigen Weg. Es wird nicht leicht, aber es ist möglich. 
Wir werden alles dafür tun.

Drittens. Wir investieren in den nächsten Jahren viel 
Geld in die Modernisierung unseres Landes – etwa über 
den Klima- und Transformationsfonds – und in bessere 
Infrastruktur. Das hilft dem Klimaschutz direkt und indi-
rekt.

(Beifall bei der SPD)
Viertens. Der Bundesfinanzminister hat in dieser Wo-

che ein Paket vorgestellt, das E-Automobilität attraktiver 
macht. Damit unterstützen wir den Verkehrsbereich. Das 
ist für den Klimaschutz besonders wichtig.

Fünftens. Wir wollen die Strompreise deutlich senken.
(Marcel Queckemeyer [AfD]: Dann fangen Sie 
doch mal an! Erst künstlich hochtreiben und 
dann sagen, Sie senken sie wieder!)

So wird es im Industrie-, Verkehrs- und Gebäudebereich 
einfacher, auf Strom umzusteigen. Das ist sogar im In-
teresse meiner heimischen Stahlindustrie, und das ist vor 
allen Dingen gut für den Klimaschutz.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Unser Ziel ist: Klimaschutz gemeinsam mit den Men-
schen. Daran arbeiten wir als Fraktion, daran arbeiten wir 
als Koalition, und daran arbeite auch ich ganz persönlich. 
Ich bin mir sicher, es wird uns gemeinsam gelingen.

Herzlichen Dank und Glück auf!
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen darf ich auf-

rufen: Dr. Jan-Niclas Gesenhues.
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(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Jan-Niclas Gesenhues (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich 
muss sagen, ich fand die Debatte bisher in Teilen etwas 
sehr abstrakt und theoretisch. Deswegen will ich mal so 
einsteigen: Was meinen wir eigentlich, wenn wir über 
Klimaschutz reden? Wir sprechen über gesunde, intakte 
Landschaften.

(Marcel Queckemeyer [AfD]: Indem man Wäl-
der abholzt und Windkraftanlagen hinstellt! 
Dann redet man über „intakte Landschaften“! 
Ganz mein Humor!)

Wir reden darüber, dass Kaffee, Kakao, Brot und Butter 
bezahlbar bleiben. Herr Schneider, wir haben ja eine Ge-
meinsamkeit: Wir gehen gerne angeln. Sie gehen auf 
Zander und auf Barsch. Auch das geht nur, wenn wir 
Natur und Klima schützen. Es geht darum, dass wir Nach-
tigall und Pirol beim Gesang zuhören können, dass wir 
Grünflächen haben, auf denen unsere Kinder spielen kön-
nen, dass wir frische Luft in unseren Städten haben. Liebe 
Kolleginnen und Kollegen, dafür lohnt es sich doch zu 
kämpfen. Wir Grüne werden immer dafür kämpfen; das 
kann ich Ihnen versprechen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Die Bundesregierung hingegen kämpft für alles Mög-

liche: für Rechtsbrüche an Grenzen, für Klientelge- 
schenke – nutzt dafür auch Haushaltstricks – und für 
ich weiß nicht was noch alles. Für eines kämpft sie aber 
nicht, und das ist der Klimaschutz.

(Jakob Blankenburg [SPD]: Ach, na ja!)
Das sieht man zum Beispiel an eurem Sofortprogramm. 
Ihr habt ja gefragt, woran man das ablesen kann. Guckt 
euch mal euer Sofortprogramm an, guckt euch euren 
Koalitionsvertrag an! Beim Klimaschutz: klaffende Lee-
re. Und das ist ein Problem, liebe Kolleginnen und Kol-
legen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Zuruf des Abg. Mark Helfrich [CDU/CSU])

Sie setzen dem Ganzen dann auch noch die Krone auf; 
denn Sie machen nicht nur nichts, sondern Sie beschlie-
ßen auch noch 15 Milliarden Euro an klimaschädlichen 
Subventionen, zusätzlich zu den 65 Milliarden Euro an 
klimaschädlichen Subventionen, die es sowieso schon 
gibt. Das hat das Forum Ökologisch-Soziale Marktwirt-
schaft gerade herausgefunden. Das ist der falsche Weg, 
liebe Kolleginnen und Kollegen, liebe Bundesregierung. 
So darf es nicht weitergehen. Der Klimaschutz muss bei 
Ihnen wieder oben auf die Agenda kommen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Ich finde, gerade jetzt muss man doch mal über Maß-

nahmen reden. Die habe ich in dieser Debatte vermisst. 
Sie haben die ganze Zeit von Bekenntnissen gesprochen. 
Meine Oma hat mal gesagt: Für Bekenntnisse kann ich in 
die Kirche gehen.

(Heiterkeit beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Ich will hier im Deutschen Bundestag Maßnahmen hören, 
liebe Kollegen aus der Bundesregierung.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Die Maßnahmen liegen doch auf der Hand: Wir kön-

nen dafür sorgen, dass Bus und Bahn für alle bezahlbarer 
werden. Wir können dafür sorgen, dass wir die Moore, 
Wälder und Meere – die echten Verbündeten für den 
Klimaschutz, weil sie riesige Mengen CO2 speichern 
können – schützen, dass wir die Offensive für den natür-
lichen Klimaschutz nicht nur verstetigen, sondern weiter 
ausbauen. Das sind die Zeichen der Zeit, das sind die 
Maßnahmen, die wir umsetzen müssen. Wir brauchen 
günstigen Strom, aber aus erneuerbaren Quellen.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Hätte ich auch gerne!)
Herr Helfrich, es ist ja über internationalen Klima-

schutz gesprochen worden. Dann frage ich Sie: Wo sind 
denn die 6 Milliarden Euro für die internationale Klima-
finanzierung?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Ich habe hier in der Regierungsbefragung nachgefragt. 
Nichts dazu! Die Zusagen, die Deutschland gegeben 
hat, müssen Sie dann auch umsetzen.

Zur Frage der sozialen Flankierung. Wir haben Ihnen 
doch das komplette Konzept mit Auszahlmechanismus 
für das Klimageld auf dem Silbertablett serviert. Nach-
dem wir Druck auf den Koalitionspartner ausgeübt hat-
ten, hat der Finanzminister das endlich vorgelegt. Das 
liegt alles in der Schublade. Geben Sie den Menschen 
in Deutschland endlich das Klimageld!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Dr. Thomas Gebhart [CDU/CSU]: Sie haben es 
versprochen und nicht eingeführt!)

Nichts davon steht in Ihrem Sofortprogramm.
Kommen Sie endlich zur Vernunft, auch angesichts der 

aktuellen Dürresituation! Wir haben die heftigste Früh-
jahrsdürre seit 1931 in unserem Land, und dann spricht 
die Wirtschaftsministerin davon, Klimaschutz sei „über-
betont“. Wenn ich mir angucke, wie sich die Dürre auf 
Landwirtschaft, auf Wirtschaft, auf die Natur auswirkt, 
dann sehe ich: Klimaschutz ist offensichtlich unterbetont 
und muss wieder stärker auf die Agenda gesetzt werden, 
liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Zuruf des Abg. Maximilian Kneller [AfD])

Machen Sie zum Beispiel das, was Ihnen der Experten-
rat für Klimafragen sagt. Wir müssen mehr tun für den 
Klimaschutz in den Bereichen Gebäude, Verkehr und 
Landnutzung. Aber was ist geplant? Im Gebäudebereich 
wollen Sie Standards abbauen, im Verkehrsbereich Auto-
bahnen bauen. Und, Herr Schneider, bei aller Liebe: Wir 
brauchen mehr Renaturierung.

(Karsten Hilse [AfD]: Genau! Renaturierung 
von ehemaligen Windindustriegebieten!)

Und Sie wollen sich ernsthaft bei der EU-Kommission 
dafür einsetzen, das Renaturierungsgesetz zu verzögern? 
Das ist genau die falsche Richtung. So darf es nicht 
gehen.
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(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Dr. Rainer Kraft [AfD]: 2 Prozent!)

An einem sollten Sie sich auf jeden Fall kein Beispiel 
nehmen: Komplett verkauft und verraten ist der Klima-
schutz beim sächsischen Ministerpräsidenten Kretsch-
mer. Der faselt ernsthaft davon, dass Klimaschutz 
schlecht für den Wohlstand sei! Kreislaufwirtschaft – 
das ist doch angesprochen worden – ist ein riesiger 
Wachstumsmarkt und gleichzeitig Klimaschutzmotor.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Maximilian Kneller [AfD]: Das kann man ja in 
Deutschland erkennen!)

Wir waren in Deutschland mal Weltmarktführer beim 
Thema Umwelttechnik, bis Altmaier und Gabriel das 
dann abgewürgt haben. Es muss doch unser Ziel sein, 
bei Umwelttechnik und Innovationen wieder Weltmarkt-
führer zu werden.

(Jakob Blankenburg [SPD]: Sind wir doch 
noch!)

70 Prozent der Unternehmen im Euroraum sind direkt 
abhängig von Ökosystemleistung. Klimaschutz ist Wohl-
standsmotor und Wohlstandsantreiber. Das ist doch die 
Wahrheit.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Deswegen ist es so fatal, dass wir zu all diesen Themen 

dröhnendes Schweigen aus der Bundesregierung hören. 
Wir Grüne werden dazu nicht schweigen. Ich kann nur 
sagen: Raus auf die Straße! Ran an die Stammtische! Wir 
müssen in den Unternehmen dafür sorgen, dass Klima-
schutz wieder oben auf die Agenda kommt, und Druck 
machen auf diese Bundesregierung.

Herzlichen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Ich darf für die CDU/CSU-Fraktion den Abgeordneten 

Christian Moser aufrufen.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Christian Moser (CDU/CSU):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich 

möchte in der heutigen Aktuellen Stunde der Grünen wie 
meine Vorredner über Akzeptanz und Vertrauen in den 
Staat sprechen, beides für mich wesentliche, wenn nicht 
die wesentlichen Voraussetzungen für erfolgreiche Kli-
maschutzpolitik.

Vorausgeschickt: Ausrufe nach dem Motto „Ich kann 
es nicht mehr hören!“ werden uns leider nicht weiterbrin-
gen. Ich möchte das an einem Beispiel aus dem Bereich 
der Klimaanpassung erläutern – aber ich finde, es gilt 
genauso für die Klimaschutzpolitik im Allgemeinen –: 
In diesem Jahr jährt sich die große Junihochwasser-
katastrophe, die insbesondere den Süden Deutschlands 
massiv erfasst hat. Diese Hochwasserkatastrophen – das 
wissen wir – nehmen massiv zu. Mein Wahlkreis bei-
spielsweise war massiv betroffen. Die Erfahrungen aus 
dieser Flut waren auch eine Motivation für mich, für den 
Bundestag zu kandidieren. Ich habe viele Schadensorte 

besucht. Ich stand in Häusern, wo das Erdgeschoss einen 
Meter unter Wasser stand. Das Wichtigste: In meinem 
Wahlkreis gab es zwei Todesfälle.

Wenn man mit den Menschen gesprochen hat, hat man 
viel Resignation, Trauer, aber auch viel Wut erlebt. Wa-
rum ist das so? Das müssen wir als politische Mitte – das 
ist heute mein Appell – ernst nehmen: Viele Orte warten 
teilweise seit Jahrzehnten auf Hochwasserschutz. In mei-
nem Nachbardorf ist bei dieser besagten Katastrophe ein 
Feuerwehrmann – zweifacher Familienvater –, den ich 
persönlich kannte, im Einsatz tödlich verunglückt. Dieser 
Ort wartet seit über 25 Jahren auf einen angemessenen 
Hochwasserschutz.

Woran scheitert so was? Die Gründe liegen oft im 
Bundes- und Europarecht: überlange, komplizierte Pla-
nungsverfahren mit vielen Gutachten

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
und Planfeststellungsverfahren, die selbst bei unverhält-
nismäßig kleinem Umfang und kleinen Änderungen von 
Neuem beginnen müssen, Naturschutzvorgaben, die eine 
adäquate Reinigung und Pflege von Entwässerungsgrä-
ben verhindern, und – das muss ich auch sagen – ein fast 
völlig kritikloser Umgang mit dem Biber, der an vielen 
Gewässern notwendigen Retentionsraum verhindert.

(Beifall bei der CDU/CSU – Leif Erik Bodin 
[CDU/CSU]: Ja!)

Es wird aber noch absurder in unserem Bundesrecht. 
So kann seit Jahrzehnten ein natürlicher Hochwasser-
schutz, den wir ja alle wollen, für Schrobenhausen – 
eine Stadt in meinem Wahlkreis, massivst vom Hochwas-
ser betroffen, auch dort ein Todesfall – nicht realisiert 
werden, weil die geplante Retentionsfläche in einem 
FFH-Gebiet liegt. Selbst die Reaktivierung eines alten 
Flusses – wir haben heute gehört, dass wir das auch zu-
gunsten der Biodiversität machen wollen – kann nach 
Wasserhaushaltsrecht nicht vollzogen werden, solange 
das Planfeststellungsverfahren nicht abgeschlossen ist. 
Wir regulieren uns sprichwörtlich zu Tode,

(Beifall bei der CDU/CSU)
nicht nur Menschen, sondern auch Flora und Fauna, die 
nach einem Hochwasser einer Wüste gleich tot sind.

Es gibt Menschen, die zwei-, drei- oder viermal über-
schwemmt werden, und wieder und wieder passiert 
nichts. Jetzt kommt der Befund, der mir Sorgen macht: 
Diese Menschen verlieren den Glauben an den Staat. Sie 
glauben nicht mehr an die politische Mitte. Sie sind im-
mer weniger für richtige und wichtige Schritte hin zu 
einer klimaneutralen Welt zu haben

(Tobias Ebenberger [AfD]: Wenn das Porte-
monnaie immer leerer wird!)

und wenden sich den Rändern zu. Das können wir gerade 
nicht gebrauchen.

Zu diesem Vertrauensverlust haben vor allem Sie als 
Grüne beigetragen, indem Sie zum Beispiel nicht bereit 
waren, praktikable Lösungen beim Naturschutz zu fin-
den, wodurch wir bei den Planungsverfahren endlich vo-
rangekommen wären. Sie haben es auch versäumt, die 
Verfahren gerade im Umweltrecht massiv zu verschlan-
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ken. Das trifft – das durfte ich als Anwalt mehrfach be-
gleiten – gerade auch die Errichtung von EE-Anlagen und 
Energiespeichern. Sie haben die Betreiber von Biogas-
anlagen zu lange im Regen stehen lassen. Wir haben 
10 000 Bestandsanlagen, die gerade in Zeiten, in denen 
die Sonne nicht scheint und der Wind nicht weht, das 
Netz stabilisieren könnten. Sie hätten vor ungewisser Per-
spektive gestanden, hätten wir es in den Koalitionsvertrag 
nicht aufgenommen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Sie haben es geschafft, dass durch das Zusammen- 
streichen der Förderung für energieeffiziente Gebäude 
der Wille der Deutschen, energetisch zu sanieren, über 
Nacht eingebrochen ist, weil die Kosten hoch und der 
Aufwand enorm waren. Das hat die Hauseigentümer ab-
geschreckt. Sie haben es geschafft, dass durch das Strei-
chen der E-Mobilitätsprämie die Krise des gesamten 
E-Auto-Marktes verschärft wurde. Und dann wundern 
Sie sich, dass die Leute keine Lust mehr haben!

Akzeptanz und Vertrauen führen zu mehr Klimaschutz; 
davon bin ich überzeugt. Das müssen wir als politische 
Mitte jetzt gewährleisten, und damit werden wir mit der 
Abarbeitung des Koalitionsvertrags jetzt beginnen.

Danke. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Ich darf das Wort erteilen dem Herrn Abgeordneten 

Manuel Krauthausen, AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Manuel Krauthausen (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Kolleginnen und Kolle-

gen! Verehrtes Publikum! Da sind wir wieder. Der Titel 
der Aktuellen Stunde der Grünen lautet „Klimakrise 
spitzt sich zu – Bundesregierung darf Klimaschutz nicht 
hintenanstellen“. Es ist logisch, dass das von Ihnen 
kommt, schließlich wollen Sie Ihre grüne Ideologie in 
den Vordergrund stellen, während Sie die wirtschaftli-
chen Interessen unseres Landes und die Freiheiten unse-
rer Bürger hintenanstellen.

(Beifall bei der AfD)

Und das alles nur, weil Sie, diverse NGOs, Stiftungen 
sowie staatlich finanzierte Wissenschaftler der Meinung 
sind, dass CO2 was ganz, ganz Böses ist. Ich als Fach-
mann aus der Praxis – Umweltexperte –,

(Lachen bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der Linken – Dr. Hendrik Hoppenstedt 
[CDU/CSU]: Ach so! Alles klar! – Dr. Jan- 
Niclas Gesenhues [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wahrscheinlich so ein Fachmann wie 
die Sachverständigen, die Sie immer benen-
nen!)

der in seinem Leben schon über 10 000 Emissionsschutz-
messungen gemacht hat und bestens mit der Zusammen-
setzung der Luft vertraut ist, will hier mal ein paar wis-
senschaftliche Fakten schaffen:

Unsere Luft besteht zu 78 Prozent aus Stickstoff, zu 
21 Prozent aus Sauerstoff, zu 0,9 Prozent aus Argon, zu 
0,04 Prozent aus Kohlendioxid, dazu kommen noch ge-
ringe Mengen an Methan, Helium, anderen Edelgasen 
und Staub.

(Timon Dzienus [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Und die AfD ist 100 Prozent rechts-
extrem!)

– Können Sie mal ein bisschen still sein?
(Timon Dzienus [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Nein! – Dr. Jan-Niclas Gesenhues 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Nee! Ist 
doch nicht Ihre Entscheidung!)

Sie legen stets den Fokus auf diese 0,04 Prozent CO2.
(Zuruf des Abg. Timon Dzienus [BÜND-

NIS 90/DIE GRÜNEN])
Das sind 440 ppm. Dieser Wert hat sich übrigens seit 
100 Jahren nicht mehr geändert. Gucken Sie mal in ein 
altes Buch!

(Dr. Jan-Niclas Gesenhues [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Lüge!)

Für diejenigen von Ihnen, die noch nie eine Berufsschule 
oder einen Hörsaal von innen gesehen haben

(Zurufe der Abg. Dunja Kreiser [SPD] und 
Dr. Fabian Fahl [Die Linke])

– klar, dass Sie da laut werden; Sie fühlen sich ja an-
gesprochen –: 440 ppm CO2, das bedeutet: Von 1 Million 
Teilchen in der Luft bestehen 440 aus CO2. Es gab Epo-
chen auf unserem Planeten, wo dieser Anteil mehr als 
dreimal so hoch war.

(Dr. Jan-Niclas Gesenhues [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ja, da hätten Sie hier nicht leben 
wollen!)

Und was war? Das Leben hat floriert. Es war herrlich!
(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die Fauna, die Flora: Alles hat aufgeblüht. Es gab reich-
lich Pflanzen. Dafür müssen wir noch nicht mal in die 
Zeitalter Jura, Trias oder Kreide zurückgehen. In der 
Trias lag übrigens der CO2-Gehalt bei 1 500 ppm; nur 
mal so. Wir haben jetzt 440.

(Dr. Fabian Fahl [Die Linke]: War da Land-
wirtschaft möglich?)

– Damals gab es noch keine Menschen.
(Beifall bei der AfD – Lachen bei Abgeord-
neten der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken – Holger Mann 
[SPD]: Warum wohl?)

Aber Sie können ja mal die Dinosaurier fragen. Ich 
wüsste auch nicht, dass die Dinos damals Kohlekraft-
werke betrieben hätten. Aber vielleicht wissen Sie das 
ja besser.
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(Daniel Rinkert [SPD]: O Gott, ist das alles 
primitiv! O Gott, ist das peinlich! – Frauke 
Heiligenstadt [SPD]: Das ist doch keine Büt-
tenrede!)

Im Jahr 1600 nach Christus hatten wir in Europa eine 
kleine Eiszeit. Um das 9. und 11. Jahrhundert gab es eine 
mittelalterliche Warmzeit. Zu dieser Zeit konnten die 
Briten bei sich Wein anbauen, und Grönland wurde „Grü-
nes Land“ genannt, weil es eisfrei war, und nicht, weil es 
von ein paar Grünen erobert wurde.

(Heiterkeit und Beifall bei der AfD)

Sie sehen also: Die Temperaturen schwankten schon 
immer auf unserer Erde. Es gab Kaltzeiten, es gab Warm-
zeiten, immer im gleichen Rhythmus.

(Zurufe von der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Die sind auch ohne anthropogenes CO2 gekommen.

(Zuruf der Abg. Dunja Kreiser [SPD])

Kaiser Karl, die Franken, Heinrich IV. sind in die 
Schlacht mit Pferden geritten und nicht mit Fahrzeugen 
mit Verbrennungsmotoren.

(Claudia Müller [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Es muss eigentlich schön sein, wenn 
die Welt so simpel ist!)

Die hatten übrigens auch keine Langstreckenraketen oder 
Taurus-Marschflugkörper, liebe CDU,

(Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]: Was 
erzählen Sie da eigentlich?)

was bestimmt konträr zu der Verpflichtung im Grund-
gesetz zur Klimaneutralität steht.

(Beifall bei der AfD)

Aber mal angenommen, man würde dieser Theorie 
vom erheblichen Einfluss des Menschen auf das Welt-
klima folgen. Wie wirken sich dann Naturereignisse wie 
jetzt der Ausbruch des Ätna am 12. Mai auf Ihre Berech-
nungen aus?

Der Ätna stieß bereits in Jahren ohne Ausbruch 25 Mil-
lionen Tonnen CO2 im Jahr aus.

(Dr. Fabian Fahl [Die Linke]: Das ist 1 Prozent 
der Emissionen! – Zurufe von der SPD und 
dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Es gibt derzeit 1 500 aktive Vulkane. Wenn die anderen 
Vulkane nur ein Drittel weniger CO2 als der Ätna aus-
stießen, dann kämen wir auf 25 Milliarden Tonnen CO2 – 
25 Milliarden!

(Mark Helfrich [CDU/CSU]: Wenn Sie auf-
hören würden, zu reden, dann könnten wir frü-
her ins Wochenende! Manometer!)

Deutschland emittiert im Jahr 572 Millionen Tonnen. 
Merken Sie selber, nicht?

(Beifall bei der AfD)

Dabei fand ich als Kind Ihre Partei sogar mal richtig 
cool. Ich dachte: Geil, die Grünen, die schützen Tiere,

(Zurufe der Abg. Daniel Rinkert [SPD] und 
Dr. Till Steffen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

die wollen unsere Wälder und Natur schützen. – Aber gut, 
früher, da war ich noch ein kleiner Küttel. Ich war jung 
und naiv. Ich hatte so viel Ahnung von Politik und Natur-
wissenschaften wie Annalena Baerbock heute von deut-
scher Grammatik

(Heiterkeit und Beifall bei der AfD – Zuruf 
vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Tätä!)

oder wie Lars Klingbeil von harter Arbeit und Finanz-
politik.

Fragen Sie sich mal bitte, warum Länder wie die Nie-
derlande ihre Gewächshäuser extra mit CO2 befüllen. 
Fotosynthese!

(Dunja Kreiser [SPD]: Warum ist denn die Re-
gierung in den Niederlanden zerbrochen? Ko-
misch! Die will keiner haben, die Rechten! – 
Weitere Zurufe von der SPD)

Pflanzen brauchen Kohlendioxid; das ist lebenswichtig 
für sie. Bei einer erhöhten Konzentration von CO2 wach-
sen diese nämlich schneller. Die bilden mehr Blattgrün, 
mehr Traubenzucker und können dann im Anschluss 
noch mehr CO2 aufnehmen und binden.

(Zuruf des Abg. Dr. Till Steffen [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Darum waren die Pflanzen und Bäume in der Urzeit ja 
auch so groß.

Und tun Sie mir noch einen Gefallen: Stellen Sie die 
Windkrafträder, die unsere Natur zerstören, nicht in un-
sere Wälder rein. Wenn die Dinger abfackeln, wird zu-
sätzlich SF6 freigesetzt, was circa 24 000-mal schädlicher 
als CO2 ist.

(Beifall bei der AfD)

Ihre Maßnahmen schaffen lediglich Probleme, und 
zwar komplett neue.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Abgeordneter, denken Sie an Ihre Redezeit.

Manuel Krauthausen (AfD):
Ich komme sofort zum Schluss.

(Dr. Jan-Niclas Gesenhues [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Nee, jetzt!)

Aber ich sehe auch keine Klimakrise auf uns zukom-
men. Einzig und allein: Ich bekomme eine Krise, wenn 
ich Ihnen zuhören muss.

(Dunja Kreiser [SPD]: Abschalten!)

Und ich habe auch die Lösung für Ihre Probleme: Wir 
haben überall CO2-Filteranlagen.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Abgeordneter!
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Manuel Krauthausen (AfD):
Die Dinger nennen sich Bäume. Also, pflanzen Sie 

neue Bäume, dann klappt das auch mit dem Klimaschutz!
Vielen Dank für Ihre aufgeregte Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die SPD-Fraktion darf ich aufrufen den Abgeord-

neten Jakob Blankenburg.
(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Jakob Blankenburg (SPD):
Vielen Dank. – Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Die vorherige Rede hat uns noch mal eindrück-
lich vor Augen geführt, warum es gut und richtig ist, dass 
wir hier regelmäßig über Klimaschutz reden – und wenn 
es nur zu Bildungszwecken ist.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen – insbesondere liebe 
Kolleginnen und Kollegen der Grünen –, ich möchte 
Ihnen noch mal ausdrücklich danken für die Aufsetzung 
dieser Aktuellen Stunde; denn Klimaschutz ist eine der 
größten Aufgaben unserer Zeit, und er sollte, wenn es 
nach mir ginge, noch viel regelmäßiger auf der Tages-
ordnung dieses Hauses stehen.

(Dr. Jan-Niclas Gesenhues [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Jawohl!)

Die Debatte bietet uns jetzt die Gelegenheit, nicht nur 
über die Klimaziele zu sprechen, sondern auch über 
das, was wir bereits erreicht haben, und das, was wir als 
Koalition noch vorhaben.

(Zuruf des Abg. Harald Ebner [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Aber bevor ich dazu komme, möchte ich einmal kurz 
zum Titel dieser Aktuellen Stunde etwas sagen. Er lautet: 
„Klimakrise spitzt sich zu – Bundesregierung darf Klima-
schutz nicht hintenanstellen“. Liebe Kolleginnen und 
Kollegen von den Grünen, beim ersten Teil des Titels 
haben Sie ja recht. Die Klimakrise ist real. Sie wird sicht-
barer; sie wird immer drängender. Aber zum zweiten Teil 
des Titels – „Die Bundesregierung darf den Klimaschutz 
nicht hintenanstellen“ – kann ich Ihnen nur sagen: Das ist 
schlicht falsch.

(Zurufe der Abg. Harald Ebner [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN] und Dr. Julia Verlinden 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Werfen Sie doch einfach einmal einen Blick auf die 
Ergebnisse des Koalitionsausschusses der vergangenen 
Woche!

(Zuruf von der CDU/CSU: Hört! Hört!)
Ich zitiere erneut die allererste Maßnahme gleich oben 
auf der Liste: Errichtungsgesetz für das Sondervermögen 
Infrastruktur und Klimaneutralität. – Die allererste Maß-
nahme, die diese Regierung ergreift, ist eine Klima-
schutzmaßnahme, und Sie behaupten, Klimaschutz wird 
hintenangestellt. Das Gegenteil ist also der Fall.

(Beifall bei der SPD – Dr. Jan-Niclas 
Gesenhues [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Ohne uns wäre das gar nicht drin!)

Die Bundesregierung macht Klimaschutz zur Priorität – 
schwarz auf weiß, gesetzgeberisch und finanziell.

Ich sage das mit so viel Nachdruck, liebe Kolleginnen 
und Kollegen von den Grünen, weil wir uns im Ziel ja 
einig sind: Deutschland muss bis 2045 klimaneutral 
sein. – Und wir wissen, wie groß diese Herausforderung 
ist. Genau deshalb sollten wir hier auch ehrlich und fair 
über politische Prozesse sprechen; denn Sie tun hier so, 
als hätten wir am Tag nach der Bundestagswahl alle Ge-
setze beschließen können.

(Dr. Jan-Niclas Gesenhues [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Nein, tun wir nicht! Wir wollen 
wissen, was Sie sich vorgenommen haben!)

Aber das ist doch nicht seriös, und das wissen Sie auch.
(Dr. Jan-Niclas Gesenhues [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das ist eine Verdrehung der Tatsa-
chen!)

Demokratische Gesetzgebung braucht Zeit, braucht Be-
teiligung, braucht Abstimmung. Und mehr noch: Klima-
schutz braucht nicht nur Gesetze, er braucht auch Umset-
zung und Wirkung.

(Zuruf des Abg. Harald Ebner [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Und diese Wirkung, liebe Kolleginnen und Kollegen, ent-
steht nicht einfach über Nacht.

Ich möchte noch eines klarstellen: Mir ist nicht egal, ob 
diese Wirkung eintritt, meiner Fraktion ist es nicht egal 
und meiner Partei auch nicht.

(Dr. Jan-Niclas Gesenhues [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Und Ihrem Koalitionspartner?)

Deshalb haben wir in der letzten Legislaturperiode ge-
meinsam mit Ihnen gehandelt.

Schauen wir uns unterschiedliche Bereiche an! 2021 
lag der Anteil der Erneuerbaren am Strommix bei 43 Pro-
zent, heute sind es über 60 Prozent.

(Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Haben wir doch gut gemacht!)

Denn wir haben das Klimaschutzgesetz modernisiert, Ge-
nehmigungsverfahren für Windräder vereinfacht und 
Milliarden investiert. Das ist bereits passiert.

(Marcel Queckemeyer [AfD]: Und was ist zu-
rückgekommen?)

Und im Koalitionsvertrag wird auch deutlich, was wir 
noch alles tun werden.

(Zuruf der Abg. Dr. Julia Verlinden [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Sie haben ja gerade gesagt, wir sollen mal ein paar Maß-
nahmen aufzählen. Ich nenne ein paar wenige.

Wir werden die Erneuerbaren weiter ausbauen, weitere 
Kaufanreize für E-Autos schaffen, die Ladeinfrastruktur 
ausbauen, in die Bahn investieren, und wir werden un-
bürokratische und sozial gestaffelte Entlastungen und 
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Förderungen auf den Weg bringen, damit niemand bei der 
Klimawende überfordert wird. Klimaschutz darf eben 
nicht auf Kosten des sozialen Zusammenhalts gehen, 
liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Ja, wir könnten viele Maßnahmen sicherlich schneller 
durchdrücken. Aber was nützt der schnellste Umbau, 
wenn am Ende nur diejenigen mithalten können, die oh-
nehin schon gut dastehen? Für uns als SPD steht fest: 
Klimaschutz gelingt nur, wenn alle mitkommen, wenn 
wir soziale Härten abfedern, Mieterinnen und Mieter 
nicht überfordern, Pendlerinnen und Pendler unterstützen 
und niemanden im Regen stehen lassen. Wir müssen also 
allen helfen, die es brauchen, so sehr, wie sie es brauchen, 
so sehr wir den Klimaschutz brauchen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich möchte Ihnen an 
dieser Stelle noch mal danken für Ihren Druck, für Ihre 
Beharrlichkeit und auch für Ihren Beitrag in den Beratun-
gen zum Sondervermögen. Dass jetzt 100 Milliarden 
Euro in den Klima- und Transformationsfonds fließen, 
ist auch das Ergebnis eines demokratischen Miteinanders.

(Zuruf des Abg. Harald Ebner [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Das zeigt: Wenn Demokratinnen und Demokraten ge-
meinsam Verantwortung übernehmen, dann geht etwas 
in diesem Land. – Dieser Weg ist mühsam, aber er ist 
möglich.

(Beifall bei der SPD)
Genau das sollten wir auch weiterhin tun; denn, liebe 

Kolleginnen und Kollegen, wir stehen nicht am Ende, 
sondern am Anfang einer tiefgreifenden Transformation. 
Lassen Sie uns diesen Weg gemeinsam gehen – mit Ehr-
geiz, mit Augenmaß, mit sozialer Verantwortung,

(Zuruf des Abg. Tobias Ebenberger [AfD])
für das Klima, für die Menschen, für unser Land und 
diesen Planeten!

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Ich darf für die CDU/CSU-Fraktion als letzte Rednerin 

in der Aussprache die Kollegin Anna Aeikens nach vorne 
bitten. Sie haben das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Anna Aeikens (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Mi-

nister! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Ich freue 
mich, heute hier erneut mit Ihnen über das Thema „Kli-
maschutz und Klimapolitik“ zu reden. Wenn das jetzt 
Standard wird, dann halte ich mir gerne die Freitagnach-
mittage für das Thema Klima frei.

Trotzdem muss ich ganz ehrlich sagen: Eine Aktuelle 
Stunde zu diesem Thema, um die Bundesregierung und 
uns daran zu erinnern, wie wichtig es ist, ist wirklich 
nicht notwendig. Wir bekennen uns klar zur Klimaneu-
tralität in Deutschland bis zum Jahr 2045 und zu dem 
Pariser Klimaabkommen. Als jüngste Abgeordnete mei-
ner Fraktion möchte auch ich ganz klar und deutlich 
sagen: Guter Umwelt- und Klimaschutz ist ein wesentli-
cher Bestandteil für generationengerechte Politik, auch 
wenn das der ein oder andere leugnen mag.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Trotz dieser grundsätzlichen Einigkeit in der Sache, 
liebe Grünen, kann ich Ihren Vorwurf der falschen Prio-
risierung nicht unkommentiert stehen lassen. Wir müssen 
nur daran zurückdenken, wie in der letzten Legislaturpe-
riode Politik gemacht worden ist, und an das ganze Chaos 
rund um das Thema Heizungsgesetz, was nicht nur kli-
mapolitischen Schaden angerichtet hat – Klammer auf: 
Im ersten Jahr des Heizungsgesetzes wurden so viele 
neue Gasheizungen eingebaut wie noch nie; Klammer 
zu. Denken wir auch daran zurück, wie Sie in diesem 
Zusammenhang mit der Gesellschaft umgegangen sind, 
für was für eine Verunsicherung Sie bei den Menschen 
gesorgt haben

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Ihr schafft es ja hof-
fentlich ab!)

oder wie Sie im letzten Jahr zusammen mit der FDP völ-
lig ohne Not das Klimaschutzgesetz entkernt und gleich-
zeitig alle Anforderungen des KSG schön in die nächste 
Legislaturperiode verschoben haben. So möchten wir 
nicht Politik machen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Felix Banaszak 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Ändern Sie 
das?)

Es freut mich ja, dass Sie Ihre grüne Kernidentität 
wiedergefunden haben. Aber der neuen Regierung hier 
schon nach anderthalb Monaten vorzuwerfen, falsch zu 
priorisieren, ist einfach nicht angemessen.

Keine Sorge, wir möchten uns ernsthaft um das Thema 
Klima kümmern. Aber der Unterschied zwischen uns und 
Ihnen ist: Wir wollen die Leute mitnehmen, und wir 
möchten ganz klar erklären, was wir tun, und vor allem 
auch die wirtschaftlichen Faktoren angemessen mit-
berücksichtigen.

Sie können es wahrscheinlich nicht mehr hören, aber 
es gehört zur Wahrheit dazu: Alleine können wir das 
Klima nicht retten. Wir brauchen internationale Formate 
und internationale Verhandlungen, um gemeinsam wirk-
samen Klimaschutz zu gestalten. Ich freue mich wirklich 
darauf, das mit den Kollegen hier vor Ort gemeinsam zu 
gestalten, um in der Thematik gemeinsam voranzukom-
men; denn gerade nach dem Ausscheiden der USA aus 
dem Pariser Abkommen ist das so wichtig wie noch nie. 
Die Welt schaut auf uns – auf Deutschland, auf die EU –, 
wie wir mit dem Thema umgehen.
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Natürlich müssen wir ein Vorbild sein und bleiben, 
weshalb ich kurz an das erinnern möchte, was unter an-
derem in dieser Koalitionszusammensetzung schon alles 
geschafft worden ist:

Beim Kohleausstieg haben wir als Union einen breiten 
gesellschaftlichen Konsens geschaffen – mit der Kohle-
kommission, mit klaren gesetzlichen Regelungen und mit 
einem realistischen Fahrplan bis 2038.

(Zuruf des Abg. Daniel Rinkert [SPD])
Das war kein einfacher Weg, aber einer, der Planungs-
sicherheit schaffte und mit dem wir Verantwortung für 
die Region und den Klimaschutz übernommen haben. 
Dass wir gleichzeitig Strukturhilfen für die betroffenen 
Regionen auf den Weg gebracht haben, zeigt, dass wir das 
nicht ideologisch, sondern verantwortungsvoll gestaltet 
haben.

Das Gleiche gilt beim Thema „erneuerbare Energien“; 
wir hatten das Beispiel heute schon das eine oder andere 
Mal. Mit den EEG-Reformen 2016 und 2021 haben wir 
die Fördersysteme entrümpelt, weg von starren Subven-
tionen, hin zu fairen Auktionen und höheren Ausbauzie-
len. So wurde der Ökostrom billiger, mehr Menschen 
können mitmachen, und vor allem bleibt die Wertschöp-
fung im Land. Das ist gut fürs Klima und für die Men-
schen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Der Ausbau erneuerbarer Energien ist unter anderem da-
durch auf ein Rekordhoch angewachsen.

Die Frage war ja auch immer wieder: Was hat die 
Regierung denn jetzt ganz genau vor? Klimaschutzpolitik 
ist wichtig, weil die wirtschaftliche Wettbewerbsfähig-
keit und die soziale Ausgewogenheit zusammengebracht 
werden können und vor allem auch zusammengebracht 
werden müssen.

Mein Kollege und Vorredner Christian Moser hat ja 
auch schon angesprochen, warum es wichtig ist, an ein-
zelnen Punkten zu arbeiten, wie zum Beispiel an der 
Planungsbeschleunigung. Die von uns vereinbarte Aus-
weitung von Genehmigungs- und Zustimmungsfiktionen, 
die Einrichtung von großen Expertenpools und vor allem 
das Lernen aus anderen erfolgreichen Verwaltungsrefor-
men für den Bereich „Klima- und Energiewende“ sind 
wichtige erste Schritte; denn es braucht wirklich nicht 
immer Verbote, Beschränkungen oder zusätzliche 
Klauseln, die draußen niemand versteht. Es braucht wirk-
same Klimapolitik mit den Menschen.

Das Wichtigste bei der Klimapolitik bleibt: Die Men-
schen müssen mitgenommen werden, Akzeptanz muss 
geschaffen werden. Ich freue mich deshalb darüber, 
dass wir uns darauf verständigt haben, die Leute auch 
im Energiebereich durch die Senkung der Stromsteuer 
merklich zu entlasten.

Hier noch einmal ganz herzlich die Einladung – und es 
ist eine ernstgemeinte Einladung –: Lassen Sie uns ge-
meinsam an der Klimapolitik arbeiten und sie gestalten! 
Ich freue mich darauf.

Schönes Wochenende.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir stehen am Ende 

der Aktuellen Stunde und der Aussprache. Es war mir 
eine Freude, Sie geleiten zu dürfen, bis wir zu diesem 
Endpunkt gekommen sind.

Am Ende möchte ich aber noch eine persönliche Bitte 
aussprechen: Wir hatten als neues Präsidium immer wie-
der darum gebeten, dass man bei der Ansprache miteinan-
der doch so umgeht, dass man, wie meine Oma es gesagt 
hätte, die anderen so anspricht, wie man selber auch an-
gesprochen werden möchte. „Werte Leugner des Klima-
wandels“, „Werte ‚All Cops Are Bastards‘-Fraktion“, 
„Liebe Demokraten“, „Liebe selbsternannte Demokra-
ten“, „Werte Landsleute“ und Ähnliches: Liebe Kollegin-
nen und Kollegen, unsere Bitte als Präsidium dazu war: 
Es wäre doch hilfreich, wenn wir uns als erwachsene 
Menschen begegnen und nicht noch eine Fantasie auf-
legen würden, die da heißt: „Liebe Chemtrail-Piloten“ 
oder „Liebe Außerirdische“ oder Ähnliches. Wir sollten 
das Parlament als würdigen Ort behandeln.

In diesem Sinne wünsche ich, dass der Pfingstgeist 
über Ihnen und uns allen ausströmt

(Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]: Was 
für ein Linker!)

und wir mit neuer Kraft am 24. Juni 2025 um 12 Uhr 
wieder im Deutschen Bundestag zusammentreten. 

(Beifall bei Abgeordneten im ganzen Hause)

Frohe Pfingsten!

(Schluss: 14:42 Uhr)
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Anlagen zum Stenografischen Bericht

Anlage 1 
Entschuldigte Abgeordnete

Abgeordnete(r)

Baerbock, Annalena BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Beutin, Lorenz Gösta Die Linke

Brand (Fulda), Michael CDU/CSU

Brückner, Maik Die Linke

Chrupalla, Tino AfD

Droßmann, Falko SPD

Edis, Mirze Die Linke

Foullong, Uwe Die Linke

Gennburg, Katalin Die Linke

Gohlke, Nicole Die Linke

Göring-Eckardt, Katrin BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Grimm, Christoph AfD

Hahn, Dr. Ingo AfD

Haise, Lars AfD

Janssen, Anne CDU/CSU

Kaddor, Lamya BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Kaiser, Elisabeth 
(gesetzlicher Mutterschutz)

SPD

Kaufmann, Dr. Malte 
(Teilnahme an einer  
Parl. Versammlung)

AfD

Kemmer, Ronja CDU/CSU

Keuter, Stefan 
(Teilnahme an einer  
Parl. Versammlung)

AfD

Klein, Dr. Ottilie CDU/CSU

Knodel, Sieghard fraktionslos

Koller, Hans CDU/CSU

Lamely, Pierre AfD

Lehmann, Sven BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Lemke, Steffi BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Abgeordnete(r)

Lindholz, Andrea CDU/CSU

Naujok, Edgar AfD

Özoğuz, Aydan SPD

Renner, Martin Erwin AfD

Roth (Augsburg), Claudia BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Röwekamp, Thomas 
(Teilnahme an einer  
Parl. Versammlung)

CDU/CSU

Rupp, Ruben AfD

Schiller, Manfred AfD

Schmidt, Uwe SPD

Schuhmann, Bernd AfD

Sichert, Martin AfD

Slawik, Nyke BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Stumpp, Christina CDU/CSU

Tauschwitz, Vivian 
(gesetzlicher Mutterschutz)

CDU/CSU

Trabert, Gerhard Die Linke

Vandre, Isabelle Die Linke

Vogel, Ingo SPD

Weidel, Dr. Alice AfD

Weisgerber, Dr. Anja CDU/CSU

Willnat, Christin Die Linke

Wolf, Dr. Alexander AfD

Zippelius, Nicolas CDU/CSU
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Anlage 2 

Amtliche Mitteilungen ohne Verlesung
Der Bundesrat hat in seiner 1054. Sitzung am 23. Mai 

2025 beschlossen, seine Geschäftsordnung in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 26. November 1993 
(BGBl. I S. 2007), zuletzt geändert durch Beschluss des 
Bundesrates vom 16. September 2022 (BGBl. I S. 1513), 
zu ändern.

Die folgenden Ausschüsse haben mitgeteilt, dass sie 
gemäß § 80 Absatz 3 Satz 2 der Geschäftsordnung von 
einer Berichterstattung zu den nachstehenden Vorlagen 
absehen:
Haushaltsausschuss
– Unterrichtung durch die Bundesregierung

Vorläufige Haushaltsführung 2025
Mitteilung über die Erteilung einer überplanmäßi-
gen Verpflichtungsermächtigung bei Kapitel 0902
Titel 882 01 – Zuweisungen für betriebliche Inves-
titionen und wirtschaftsnahe Infrastrukturmaß-
nahmen im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruk-
tur“ – bis zur Höhe von 172,924 Mio. Euro
Drucksachen 21/7, 21/251 Nr. 1

– Unterrichtung durch die Bundesregierung
Vorläufige Haushaltsführung 2025
Mitteilung über die Erteilung einer überplanmäßi-
gen Verpflichtungsermächtigung bei Kapitel 0512
Titel 518 21 – Mieten und Pachten – bis zur Höhe
von 53,795 Mio. Euro
Drucksachen 21/8, 21/251 Nr. 2

– Unterrichtung durch die Bundesregierung
Vorläufige Haushaltsführung und Wirtschafts-
führung des Klima- und Transformationsfonds
2025; Mitteilung über die Erteilung einer über-
planmäßigen Verpflichtungsermächtigung bis zur
Höhe von insgesamt 300 Mio. Euro bei Kapitel 6092
Titel 893 15 „Klimafreundlicher Neubau und Ge-
werbe zu Wohnen“
Drucksachen 21/9, 21/251 Nr. 3

– Unterrichtung durch die Bundesregierung
Vorläufige Haushaltsführung und Wirtschaftsfüh-
rung des Klima- und Transformationsfonds 2025;
Mitteilung über die Erteilung einer überplanmäßi-
gen Verpflichtungsermächtigung bis zur Höhe von
insgesamt 1,220791 Mrd. Euro bei Kapitel 6092
Titel 893 10 „Förderung von Maßnahmen der
Energieeffizienz und erneuerbarer Energien im
Gebäudebereich“
Drucksachen 21/10, 21/251 Nr. 4

– Unterrichtung durch die Bundesregierung
Vorläufige Haushaltsführung 2025
Mitteilung über die Erteilung einer überplanmäßi-
gen Verpflichtungsermächtigung bei Kapitel 1201
Titel 682 12 – Ausgaben der „Die Autobahn GmbH

des Bundes“ für Betrieb, Planungsleistungen und 
Verwaltung – bis zur Höhe von 29,8 Mio. Euro und 
einer überplanmäßigen Verpflichtungsermächti-
gung bei Kapitel 1201 Titel 891 11 – Investitionen 
der „Die Autobahn GmbH des Bundes“ – bis zur 
Höhe von 119,1 Mio. Euro
Drucksachen 21/35, 21/251 Nr. 13

– Unterrichtung durch die Bundesregierung
Vorläufige Haushaltsführung 2025
Mitteilung über die Erteilung einer überplanmäßi-
gen Verpflichtungsermächtigung bei Kapitel 3004
Titel 685 30 „Gesundheitsforschung, Medizintech-
nik und globale Gesundheit“ in Höhe von bis zu
152 Mio. Euro
Drucksachen 21/36, 21/251 Nr. 14

– Unterrichtung durch die Bundesregierung
Vorläufige Haushaltsführung 2025
Mitteilung über die Erteilung einer überplanmäßi-
gen Verpflichtungsermächtigung bei Kapitel 1713
Titel 671 01 – Kosten der Durchführung von Semi-
naren in den staatlichen Bildungszentren, die in
Zusammenarbeit mit den Vertragspartnern betrie-
ben werden – bis zur Höhe von 120,75 Mio. Euro
Drucksachen 21/37, 21/251 Nr. 15

– Unterrichtung durch die Bundesregierung
Vorläufige Haushalts- und Wirtschaftsführung des
Klima- und Transformationsfonds (KTF) 2025;
Mitteilung über die Erteilung einer überplanmäßi-
gen Verpflichtungsermächtigung bis zur Höhe von
insgesamt 305,062 Mio. Euro bei Kapitel 6092 Ti-
tel 893 03 „Transformation Wärmenetze“
Drucksachen 21/38, 21/251 Nr. 16

– Unterrichtung durch die Bundesregierung
Vorläufige Haushaltsführung 2025
Mitteilung über die Erteilung einer überplanmäßi-
gen Verpflichtungsermächtigung bei Kapitel 3004
Titel 894 23 – Mikroelektronik und Supercompu-
ting – Investitionen – bis zur Höhe von insgesamt
19,664 Mio. Euro
Drucksachen 21/48, 21/251 Nr. 17

– Unterrichtung durch die Bundesregierung
Vorläufige Haushalts- und Wirtschaftsführung des
Klima- und Transformationsfonds (KTF) 2025;
Mitteilung über die Erteilung einer überplanmäßi-
gen Verpflichtungsermächtigung bis zur Höhe von
insgesamt 284,439 Mio. Euro bei Kapitel 6092 Ti-
tel 686 08 „Energieeffizienz in Industrie und Ge-
werbe“
Drucksachen 21/49, 21/251 Nr. 18

– Unterrichtung durch die Bundesregierung
Vorläufige Haushaltsführung 2025
Mitteilung über die Erteilung einer überplanmäßi-
gen Verpflichtungsermächtigung bei Kapitel 0903
Titel 698 01 – Anpassungsgeld für Arbeitnehmer
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und Arbeitnehmerinnen des Braunkohletagebaus 
und der Stein- und Braunkohleanlagen (APG) – 
bis zur Höhe von insgesamt 22 Mio. Euro

Drucksachen 21/50, 21/251 Nr. 19
– Unterrichtung durch die Bundesregierung

Deutscher Fortschrittsbericht 2025

Drucksachen 21/62, 21/251 Nr. 20
– Unterrichtung durch die Bundesregierung

Vorläufige Haushaltsführung 2025

Erteilung einer überplanmäßigen Verpflichtungs-
ermächtigung bei Kapitel 0902 Titel 686 12 – För-
derung gemeinwohlorientierter kleiner und mitt-
lerer Unternehmen (Social Entrepreneurship) –
bis zu einer Höhe von 5,017 Mio. Euro

Drucksachen 21/77, 21/251 Nr. 21
– Unterrichtung durch die Bundesregierung

Vorläufige Haushaltsführung 2025

Mitteilung über die Erteilung einer überplanmäßi-
gen Verpflichtungsermächtigung bei Kapitel 0902
Titel 683 32 – Raumfahrtprogramm für Innova-
tion und internationale Kooperation – Forschungs- 
und Entwicklungsvorhaben – in Höhe von bis zu
28,77 Mio. Euro

Drucksachen 21/78, 21/251 Nr. 22
– Unterrichtung durch die Bundesregierung

Vorläufige Haushaltsführung 2025

Mitteilung über die Erteilung einer überplanmäßi-
gen Verpflichtungsermächtigung bei Kapitel 0904
Titel 532 04 – Kosten der Beteiligung des Bundes
an Weltausstellungen im Ausland – bis zur Höhe
von insgesamt 14,168 Mio. Euro

Drucksachen 21/79, 21/251 Nr. 23
– Unterrichtung durch die Bundesregierung

Vorläufige Haushaltsführung 2025

Mitteilung über die Erteilung einer überplanmäßi-
gen Verpflichtungsermächtigung bei Kapitel 3004
Titel 683 20 – Kommunikationssysteme, IT-Sicher-
heit – bis zur Höhe von insgesamt 19,338 Mio. Euro

Drucksachen 21/82, 21/251 Nr. 25
– Unterrichtung durch die Bundesregierung

Vorläufige Haushaltsführung 2025

Mitteilung über die Erteilung einer überplanmäßi-
gen Verpflichtungsermächtigung bei Kapitel 3004
Titel 683 26 – Innovative und digitalisierte Mate-
rialforschung für nachhaltiges Wachstum und
Ressourcensouveränität – bis zur Höhe von insge-
samt 20,292 Mio. Euro

Drucksachen 21/85, 21/251 Nr. 26

– Unterrichtung durch die Bundesregierung
Vorläufige Haushaltsführung 2025
Mitteilung über die Erteilung einer überplanmäßi-
gen Verpflichtungsermächtigung bei Kapitel 3004
Titel 685 41 – Energietechnologien und effiziente
Energienutzung; Grüner Wasserstoff – For-
schungs- und Entwicklungsvorhaben – in Höhe
von bis zu 17,3 Mio. Euro
Drucksachen 21/86, 21/251 Nr. 27

– Unterrichtung durch die Bundesregierung
Vorläufige Haushaltsführung 2025
Mitteilung über die Erteilung einer überplanmäßi-
gen Verpflichtungsermächtigung bei Kapitel 3004
Titel 683 40 – Bioökonomie – in Höhe von bis zu
37,2 Mio. Euro
Drucksachen 21/87, 21/251 Nr. 28

– Unterrichtung durch die Bundesregierung
Vorläufige Haushaltsführung 2025
Mitteilung über die Erteilung einer überplanmäßi-
gen Verpflichtungsermächtigung bei Kapitel 3004
Titel 685 40 – Globaler Wandel und Klimafor-
schung – in Höhe von bis zu 19,02 Mio. Euro
Drucksachen 21/94, 21/251 Nr. 29

– Unterrichtung durch die Bundesregierung
Vorläufige Haushaltsführung 2025
Mitteilung über die Erteilung einer überplanmäßi-
gen Verpflichtungsermächtigung bei Kapitel 1703
Titel 684 11 – Freiwilligendienste – bis zur Höhe
von insgesamt 49,95 Mio. Euro
Drucksachen 21/104, 21/251 Nr. 31

Verkehrsausschuss
– Unterrichtung durch die Bundesregierung

9. Sektorgutachten Bahn der Monopolkommission
gemäß § 78 Absatz 1 des Eisenbahnregulierungs-
gesetzes
Bahn 2023: Time to GO. Endlich qualitätswirksam 
in den Wettbewerb!
– Drucksache 20/8027 –
hier: Stellungnahme der Bundesregierung
Drucksachen 21/21, 21/251 Nr. 8

– Unterrichtung durch den Bundesrechnungshof
Bericht nach § 99 der Bundeshaushaltsordnung
über die schleppende Modernisierung maroder
Brücken an Bundesfernstraßen
Drucksachen 21/80, 21/251 Nr. 24

– Unterrichtung durch die Bundesregierung
Verkehrsinvestitionsbericht für das Berichts-
jahr 2023
Drucksachen 21/125, 21/251 Nr. 33
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